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In diesem Jahr veröffentlichen Welthungerhilfe und terre des hommes Deutschland den  

20. Bericht „Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik“. Dieser jährliche Bericht erscheint seit 

1993 und versteht sich als kritische Analyse der Entwicklungspolitik der Bundesregierung.

In diesem Jahr wird er erstmals in zwei Teilen erscheinen. Da die Publikation sich als OECD-

DAC-Schattenbericht zur offiziell deklarierten deutschen Entwicklungspolitik versteht, wurde 

die mit diesem Berichtsteil vorgelegte Analyse der qualitativen Aspekte deutscher öffent-

licher Leistungen stärker in die Nähe der Veröffentlichung der DAC-Zahlen im April 2012 

gerückt. Die Analyse der quantitativen Aspekte erfolgt weiterhin im Zusammenhang mit 

der Verabschiedung des Bundeshaushalts im Herbst 2012 in einem separaten Berichtsteil.

Der vorliegende Bericht versteht sich zudem als inhaltliche Fortführung des letztjährigen, 

der sich mit den Wirkungen deutscher Entwicklungspolitik befasste. Die im 4. Hochran-

gigen Forum zur besseren Wirksamkeit von Entwicklungszusammenarbeit begründete 

„Busan-Partnerschaft für wirksame Entwicklungszusammenarbeit“ bezieht erstmals Schwel-

lenländer wie China und Indien sowie in stärkerem Maße den Privatsektor ein. Daher stehen 

– ausgehend von der Frage „Wohin steuert die Entwicklungspolitik?“ – der Überblick und 

die Analyse neuer entwicklungspolitischer Konzepte der Bundesregierung im diesjährigen 

Fokus. Entwicklungspolitische Neuausrichtungen, Bestrebungen zum Aufbau von Partner-

schaften und nationale wie auch internationale Schwerpunktsetzungen werden skizziert 

und bewertet. 

Aus den wesentlichen Schlussfolgerungen leiten sich entwicklungspolitische Handlungs-

empfehlungen an die Bundesregierung ab – insbesondere hinsichtlich der im Juni des 

Jahres anstehenden UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung in Rio de Janeiro. Diese 

Handlungsempfehlungen schließen an die Diskussion um alternative Messgrößen für 

Wachstum jenseits des Bruttoinlandsproduktes als dominierender Größe für Wohlstand 

und Fortschritt an. 

Bonn / Osnabrück, im März 2012

Dr. Wolfgang Jamann

Generalsekretär

Vorstandsvorsitzender der Welthungerhilfe

Danuta Sacher 

Vorstandsvorsitzende

terre des hommes Deutschland e.V.
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

l	 Veränderte Rahmenbedingungen der Entwick-
lungspolitik. Eine Reihe ökonomischer, sozialer 
und ökologischer „Megatrends“ beeinflussen die 
weltweite Bekämpfung von Armut und Hunger 
nachhaltig� Dazu zählen unter anderem:

  –   Tiefgreifende Verschiebungen in den  
ökonomischen und politischen Kräfte-
verhältnissen der Staaten

  –   Die zunehmende (ökonomische) Aus-
differenzierung der Länder des Süden

  –   Wachsende soziale Disparitäten innerhalb 
vieler Länder

  –   Verschärfte ökologische Risiken

l	 Suche nach neuen Entwicklungskonzepten. 
Die Diskussionen über die Neuausrichtung der 
Entwicklungspolitik angesichts der veränderten 
globalen Rahmenbedingungen vollzogen sich auf 
Regierungsebene zunächst in den klassischen Ge-
berorganisationen� Der Entwicklungsausschuss 
(DAC) der OECD rief bereits 2007 eine Reflection 
Group ins Leben, die Vorschläge zur Zukunft des 
westlichen Geberbündnisses formulieren sollte� 
Ähnliche Diskussionsprozesse begannen später 
auf EU-Ebene� Im Rahmen des 4� Hochrangigen 
Forums zur Wirksamkeit der Entwicklungszu-
sammenarbeit und der G20-Arbeitsgruppe für 
Entwicklung wurden Länder des Südens verstärkt 
in die Überlegungen einbezogen� Mit den begin-
nenden Debatten über die Post-2015-Entwick-
lungsagenda der Vereinten Nationen erreichen 
diese Diskussionen nun die globale Ebene� Durch 
die UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung 
(„Rio+20“) im Juni 2012 gewinnen sie an zusätzli-
cher Dynamik�

l	 Ambivalente Beurteilung der „Busan-Partner-
schaft“. Das 4� Hochrangige Forum zur Wirk-
samkeit der Entwicklungszusammenarbeit war 
bemerkenswert, weil sein Abschlussdokument 
erstmals auch von sogenannten „neuen Gebern“ 
wie China, Indien und Brasilien mitgetragen wur-
de – allerdings nur auf freiwilliger Basis� Den-
noch zeichnet sich mit der „Busan-Partnerschaft“ 
ein Wandel in den Nord-Süd-Beziehungen ab, der 
die neuen geopolitischen Realitäten reflektiert� 
Anders als in der Pariser Erklärung verknüpften 
die Regierungen die allgemeinen Absichtserklä-
rungen jedoch nicht mit konkreten Zielen, Indi-
katoren und Zeitplänen� Dies soll bis Juni 2012 
nachgeholt werden�

l	 Konzeptionelle Neuausrichtung der deutschen 
Entwicklungspolitik. Das BMZ reagierte auf die 
weltwirtschaftlichen Machtverschiebungen und 
die zunehmende Ausdifferenzierung der Schwel-
len- und Entwicklungsländer mit einem eigenen 
Konzept für die Zusammenarbeit mit den soge-
nannten „Globalen Entwicklungspartnern“� Zur 
Kerngruppe zählt das BMZ-Konzept Brasilien, 
Indien, Indonesien, Mexiko und Südafrika� Als 
strategische Handlungsfelder werden die The-
men Klima und Umwelt, Wirtschaftsentwicklung 
sowie die Gestaltung der globalen Entwicklungs-
agenda benannt� Ein ressortübergreifendes Kon-
zept zur intensiveren politischen Zusammen-
arbeit mit den neuen „Gestaltungsmächten“ er-
gänzt die Neuausrichtung�

Auf einen Blick
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Highlights – auf einen Blick

l	 Verstärkte Menschenrechts-Kohärenz der 
deut schen Entwicklungspolitik angekündigt. 
Das BMZ macht mit einem eigenen Konzept die 
Menschenrechte zum verbindlichen Leitbild der 
deutschen EZ� Es ist beabsichtigt, alle staatlichen 
EZ-Projekte einem „Menschenrechts-TÜV“, also 
einer menschenrechtlichen Risikoprüfung, zu 
unterziehen� Alle Debatten um mehr Kohärenz 
bleiben aber wirkungslos, wenn es keine Kohä-
renz zu anderen Politikfeldern mit Menschen-
rechtsauswirkungen gibt� Neben verbindlichen 
und an klare Kriterien gekoppelten BMZ-Richt-
linien und der Stärkung der BMZ-internen Men-
schenrechtskompetenzen bedarf es darüber hi-
naus einer intensiveren Ressortzusammenarbeit, 
um die Menschenrechtskohärenz des auswärti-
gen Handelns der Bundesregierung insgesamt zu 
gewährleisten�

l	 Vermehrte ODA-Anrechnung von Marktkredi-
ten. Seit dem Regierungswechsel ist ein verstärkter 
Trend zur Nutzung von ODA-anrechenbaren Kre-
diten zu Marktkonditionen in der Entwicklungsfi-
nanzierung zu verzeichnen� Die Höhe dieser zins-
subventionierten Kredit-Mischfinanzierung stieg 
um mehr als das Dreifache von 332 Millionen Euro 
2008 auf 1�155 Millionen Euro 2010� Die Koppe-
lung der öffentlichen EZ-Gelder mit Marktmitteln 
birgt allerdings die Gefahr eines Strohfeueref-
fekts: Sie steigert die ODA-Quote zwar kurzfristig, 
die Tilgungen der Marktmitteldarlehen gehen in 
den kommenden Jahren aber als negative ODA in 
die Berechnungen ein und reduzieren die ODA-
Quote entsprechend� Zudem kommen diese Mittel 
vor allem den wirtschaftlich stärkeren Entwick-
lungsländern zugute, die ärmsten Länder gehen 
weitgehend leer aus� 

l	 Kohärentes Entwicklungskonzept der Bundes-
regierung weiterhin gefordert. Es fehlt noch im-
mer ein konsistentes Gesamtkonzept der Bundes-
regierung, das dem Anspruch von Entwicklungs-
politik als „globaler Strukturpolitik“ gerecht wird� 
Die Reorientierung auf die bilaterale EZ und die 
Überbetonung der Entwicklungskooperation mit 
deutschen Unternehmen sind Signale in die fal-
sche Richtung� Die Entwicklungspolitik steht zu-
dem vor einem grundsätzlichen Dilemma: Auf der 
einen Seite ist das Spektrum der zu bearbeitenden 
Probleme von den wachsenden sozialen Disparitä-
ten über den Klimawandel bis zu den Auswirkun-
gen der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
immens; auf der anderen Seite sind der Aktions-
radius und das Mandat der Entwicklungspolitik 
eng begrenzt� Mit anderen Worten: Handlungsbe-
darf und Handlungskapazität des BMZ sind im-
mer weniger deckungsgleich� Die Antwort muss 
in einer substantiellen Aufwertung der deutschen 
Entwicklungspolitik liegen�
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Die globalen Rahmenbedingungen der Entwick-
lungspolitik befinden sich in einem fundamen-
talen Wandel� Er ist gekennzeichnet durch eine 
Reihe ökonomischer, sozialer und ökologischer 
„Megatrends“, die die Bekämpfung von Armut und 
Hunger nachhaltig beeinflussen wird� Dazu zäh-
len unter anderem:

l	 Tiefgreifende Verschiebungen in den ökono-
mischen und politischen Kräfteverhältnissen der 
Staaten: Gemessen an der Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen ist China mittlerweile hin-
ter den USA die zweitgrößte Wirtschaftsmacht 
der Welt� In 30 Jahren wird sich unter den sie-
ben wirtschaftsstärksten Ländern der Erde (dann 
voraussichtlich China, USA, Indien, Brasilien, 
Mexiko, Russland und Indonesien) nur noch ein 
„Industrieland“ aus dem Kreis der klassischen G7 
befinden�1 Der Anteil der Länder des Südens am 

Welthandel stieg von 30 Prozent 
1995 auf 45 Prozent 2010�2 Un-
ter den zehn größten börsenno-
tierten Konzernen der Welt 2011 
sind drei chinesische und ein 
brasilianisches Unternehmen�3 
Über drei Viertel der weltweiten 
Devisenreserven werden von 
Ländern des Südens gehalten 

(allein 3,2 Billionen US-Dollar von China)4, weni-
ger als ein Viertel von den klassischen Industrie-
ländern; das Verhältnis hat sich damit innerhalb 
einer Dekade umgekehrt� China ist heute der mit 
Abstand größte Gläubiger der USA� Hätte China 
in den vergangenen zehn Jahren nicht massiv 
amerikanische Staatsanleihen aufgekauft (Stand 
Dezember 2011: 1,101 Billionen US-Dollar)5, hät-
te die US-Regierung weder die Militäreinsätze 
in Afghanistan und dem Irak noch ihr Konjunk-
turprogramm zur Überwindung der jüngsten 
Wirtschafts- und Finanzkrise bezahlen können�  
Die neuen Wirtschaftsmächte des Südens spie-
len auch als Entwicklungsfinanziers eine immer 

1 Vgl. Wilson/Stupnytska (2007).

2 Vgl. WTO (2011), Kap. I.

3 Vgl. www.ft.com/ft500 (Ranking nach Marktwert).

4 Stand Dezember 2011,Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/List_of_
countries_by_foreign-exchange_reserves.

5 Vgl. www.treas.gov/tic/mfh.txt.

größere Rolle� Die Süd-Süd-Kooperation der soge-
nannten „neuen Geber“ erreichte bereits 2008 eine 
Größenordnung von 15,3 Milliarden US-Dollar�6 Sie 
füllt damit einen Teil der „ODA-Lücke“, die auf-
grund der unzureichenden Erfüllung der Ver-
pflichtungen westlicher Geber zur Erhöhung der 
öffentlichen Entwicklungsfinanzierung besteht�7

Spiegelbild der ökonomischen Machtverlagerun-
gen ist der Bedeutungszuwachs der G20 zum 
„premier forum for our international economic 
cooperation”�8 Ihr gehören zehn Länder des Südens 
an, von deren Zustimmung jede Entscheidung der 
G20 abhängig ist�9

l	 Die zunehmende (ökonomische) Ausdifferen-
zierung der Länder des Südens: Das wirtschaft-
liche Gefälle zwischen den reichsten und den 
ärmsten Ländern der Welt hat sich in den vergan-
genen Jahren vergrößert� Aber auch innerhalb der 
Gruppe der vormals klassischen Entwicklungslän-
der nehmen die ökonomischen Unterschiede zu� 
Während sich in Ländern wie Südkorea, China und 
Indien rasante Wachstumsprozesse vollzogen ha-
ben, stagniert die ökonomische Entwicklung in 
vielen der LDCs (Least Developed Countries)� Das 
durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen hat sich 
in China seit 1990 verzehnfacht, in Bangladesch 
dagegen weniger als verdoppelt, und in der De-
mokratischen Republik Kongo ist es infolge des 
jahrelangen Bürgerkriegs heute niedriger als vor 
20 Jahren (vgl� Abbildung 1)�10 Die ökonomischen 
Differenzierungsprozesse haben auch zur Folge, 
dass gemessen am durchschnittlichen Bruttoin-
landsprodukt (BIP) pro Kopf einige Länder des 
Südens inzwischen auch Länder der EU überholt 
haben� Das durchschnittliche Prokopfeinkom-
men in Argentinien, Libanon und Malaysia ist 
beispielsweise höher als in Bulgarien oder Rumä-
nien, das Pro-Kopf-BIP Südkoreas liegt über dem 
Griechenlands, Italiens oder Spaniens� Die Länder 

6 Vgl. UN DESA (2010), S. 72ff.

7 Vgl. dazu auch das Weißbuch der chinesischen Regierung zur 
Entwicklungshilfe Chinas, das im April 2011 veröffentlich wurde 
(People’s Republic of China (2011)).

8 G20 (2009), Pkt. 19.

9 Argentinien, Brasilien, China, Indien, Indonesien, Mexiko, Saudi 
Arabien, Südafrika, Südkorea und Türkei;Vgl. www.g20.org.

10 Vgl. IMF World Economic Outlook Database (www.imf.org/exter-
nal/ns/cs.aspx?id=28).
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Kapitel 1 | Rahmenbedingungen der Entwicklungspolitik 

des Südens waren zwar noch nie eine sozioöko-
nomisch homogene Gruppe� Die G77 als politi-
scher Zusammenschluss dieser Länder hat ihre 
Inte ressendivergenzen schon in der Vergangenheit 
nur mühsam überbrückt� Dies wird in Zukunft in 
immer geringerem Maße möglich sein� Neue poli-
tische Allianzen jenseits der klassischen Trenn-
linie zwischen Nord und Süd bzw� Industrie- und 
Entwicklungsländern sind die Folge� Ein Beispiel 
ist die Global Governance Group (3G), die sich als 
informelle Interessenvertretung von Ländern ge-
bildet hat, die nicht der G20 angehören� Dazu zäh-
len u�a� Singapur, Chile, die Philippinen und die 
Schweiz� 

l	 Wachsende soziale Disparitäten innerhalb vie-
ler Länder: Mit der rasanten ökonomischen Ent-
wicklung wuchs innerhalb vieler Länder die Kluft 
zwischen Arm und Reich� Zwar trug das Wirt-
schaftswachstum vor allem in China und Indien 
zu einer massiven Reduzierung der Einkommens-
armut bei� Zugleich leben in diesen Ländern aber 
noch immer hunderte Millionen von Menschen 
unter der Armutsgrenze�11 Ihre Zahl ist in Indien 
mit 456 Millionen höher als in ganz Afrika (434 
Millionen)�12 Während 1990 noch etwa 93 Pro-
zent der Ärmsten in den armen Ländern gelebt 
haben, leben heute rund 72 Prozent in Ländern 
mit mittlerem Einkommen (vgl� Abbildung 2)� Auf 
der anderen Seite ist in diesen Ländern die Zahl 
der Reichen höher als jemals zuvor�13 2010 gab 
es in China 535�000 Millionäre, und damit mehr 
als in Großbritannien (454�000) oder Frankreich 
(396�000)�14 In Indien ist die Zahl der Milliardäre 
mittlerweile höher als in Deutschland�15 Mit den 
wachsenden sozialen Gegensätzen nimmt auch 
das Potential für soziale Spannungen zu� 

l	 Verschärfte ökologische Risiken: Der weltwei-
te Ausstoß von Kohlendioxid erreichte 2010 ein 
neues Rekordniveau�16 Dennoch konnte sich die 
Staatengemeinschaft bislang nicht auf effektive 
Maßnahmen gegen den gefährlichen Klimawandel 
einigen� Als Folge steigt das Risiko von akuten Um-

11 Die Weltbank gibt als Schwelle der extremen Armut ein tägliches 
Prokopfeinkommen von 1,25 US-Dollar (in Kaufkraftparitäten) an.

12 Vgl. Datenbank der Weltbank (http://povertydata.worldbank.org/
poverty/home). Die aktuellsten verfügbaren Zahlen gelten für 
das Jahr 2005. 

13 Vgl. Capgemini/Merill Lynch (2011). Der Bericht bezieht sich auf 
sog.  High Net Worth Individuals (HNWI), die über ein investier-
bares Vermögen (ohne Wohneigentum und Konsumgüter) von 
mindestens einer Millionen US-Dollar verfügen.

14 Ebd., S. 7.

15 Nach der Forbes-Liste gab es 2011 in Indien 55 Milliardäre, in 
Deutschland waren es 52 (vgl. www.forbes.com/wealth/billio-
naires).

16 Vgl. z.B. www.physorg.com/news/2011-11-biggest-global-gases.
html. 

weltkatastrophen wie Dürren und Überschwem-
mungen� Zugleich verschärft sich die Gefahr irre-
versibler Umweltfolgen wie der Übernutzung der 
Trinkwasserreserven, der Degradation der Böden 
und der Versauerung der Ozeane mit den daraus 
resultierenden Schädigungen für Fischbestände 
und Korallenriffs� All dies konterkariert bereits 
erreichte Entwicklungsfortschritte und gefährdet 
die Lebensgrundlage von vielen hundert Millionen 
Menschen in Afrika, Asien und Lateinamerika�

All diese Phänomene sind nicht neu und werden 
in Politik und Gesellschaft breit diskutiert� Auch 
für die Entwicklungspolitik werfen die wirtschaft-
lichen Umbrüche und die veränderten globalen 
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Rahmenbedingungen eine Reihe grundsätzlicher 
Fragen auf: 

Wie kann die klassische westliche Entwicklungs-
politik dem Tatbestand ihrer schleichenden Margi-
nalisierung begegnen? Entwicklungspolitik hatte 
seit jeher nur einen sehr beschränkten Einfluss 
auf die Entwicklung der Länder des Südens� Die 
Auswirkungen der jüngsten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise, die Preisausschläge auf den Agrar-
märkten und die zunehmend spürbaren Folgen 
des Klimawandels machen dies umso deutlicher� 
Sie zeigen, dass die Politik der westlichen Wirt-
schafts-, Finanz-, Agrar- und Umweltministerien 
die Entwicklung der Länder des Südens weit mehr 
beeinflusst als es die Entwicklungspolitik vermag� 
Ihr Stellenwert wird zusätzlich durch die zuneh-
mende Zahl neuer Akteure der Entwicklungszu-

sammenarbeit („neue Geber“) 
relativiert� Schließlich reduziert 
die selbstauferlegte Begrenzung 
der Zahl von Partnerländern 
den Aktionsradius der Entwick-
lungspolitik zusätzlich� Was be-
deutet es beispielsweise für die 

deutsche Entwicklungspolitik, wenn sie nur noch 
mit 50 der rund 130 Länder des Südens als Partner-
länder zusammenarbeitet und wie werden diese 
ausgewählt? Überlässt sie damit die Kooperation 
mit den anderen, zumeist wirtschaftsstärkeren 
Ländern dem Wirtschafts-, Finanz- oder Außen-
ministerium? Schlittert die Entwicklungspolitik 
zusehends in die Irrelevanzfalle?

Welche Konsequenzen ergeben sich für die zu-
künftige Konzeption der Entwicklungspolitik aus 
der Tatsache, dass die Mehrheit der extrem Armen 
heute nicht in den ärmsten Ländern lebt, sondern 
in Indien, China und anderen Mitgliedern der 
G20? Wie kann die Entwicklungszusammenarbeit 
mit Ländern legitimiert werden, in denen reiche 
Vermögensbesitzer und transnationale Konzerne 
Steuervergünstigungen genießen, die Steuerquote 
unterproportional niedrig ist und zugleich die so-
zialen Disparitäten wachsen? 

Welche politische Relevanz hat der Stufenplan der 
EU zur Erhöhung der öffentlichen Entwicklungs-
finanzierung (ODA) auf 0,7 Prozent des europäi-
schen Bruttonationaleinkommens (BNE) bis 2015 
angesichts des drohenden Staatsbankrotts Grie-
chenlands und der Finanzkrise Portugals, Spani-
ens und Italiens� Sollte Griechenland von seinen 
ODA-Verpflichtungen entbunden werden? Und 
Portugal, Spanien und Italien ebenso? Wie kön-
nen angesichts der sozioökonomischen Krisen 
in Europa künftig interregionale Finanztransfers 
normativ begründet und in ihrer Höhe definiert 
werden? Wie können in diesem Zusammenhang 
Formeln für die Begleichung ökologischer Schul-
den und für einen fairen Lastenausgleich (burden 
sharing) zwischen den Ländern zur Bewältigung 
des Klimawandels aussehen? Und schließlich: 
Welche Antworten ergeben sich aus all diesen Fra-
gen für die Post-2015-Entwicklungsagenda im All-
gemeinen und die Zukunft der Millenniumsent-
wicklungsziele im Besonderen?

Viele Regierungen und internationale Organisatio-
nen haben angesichts der veränderten Rahmenbe-
dingungen und der diversen offenen Fragen ihre 
entwicklungspolitischen Konzepte und Strategien 
auf den Prüfstand gestellt� Im folgenden Kapitel 
werden die (Zwischen-) Ergebnisse dieser Suchpro-
zesse auf der Ebene von EU, OECD, G20 und UN 
skizziert� Im Anschluss wird ausgelotet, wie die 
deutsche Entwicklungspolitik auf die veränderten 
Rahmenbedingungen reagiert hat� Dazu werden 
einige ihrer neuen Konzepte und Strategien genau-
er betrachtet� Liefern sie angemessene Antworten 
auf die veränderten globalen Rahmenbedingun-
gen und wie wurden sie bislang in die Praxis der 
deutschen EZ übersetzt? Als Resultat des politi-
schen Soll-Ist-Vergleichs werden am Ende Schluss-
folgerungen und Empfehlungen an die Adresse 
von Bundesregierung und Bundestag abgeleitet�
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Die Mehrheit der Ärmsten lebt nicht mehr  
in den ärmsten Ländern

Quelle: Weltbank, nach Sumner (2010), S. 14.
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Die Diskussionen über die Neuausrichtung der 
Entwicklungspolitik angesichts der veränderten 
globalen Rahmenbedingungen vollzogen sich auf 
Regierungsebene zunächst in den klassischen Ge-
berorganisationen� Der Entwicklungsausschuss 
(DAC) der OECD rief bereits 2007 eine Reflection 
Group ins Leben, die Vorschläge zur Zukunft des 
westlichen Geberbündnisses formulieren sollte�17 
Ähnliche Diskussionsprozesse begannen später 
auf EU-Ebene� Im Rahmen des 4� Hochrangigen 
Forums zur Wirksamkeit der Entwicklungszu-
sammenarbeit und der G20-Arbeitsgruppe für 
Entwicklung wurden Länder des Südens verstärkt 
in die Überlegungen einbezogen� Mit den begin-
nenden Debatten über die Post-2015-Entwick-
lungsagenda der Vereinten Nationen erreichen 
diese Diskussionen nun die globale Ebene� Durch 
die UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung 
(„Rio+20“) im Juni 2012 gewinnen sie an zusätzli-
cher Dynamik�

2.1. Neue Entwicklungsstrategie der OECD

Die OECD realisierte bereits Mitte des letzten Jahr-
zehnts, dass sie Gefahr läuft, als entwicklungspo-
litischer Standardsetzer und zentrales Koordinie-
rungsgremium der Geberländer angesichts neuer 
Akteure, von China bis zur Gates-Stiftung, und 
neuer Themen, von der Finanzmarktregulierung 
bis zum Klimawandel, mehr und mehr an Bedeu-
tung zu verlieren�18 Um dem entgegenzuwirken, 
beauftragte sie den DAC, eine Strategic Reflection 
Exercise durchzuführen� Als Ergebnis verabschie-
dete der DAC im Mai 2009 einen Bericht, der Emp-
fehlungen zur strategischen (Neu-) Ausrichtung 
des Ausschusses enthält� Der Bericht nennt vier 
strategische Prioritäten für die künftige Arbeit des 
DAC:19

l	 	Stärkung des Kerngeschäfts in den Bereichen 
Statistik, Peer Reviews, Wirksamkeit der EZ und 
politische Leitlinienentwicklung;

17 Vgl. OECD (2009).

18 Dem DAC gehören 23 überwiegend westliche Geberländer sowie 
die EU an. Jüngstes Mitglied ist seit 2010 die Republik Korea.

19 Vgl. OECD (2009), S. 9ff.

l	 	Aktive Beteiligung an den Global Governance-
Reformen im EZ-Bereich;

l	 	Vertiefung der Arbeit über Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung;

l	 		Einbeziehung der Globalen Öffentlichen Güter 
in entwicklungspolitische Strategien�

Der Fokus des DAC sollte somit künftig über den 
engen Bereich der Entwicklungshilfe (aid) bzw� 
-unterstützung (assistance) hinausreichen� Dies 
sollte sich auch im Namen des Ausschusses wi-
derspiegeln� Als mögliche neue Namen nannte der 
Bericht Development Affairs Committee oder Deve-
lopment Policy Committee� Zugleich sollte der Aus-
schuss sich stärker für Nicht-OECD-Mitglieder öff-
nen� Während die OECD im erneuerten Mandat des 
DAC für die Jahre 2011 bis 2015 der empfohlenen 
Erweiterung seines inhaltlichen Fokus zustimmte, 
konnte sie sich zu einer Namensänderung nicht 
durchringen�20 Der DAC bleibt auch weiterhin das 
Development Assistance Committee� 

Dagegen griff sie die Empfehlung der Reflection 
Exercise auf, über den DAC hinaus alle Aktivitäten 
der Organisation, die entwicklungspolitisch rele-
vant sind, zu überprüfen� Ergebnis soll eine neue 
Entwicklungsstrategie der OECD (OECD Strategy 
for Development) sein�21 Diese soll an den OECD-
Report Shaping the 21st Century von 1996 anknüp-
fen, der den entwicklungspolitischen Diskurs der 
darauf folgenden Jahre maßgeblich beeinflusste 
und Ausgangspunkt für die spätere Verabschie-
dung der Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) 
war�22 Als ersten Schritt zur neuen Strategie ver-
abschiedeten die mittlerweile 34 Mitgliedsstaaten 
der OECD anlässlich ihres 50-jährigen Bestehens 
im Mai 2011 ein Vision Statement, in dem sie sich 
grundsätzlich zu einem neuen, organisations-
übergreifenden Entwicklungsansatz verpflichte-
ten�23 Eckpunkte dieses neuen Ansatzes formu-
liert das zeitgleich veröffentlichte Framework for 

20 Vgl. OECD (2010a).

21 Vgl. OECD (2011c). Der Prozess der Erarbeitung der neuen 
Entwicklungsstrategie erfolgt OECD-intern unter dem Schlagwort 
DevGoals Exercise,Vgl. OECD (2011a).

22 Vgl. OECD (1996).

23 Vgl. OECD (2011d).
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an OECD Strategy on Development.24 Es benennt 
vier strategische Themenfelder, in denen die Ar-
beit der OECD gestärkt werden soll:25

l	 	Schaffung innovativer Quellen wirtschaftli-
chen Wachstums, offener Handelsregime und 
eines guten Investitionsklimas in den Entwick-
lungsländern�

l	 	Mobilisierung finanzieller Ressourcen über die 
EZ-Mittel hinaus, insbesondere durch die Stär-
kung der einheimischen Steuer- und Finanzsys-
teme�

l	 	Verbesserung der Regierungsführung und der 
öffentlichen Einrichtungen in den Entwick-
lungsländern�

l	 	Entwicklung neuer Maße und Indikatoren für 
Fortschritt und Entwicklung komplementär 
zum klassischen Maß des Wirtschaftswachs-
tums�

Die OECD will künftig ihre Partnerschaften mit 
Nicht-Mitgliedern stärken26 und innerhalb der 
Organisation die Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Politikfeldern fördern, um dadurch 
die entwicklungspolitische Kohärenz zu verbes-
sern� Zugleich bekräftigen die OECD-Mitglieder 
ihre Verpflichtung zur klassischen Entwick-
lungshilfe („We reaffirm our commitment to aid 
...“)�27 Damit steckt die OECD einen Rahmen für 
ihre künftige Entwicklungsstrategie ab, der im 
konventionellen Verständnis von Entwicklungs-
politik verhaftet bleibt� Sie teilt die Welt weiterhin 
ein in Geber und Nehmer, auch wenn sie in der 
neuen Terminologie nun „EZ-Anbieter“ (Provider) 
und „Partner“ heißen� Wirtschaftswachstum wird 
undifferenziert als stärkster Motor für Armutsre-
duzierung angesehen, ein freier Welthandel und 
ein günstiges Investitionsklima als Schlüssel für 
Entwicklung� Am überkommenen Begriff der „Hil-
fe“ hält die OECD weiterhin fest� Das Konzept des 
rechtebasierten Entwicklungsansatzes und selbst 
ein allgemeiner Verweis auf die Menschenrechte 
kommen dagegen im Rahmenpapier für die neue 
Entwicklungsstrategie der OECD nicht vor� Ob es 
dabei bleibt, ist noch nicht entschieden, denn der 
Termin für die Fertigstellung der Strategie wurde 
vorläufig von Januar auf Mai 2012 verschoben�

24 Vgl. OECD (2011c).

25 Ebd., S. 3f.

26 Vgl. dazu auch die spezielle Stellungnahme des DAC in OECD 
(2011g).

27 OECD (2011d), S.3.

2.2. Die „Agenda für den Wandel“ der EU

Auch auf europäischer Ebene haben die Auseinan-
dersetzungen über die Neugestaltung der EZ be-
gonnen� Die Europäische Kommission veröffent-
lichte dazu im November 2010 ein Grünbuch unter 
dem Titel „EU-Entwicklungspolitik zur Förderung 
eines breitenwirksamen Wachstums und einer 
nachhaltigen Entwicklung� Für eine EU-Entwick-
lungspolitik mit größerer Wirkung�“28 Es bildete 
die Grundlage für eine Mitteilung der Kommis-
sion vom Oktober 2011, in der sie eine „Agenda 
für den Wandel“ vorlegte�29 Diese ist geprägt von 
den Eindrücken des „arabischen Frühlings“, aus 
denen die Kommission zwei Schlussfolgerungen 
ableitet: Zum einen reiche die Konzentration auf 
Armutsbekämpfung und MDGs allein nicht aus; 
vielmehr seien die Ziele Entwicklung, Demokra-
tie, Menschenrechte, verantwortungsvolle Staats-
führung und Sicherheit untrennbar miteinander 
verbunden; zum anderen müsse jede Gesellschaft 
„den jungen Menschen eine Zukunft bieten“�30 

Die Kommission betont, dass das übergeordnete 
Ziel der Armutsbeseitigung in Verbindung mit 
nachhaltiger Entwicklung, wie es im Europäischen 
Konsens über die Entwicklungspolitik 2006 defi-
niert wurde,31 nicht aufgeweicht werden dürfe� Die 
EU solle sich künftig aber auf folgende zwei Berei-
che konzentrieren, in denen sie nach Ansicht der 
Kommission die größte Wirkung erzielen könne: 

 1�	 	Menschenrechte, Demokratie und andere 
Schlüsselelemente verantwortungsvoller 
Staatsführung�

 2�	 	Breitenwirksames und nachhaltiges Wachs-
tum für menschliche Entwicklung�

Zur Durchsetzung von Demokratie und Menschen-
rechten setzt die Kommission auf die Strategie von 
„Zuckerbrot und Peitsche“� Beurteilt sie die Lage 
eines Landes hinsichtlich seiner Regierungsfüh-
rung als zufriedenstellend, soll es Allgemeine 
Budgethilfe erhalten; vernachlässigt es seine Ver-
pflichtungen in Bezug auf Menschenrechte und 
Demokratie, so werde „(...) in bestimmten Fällen 
eine striktere Konditionalität angezeigt sein.“32

Mit Blick auf das Ziel eines breitenwirksamen 
Wachstums betont die Kommission, dass die 
Verteilung des Wachstums ebenso wichtig sei 

28 Vgl. Europäische Kommission (2010).

29 Vgl. Europäische Kommission (2011).

30 Ebd., S. 3.

31 Vgl. Europäische Union (2006).

32 Ebd., S. 6.
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wie die Wachstumsrate. Wichtig seien daher die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Entwick-
lung einer wettbewerbsfähigen lokalen Privatwirt-
schaft� Die europäische Entwicklungspolitik soll 
dies künftig gezielt unterstützen, und zwar unter 
anderem durch den Aufbau der Kapazitäten lo-
kaler Einrichtungen, die Förderung von kleinen 
und mittelständischen Unternehmen (KMU) und 
Genossenschaften, die Erleichterung des Zugangs 
zu Wirtschafts- und Finanzdienstleistungen und 
die Förderung von Agrar-, Industrie- und Innovati-
onspolitik� Diese Bemühungen sollten durch eine 
bessere und gezieltere Handelshilfe und Handels-
liberalisierung flankiert werden� 

Auf die gravierenden Kohärenzdefizite, die in die-
ser Hinsicht in der Politik der EU bestehen, geht 
die Mitteilung der Kommission nicht ein� Bis heute 
wird der Aufbau der lokalen Privatwirtschaft im-
mer wieder durch die europäische Handels-, Inves-
titions- und Landwirtschaftspolitik konterkariert� 
Die Passagen unter der Überschrift „Politikkohä-
renz im Interesse der Entwicklung“ (Policy Cohe-
rence for Development – PCD) erwähnen diese Pro-
blematik mit keinem Wort� Kohärenz bedeutet für 
die Kommission in ihrer Mitteilung in erster Linie 
die bessere Verknüpfung der Entwicklungspoli-
tik mit der Außen- und Sicherheitspolitik�33 Vom 
generellen Kohärenzgebot, wie es bereits 1992 im 
Maastricht-Vertrag (Art� 178) verankert worden 
war, scheint sich die EU sukzessive zu verabschie-
den� 2005 hatte der Europäische Rat noch zwölf 
Politikbereiche definiert, in denen er Fortschritte 
auf dem Weg zu mehr Kohärenz anstrebte�34

Um die Fragmentierung der Hilfe zu überwinden, 
die nach dem Eingeständnis der Kommission trotz 
erheblicher Koordinierungsbemühungen mitunter 
sogar zugenommen habe, müsse die EU eine ak-
tivere Führungsrolle übernehmen� Ziel müsse es 
sein, dass die EU und ihre 27 Mitglieder mit einem 
Partnerland ein einziges gemeinsames Programm 
vereinbarten, in dem die sektorale Arbeitsteilung 
und die Mittelzuweisung nach Sektoren und Ge-
bern festgehalten würde�35 Der Führungsanspruch 
der EU steht freilich in deutlichem Gegensatz zu 
den verstärkten Bestrebungen einiger Mitglieder, 
nicht zuletzt der deutschen Entwicklungspolitik, 
das Profil der bilateralen EZ zu schärfen�

33 Ebd., S. 14.

34 Handel, Umwelt, Klimawandel, Sicherheit, Landwirtschaft, bilate-
rale Fischereiabkommen, Sozialpolitik (Beschäftigung), Migrati-
on, Forschung/Innovation, Informationstechnologien, Verkehr 
und Energie,Vgl. http://ec.europa.eu/europeaid/what/develop-
ment-policies/policy-coherence/index_en.htm.

35 Ebd., S. 13.

Schließlich geht die „Agenda für den Wandel“ auch 
auf die wachsenden Unterschiede zwischen den 
Ländern des Südens ein� Dies könne dazu füh-
ren, dass manche Länder künftig überhaupt keine 
EU-Entwicklungshilfezuschüsse mehr erhielten� 
Stattdessen könnten sie im Rahmen einer „anders 
gearteten Entwicklungsbeziehung“ Darlehen, tech-
nische Hilfe oder Unterstützung für trilaterale Zu-
sammenarbeit erhalten�36

Ähnlich wie die OECD leitet 
auch die Europäische Kommis-
sion mit ihrer Mitteilung keinen 
„radikalen“ Wandel ihrer bishe-
rigen Entwicklungspolitik ein� 
Sie spricht zwar eingangs von 
den neuen globalen Problemen 
und Herausforderungen wie dem Klimawandel, 
der Ernährungssicherheit und der Bereitstellung 
Globaler Öffentlicher Güter; mit ihrer „Agenda für 
den Wandel“ bleibt die Kommission jedoch viele 
Antworten auf die konstatierten Veränderungen 
schuldig� 

Aber auch hier ist das letzte Wort noch nicht ge-
sprochen� Bisher hat die Mitteilung der Kommissi-
on nur Empfehlungscharakter� Damit sie tatsäch-
lich zur neuen Entwicklungsstrategie der EU wird, 
muss sie vom Europäischen Rat verabschiedet 
werden� Dies soll im Mai 2012 geschehen� Subs-
tantielle Änderungen der Kommissionsvorschläge 
sind dort erfahrungsgemäß allerdings nicht zu 
erwarten�

2.3. Der Entwicklungskonsens der G20

Ein Kontrastprogramm zu den Entwicklungsstra-
tegien der „alten Geber“ in OECD-DAC und EU 
bietet die G20� Sie gewinnt auch als entwicklungs-
politisches Forum zunehmend an Bedeutung, ob-
gleich die ärmeren Länder des Südens auch dort 
nur „auf Einladung“ beteiligt sind� Im Jahr 2012 
sind dies unter mexikanischer G20-Präsident-
schaft Äthiopien (als NEPAD-Vorsitzender), Benin 
(als Vorsitzender der Afrikanischen Union), Kam-
bodscha sowie Chile und Kolumbien�

Die G20 hatte bereits auf ihrem Gipfel in Seoul 
im November 2010 ihr eigenes Entwicklungs-
programm verabschiedet� Es besteht aus dem 
sogenannten Seoul Development Consensus for 
Shared Growth und einem umfangreichen mehr-
jährigen Aktionsplan (Multi-year Action Plan on 

36 Ebd., S. 12.
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Development)�37 Dieser umfasst neun Themen-
bereiche, die von der Infrastrukturfinanzierung 
über Ernährungssicherheit, Handel und Investi-
tionen bis zur heimischen Ressourcenmobilisie-
rung reichen� Koordiniert wird die Umsetzung 
des Aktionsplans von der G20-Arbeitsgruppe für 
Entwicklung�38

Geprägt ist der Entwicklungskonsens der G20 von 
einem uneingeschränkten Wachstumsoptimis-
mus, der sich wie ein roter Faden durch die Do-
kumente der Gruppe zieht� Wirtschaftswachstum 
wird darin faktisch als Selbstzweck angesehen� 
Auch die Armutsbekämpfung soll nach den Wor-
ten der G20 dem übergeordneten Ziel wirtschaft-
lichen Wachstums dienen�39 Zu den treibenden 
Kräften hinter der starken Wachstumsorientie-
rung der G20 gehören nicht zuletzt Südkorea und 
die BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, 
China und Südafrika)�40 

Zu den prioritären Themen der G20-Arbeitsgruppe 
für Entwicklung zählt der Aufbau wirtschaftli-
cher Infrastruktur� Ein von der G20 zu diesem 
Thema eingesetztes Panel hochrangiger Vertre-
ter von Unternehmen und Banken schlug der G20 

zu ihrem Gipfel in Cannes 2011 
unter anderem vor, elf regionale 
Megaprojekte zu unterstützen, 
vom europäisch-nordafrikani-
schen Solarprojekt Desertec bis 
zum Inga-Großstaudammprojekt 
in der Demokratischen Republik 

Kongo�41 Die ökologischen und menschenrechtli-
chen Implikationen derartiger Großprojekte wer-
den im Report des Panels nicht erwähnt�

Einen weiteren Schwerpunkt der Arbeit bildet das 
Thema „Privatinvestitionen und Schaffung von 
Beschäftigung“� Unter gemeinsamer Leitung der 
Regierungen Deutschlands (Federführung: BMZ) 
und Saudi Arabiens soll dazu bis zum G20-Gipfel 
im mexikanischen Los Cabos (18� bis 19� Juni 2012) 
ein Bericht präsentiert werden� Er soll unter ande-
rem Ausführungen über soziale und ökologische 
Standards für Investitionen entlang ihrer Wert-
schöpfungskette enthalten� Diese sind allerdings 
im Kreis der G20 selbst in der Variante freiwilliger 
Selbstverpflichtungen äußerst umstritten� Dane-
ben soll der Bericht sich mit dem wirtschaftlichen 

37 Vgl. G20 (2010).

38 Vgl. G20 (2011a).

39 Vgl. G20 (2010), Annex 1, Präambel.

40 Vgl. z.B. die gemeinsam Erklärung der BRICS-Staaten zum Ab-
schluss ihres Gipfeltreffens in Sanya, China am 14. April 2011 
(www.wdev.eu/wearchiv/042ae69ec808ccc01.php).

41 Vgl. High-level Panel on Infrastructure Investment (2011).

Mehrwert und den Beschäftigungswirkungen von 
Investitionen befassen und die Ergebnisse eines 
Ideenwettbewerbs über innovative Geschäftsmo-
delle („G20 Challenge on Inclusive Business Innova-
tion“) präsentieren� Schließlich soll er das Thema 
„Green Growth“ aufgreifen, das für die mexikani-
sche Regierung einen weiteren Schwerpunkt ih-
rer G20-Präsidentschaft bildet�42 Sie möchte damit 
die Brücke zum Rio+20-Gipfel der UN schlagen, 
bei dem das Thema „Green Economy“ im Zentrum 
steht� Allerdings steht es dort ausdrücklich im 
größeren Kontext von Armutsbekämpfung und 
nachhaltiger Entwicklung� 

Die G20-Entwicklungsagenda bleibt dagegen sehr 
wirtschafts- und wachstumslastig ohne eine dif-
ferenzierte Betrachtung, geschweige denn Ein-
beziehung der betreffenden Länder des Südens� 
Zum Teil liegt das am Bestreben der Regierungen, 
komplementär zu anderen Diskussionsprozes-
sen, etwa im Zusammenhang mit den MDGs, zu 
agieren und dadurch Doppelarbeit zu vermeiden� 
Zum Teil erklärt sich der beschränkte Fokus auch 
aus der mangelnden Einbeziehung relevanter Ent-
wicklungsakteure, insbesondere der Regierungen 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen der 
ärmeren Länder des Südens� Damit kann der G20-
Entwicklungskonsens jedoch nicht den Anspruch 
einer kohärenten Entwicklungsstrategie erheben� 
Als Minimalkonsens seiner Mitglieder blendet er 
vor allem menschenrechtliche Fragen und Vertei-
lungsaspekte weitgehend aus� Und auch Fragen der 
öffentlichen Entwicklungsfinanzierung und der 
innovativen Finanzierungsinstrumente sind nicht 
mehr Teil der offiziellen G20-Agenda�43 Dennoch 
besteht die Gefahr, dass die G20-Arbeitsgruppe 
die politische Aufmerksamkeit ihrer Mitglieder 
von den globalen Foren zur Diskussion von Ent-
wicklungsfragen im Rahmen der Vereinten Natio-
nen ablenkt und sie dadurch tendenziell schwächt�

2.4. Die Busan-Partnerschaft

Unter breiterer Beteiligung von Regierungen des 
Südens und zivilgesellschaftlichen Organisati-
onen fand das 4� Hochrangige Forum über die 
Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 
(29�11� bis 1�12�2011) im koreanischen Busan statt� 
Erstmals nahmen an diesem 2003 von der OECD 

42 Vgl. G20 (2012).

43 Für den G20-Gipfel in Cannes hatte Bill Gates im Auftrag des 
französischen Präsidenten einen Report zur Entwicklungsfinan-
zierung vorgelegt,Vgl. Gates (2011). Darin spricht er sich unter 
anderem für Steuern auf Finanztransaktionen und CO2-Ausstoß 
aus. Die Staats- und Regierungschefs konnten sich jedoch nicht 
auf ein gemeinsames Follow-up zu seinem Report im Rahmen 
der G20 einigen.

G20-Entwicklungs-
agenda bleibt  
sehr wirtschafts- und 
wachstumslastig
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initiierten Forum neben traditionellen Geber- und 
Empfängerländern auch „neue Geber“ des Südens, 
allen voran China, Indien und Brasilien, aktiv 
teil� Dies hatte spürbare Folgen für das Ergebnis 
der Busan-Konferenz: Das Abschlussdokument, 
die „Busan-Partnerschaft für wirksame Entwick-
lungszusammenarbeit“, verweist an verschiede-
nen Stellen auf die neue „komplexere Architektur 
der Entwicklungszusammenarbeit“, die geprägt 
sei von einer zunehmenden Zahl staatlicher und 
nichtstaatlicher Akteure und neuen Formen der 
Süd-Süd- und Dreieckskooperation�44 Es formuliert 
gemeinsame Prinzipien und Ziele der künftigen EZ 
für all diese Akteure, betont aber zugleich, dass 
sie für die „neuen Geber“ nur auf freiwilliger Ba-
sis gültig seien� Dies ist einer der Gründe für die 
ambivalente Beurteilung der Busan-Partnerschaft 
durch zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Wissenschaft� Bei ihnen ist die Rede von den „süß-
sauren“ Ergebnissen von Busan (Act Alliance),45 
dem „hohen Preis“, der gezahlt werden musste, 
um China an Bord zu holen (Welthungerhilfe/Al-
liance 2015)46 und der „Aid effectiveness der zwei 
Geschwindigkeiten“ (DIE).47 Trotzdem zeigt sich in 
diesem neuen Geberverständnis ein Paradigmen-
wechsel, der die neuen geopolitischen Realitäten 
reflektiert�

In den Kerngedanken geht die Busan-Partner-
schaft nicht grundsätzlich über die Vorgängerdo-
kumente von Rom, Paris und Accra hinaus�48 So 
nennt sie als allgemeine Prinzipien wirksamer EZ 
die Ownership der Entwicklungsländer über ihre 
Entwicklungsprioritäten, die Ergebnisorientie-
rung der EZ, Offenheit, Vertrauen und gegenseiti-
gen Respekt sowie Transparenz (die dadurch eine 
Aufwertung erfährt) und wechselseitige Rechen-
schaftspflicht� Aber statt der strikten Geberko-
ordinierung betont sie nur noch die Notwendig-
keit, die Fragmentierung der Hilfe zu reduzieren, 
programmbasierte Kooperationsformen stärker 
zu nutzen und Lieferbindungen zu beseitigen� In 
den Vorverhandlungen wurde vorgeschlagen, alle 
Lieferbindungen bis zum Jahr 2015 zu beseiti-
gen� Darauf konnten sich die Regierungen jedoch 
nicht einigen� Anders als in der Pariser Erklärung 
verknüpften die Regierungen die allgemeinen Ab-
sichtserklärungen darüber hinaus jedoch nicht 
mit konkreten Zielen, Indikatoren und Zeitplänen� 

44 Vgl. High-level Forum on Aid Effectiveness (2011), Pkt. 5.

45 Vgl. www.actalliance.org/stories/the-201csweet-and-sour201d-
of-busan. 

46 Vgl. www.alliance2015.org/fileadmin/Texte__Pdfs/ Text_Docu-
ments/A2015_Busan_Report_2011.pdf.

47 Vgl. Klingebiel/Leiderer (2011).

48 Vgl. dazu auch das Schwerpunktthema im letztjährigen Bericht 
von terre des hommes/Welthungerhilfe (2011).

Dies soll ebenso wie die Ausgestaltung der Part-
nerschaft selbst, die bislang noch offen ist, bis 
Juni 2012 nachgeholt werden� 

Bemerkenswert ist der Wandel in den Termino-
logien, der sich in Busan vollzog� Schon im Titel 
der Abschlusserklärung nehmen die Regierungen 
Abschied vom Begriff der „Wirksamkeit der Hilfe“ 
(aid effectiveness) und sprechen stattdessen von 
„wirksamer Entwicklungszusammenarbeit“ (deve-
lopment effectiveness). Im Dokument selbst lautet 
ihr Plädoyer: „From effective aid to co-operation 
for effective development.“49 Ob dies mehr ist als 
ein vordergründiger Etikettenwechsel, wird die 
Umsetzung zeigen� 

Parallelen zu den Positionen der G20 zieht die 
Busan-Partnerschaft mit ihrer expliziten Beto-
nung des Wirtschaftswachstums als Antriebs-
kraft für Entwicklung („Development is driven by 
strong, sustainable and inclusive growth.“)50, der 
stärkeren Integration der Entwicklungsländer in 
die Weltwirtschaft und der zentralen Rolle des Pri-
vatsektors� In diesem Zusammenhang verpflich-
ten sich die Regierungen, der Privatwirtschaft die 
Beteiligung an der „Gestaltung und Umsetzung“ 
der Entwicklungspolitik zu ermöglichen�51 Die 
Entwicklungswirkungen privatwirtschaftlicher 
Aktivitäten werden uneingeschränkt positiv be-
urteilt und nicht hinterfragt� Die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen (Corporate So-
cial Responsibility) und ihre Rechenschaftspflicht 
(Corporate Accountability) kommen im Busan-Do-
kument überhaupt nicht zur Sprache�

Gegenüber der Zivilgesellschaft sind die Regie-
rungen weniger nachsichtig� Zivilgesellschaftliche 
Organisationen werden angehalten („ermutigt“), 
Verfahren einzuführen, die ihre Rechenschafts-
pflicht stärken�52 Zugleich werden sie aber als un-
abhängige Entwicklungsakteure anerkannt, und 
auch ihre Forderung nach „democratic ownership“ 
wurde in die Busan-Partnerschaft übernommen� 
An den Verhandlungen über das Abschlussdoku-
ment von Busan war die Zivilgesellschaft, vertre-
ten durch ihr globales Netzwerk „Better Aid“, di-
rekt beteiligt� Dies wurde von vielen der in Busan 
vertretenen Nichtregierungsorganisationen als 
wesentlicher Fortschritt angesehen�53

49 Vgl. High-level Forum on Aid Effectiveness (2011), S. 9.

50 High-level Forum on Aid Effectiveness (2011), Pkt. 28.

51 Ebd., Pkt. 32.

52 Ebd., Pkt. 22.

53 Vgl. z.B. Lanzet (2011).
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Ob Busan einen Wendepunkt in der internatio-
nalen Entwicklungszusammenarbeit markiert, 
wird aber in erster Linie von seinem Folgeprozess 
abhängen� Bislang war die bei der OECD angesie-
delte Working Party on Aid Effectiveness für die 
Begleitung des Prozesses zuständig� Länder wie 
China, Indien und Brasilien gehören ihr nicht an� 
In Busan haben die Regierungen ihre Auflösung 
für Juni 2012 beschlossen� Dies war offensichtlich 
ein Zugeständnis an die Länder des Südens, von 
denen viele der Dominanz der OECD in dem Pro-
zess stets skeptisch gegenüber standen� Auch die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen begrüßten 
diese Entscheidung� An die Stelle der Working 
Party soll als neue Institution die Globale Part-
nerschaft für wirksame Entwicklungszusammen-
arbeit (Global Partnership for Effective Develop-
ment Cooperation) treten� Bis Juni 2012 wollen die 
Regierungen Einigung erzielen über Arbeitsweise, 
Mitgliedschaft und institutionelle Verortung des 
neuen Gremiums� Dies geschieht im Rahmen der 

dazu geschaffenen Post-Busan 
Interim Group (PBIG)� Brasilien, 
China und Indien sind in ihr 
lediglich als Beobachter vertre-
ten und demonstrieren damit 
weiterhin eine gewissen Distanz 
zum offiziellen Prozess� Der 
Rollenwechsel der OECD spiegelt 
sich im letzten Satz der Busan-
Partnerschaft wider, in dem die 

Regierungen sie einladen, zusammen mit dem 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) das effektive Funktionieren des neuen 
Gremiums zu unterstützen�54

2.5.  Die Debatten über die Post-2015- 
Entwicklungsagenda in den UN

Wesentlich grundsätzlicher wird über die Folgen 
des globalen Wandels für die Zukunft der Entwick-
lungspolitik derzeit im Rahmen der Vereinten Na-
tionen diskutiert� Dies geschieht in verschiedenen, 
bislang de facto weitgehend getrennt voneinander 
verlaufenden Diskussions- und Verhandlungs-
prozessen� Sie stehen vor allem im Kontext der 
UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung 2012 
(„Rio+20“, 20� bis 22� Juni 2012) und der Konsul-
tationen über die Zukunft der MDGs nach dem 
Jahr 2015�

Die Debatten im Vorfeld von Rio+20 sind geprägt 
von den Kontroversen über das Thema „Green Eco-

54 Vgl. High-level Forum on Aid Effectiveness (2011), Pkt. 36.

nomy“, das einen der inhaltlichen Schwerpunkt 
der Konferenz bildet�55 Während vor allem die EU 
die Konzentration auf die Frage umweltgerechten 
Wirtschaftens unterstützt, befürchten Vertreter 
aus dem Süden, dass dies eine Abkehr von um-
fassenderen Ansätzen nachhaltiger Entwicklung 
bedeutete und dadurch soziale Aspekte vernach-
lässigt würden� Zugleich ist aber weitgehend un-
bestritten, dass die ressourcenverschwendenden 
Konsum- und Produktionsweisen der klassischen 
Industrieländer die Erde schon jetzt an die Grenze 
ihrer Tragfähigkeit gebracht haben�56 Der Wissen-
schaftliche Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) sieht vor diesem 
Hintergrund die Notwendigkeit einer „Großen 
Transformation“ hin zu einer ressourcenscho-
nenden und klimaverträglichen Wirtschafts- und 
Lebensweise�57 Wie dieser Übergang organisiert 
und die damit verbundenen Kosten zwischen den 
Ländern gerecht verteilt werden, sind zentrale 
Fragen der Rio+20-Konferenz� Der erste Entwurf 
des Abschlussdokuments und die divergierenden 
Positionen der Regierungen lassen allerdings be-
fürchten, dass die Konferenz effektive Antworten 
auf diese Fragen schuldig bleibt�58

Für die Entwicklungspolitik ergeben sich dar-
aus neue Aufgaben� UNCTAD unterstreicht, dass 
der Übergang zu einer grünen Ökonomie in den 
Ländern des Südens nicht automatisch erfolgt, 
sondern von entwicklungsorientierten Politiken 
und konzertierten Aktionen der Regierungen un-
terstützt werden muss�59 Die postulierte „Große 
Transformation“ ist aber keineswegs ein Prozess, 
der sich nur in den Ländern des Südens vollzie-
hen muss� Im Gegenteil: Gerade die klassischen 
Industrieländer müssen den Übergang zu einem 
zukunftsgerechten Wachstums- und Wohlstands-
modell schaffen� Dies hat Mohan Munasinghe, den 
ehemaligen stellvertretenden Vorsitzenden des 
Weltklimarates (IPCC) dazu veranlasst, Millenni-
umskonsumziele (Millennium Consumption Goals) 
für die reichen Länder zu fordern�60 Als mögliche 
Bereiche globaler Konsumziele nennt er u�a� Ener-
gie- und Wasserverbrauch, Transport, Ernährung 
und Arbeitszeit sowie die Besteuerung von Luxus-
gütern�

55 Vgl. dazu und zum Folgenden Martens (2012).

56 Diese Erkenntnis ist allerdings keineswegs neu, sondern spiegelt 
sich z.B. bereits im Kapitel 4 der Agenda 21 („Veränderung der 
Konsumgewohnheiten“) der Rio-Konferenz 1992 wider.

57 Vgl. Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen (2011).

58 Vgl. UN (2012).

59 Vgl. UNCTAD (2011).

60 Vgl. www.millenniumconsumptiongoals.org.

Ob Busan einen 
Wendepunkt in der 
Entwicklungszusam-
menarbeit markiert, 
hängt von seinem 
Folgeprozess ab
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In die gleiche Richtung gehen Vorschläge, weltwei-
te Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals, SDGs) zu vereinbaren� Im Vor-
bereitungsprozess der Rio+20-Konferenz griffen 
die Regierungen von Kolumbien und Guatemala 
diese Idee auf und lösten damit intensive Diskus-
sionen unter Regierungen und NRO aus�61 Unter-
stützung erfuhr die SDG-Idee vom hochrangigen 
Panel des UN-Generalsekretärs für globale Nach-
haltigkeit� In seinem Bericht fordert das Panel:

„Governments should agree to develop a set of key 
universal sustainable development goals, covering 
all three dimensions of sustainable development as 
well as their interconnections. Such goals should 
galvanize individual and collective action and com-
plement the Millennium Development Goals, while 
allowing for a post-2015 framework.62

Mit der Verabschiedung derartiger universell 
gültiger Ziele würden die Regierungen einen 
Paradigmenwechsel vollziehen, denn die Ziele 
würden auch für die „entwickelten“ Länder des 
Nordens gelten und müssten dort Änderung in 
Politik und Wirtschaftsweise zur Folge haben� Es 
ist allerdings nicht zu erwarten, dass die Regie-
rungen bereits im Juni 2012 in Rio ein Set derar-
tiger SDGs vereinbaren� Denkbar ist jedoch, dass 
sie eine Grundsatzentscheidung über die Formu-
lierung solcher Ziele treffen und sich über das 
weitere Verfahren bis zur Verabschiedung globa-
ler Nachhaltigkeitsziele einigen� Dieser Prozess 
sollte konsequenterweise mit den Konsultationen 
über die Zukunft der MDGs nach dem Jahr 2015 
zusammengeführt werden�

Die Diskussionen über die „Post-2015-Entwick-
lungsagenda“ haben bereits mit dem MDG-Gipfel 
2010 eingesetzt�63 Dort beauftragten die Regier-
ungen den UN-Generalsekretär u�a�, „to make rec-
ommendations (...) for further steps to advance the 
United Nations development agenda beyond 2015�“64 
Als Antwort darauf legte Ban Ki-moon im Juli 2011 
einen Bericht vor, in dem er erste Überlegungen 
zur globalen Entwicklungsagenda nach dem Jahr 
2015 formulierte�65 Diese müsse sowohl die seit 
dem Jahr 2000 veränderten globalen Rahmenbe-
dingungen berücksichtigen als auch die Lücken 

61 Vgl. www.uncsd2012.org/rio20/content/documents/colombias-
dgs.pdf und Martens (2012), S. 38ff.

62 Vgl. United Nations Secretary-General’s High-level Panel on Glo-
bal Sustainability (2012), Empfehlung 48.

63 Vgl. zum aktuellen Stand der Diskussionen über die Zukunft der 
MDGs z.B. BMZ/DIE/PEGNet (2012) und Martens/Schultheis 
(2010), Kap. III.

64 UN Dok. A/RES/65/1 vom 22. September 2010, Pkt. 81.

65 Vgl. UN Secretary-General (2011), Pkt. 51ff.

im bisherigen MDG-Konzept schließen� Er schlägt 
vor, die wesentlich breiter angelegte Millenniums-
erklärung der UN und die darin aufgeführten 
sechs Grundwerte (Freiheit, Gleichheit, Solidarität, 
Toleranz, Achtung vor der Natur, gemeinsam ge-
tragene Verantwortung) zur Grundlage künftiger 
Entwicklungsziele zu machen� 

Im Januar 2012 nahm innerhalb der UN ein sys-
teminternes Task Team seine Arbeit auf, das die 
Vorbereitungen für die Post-2015-Entwicklungs-
agenda unterstützen soll� Eine der wesentlichen 
Fragen, mit denen sich diese Team befasst, lautet, 
ob und wie MDG 8, das in seiner bisherigen Form 
den Aufbau einer weltweiten Entwicklungspart-
nerschaft zwischen dem „reichen Norden“ und 
dem „armen Süden“ zum Ziel hat, an die verän-
derten globalen Rahmenbe-
dingungen angepasst werden 
kann� Auch dies schließt die 
Idee globaler Entwicklungszie-
le, die für alle Länder der Welt 
gültig sind, ein�

Darüber hinaus wird erwartet, 
dass der UN-Generalsekretär 
unmittelbar nach dem Rio+20-Gipfel im Juni 2012 
ein Hochrangiges Panel aus (ehemaligen) Staats- 
und Regierungschefs einsetzt, das bis zum nächs-
ten „MDG-Gipfel“ der UN-Generalversammlung 
2013 Vorschläge zur Post-2015-Entwicklungsagen-
da und damit auch für ein Set globaler Nachhaltig-
keitsziele formulieren soll� 

Auch die Länder der G77 sowie zivilgesellschaft-
liche Organisationen sind an den Diskussions-
prozessen der UN aktiv beteiligt� Gleichermaßen 
fließen dort die entwicklungspolitischen Strategi-
en von EU, OECD und G20 sowie die Resultate der 
Busan-Partnerschaft ein� Die Ergebnisse dieses 
breiten Konsultationsprozesses werden auch für 
die Zukunft der deutschen Entwicklungspolitik 
von zentraler Bedeutung sein�

Mit universell gültigen 
Entwicklungszielen 

würden die Regierun-
gen einen Paradigmen-

wechsel vollziehen
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Die deutsche Entwicklungspolitik muss auf die ge-
schilderten Veränderungen der globalen Rahmen-
bedingungen und die internationalen Reform-
prozesse und Strategiediskussionen reagieren� 
Angesichts der tiefgreifenden Verschiebungen 
in den ökonomischen Kräfteverhältnissen und 
der Ausdifferenzierung der Länder des Südens, 
der gleichzeitig wachsenden sozialen Disparitä-
ten innerhalb und zwischen den Ländern sowie 
der verschärften ökologischen Risiken würde ein 
Festhalten an klassischen Mustern der „Hilfe“ die 
Entwicklungspolitik mehr und mehr margina-
lisieren� Diese Einsicht hatte bereits in der Zeit 
des SPD-geführten Entwicklungsministeriums 
unter Heidemarie Wieczorek-Zeul dazu geführt, 
Entwicklungspolitik als „globale Strukturpolitik“ 

zu begreifen� Der Begriff wurde 
von ihrem Nachfolger übernom-
men: „Entwicklungspolitik als 
globale Strukturpolitik – das ist 
mein Thema“, erklärte Bundes-
entwicklungsminister Niebel im 
November 2011�66 

In seinem neuen entwicklungs-
politischen Konzept unterstreicht das BMZ den 
notwendigen Veränderungsbedarf: 

„Die Entwicklungslandschaft hat sich verändert. 
Schon darum kann Entwicklungspolitik nicht blei-
ben, was sie war. Frühere Entwicklungsländer sind 
zu entscheidenden Akteuren in Politik und Wirt-
schaft geworden. Die Zahl der Kriege hat ab-, die 
der Demokratien zugenommen. Steigendes Wachs-
tum erhöht den Druck auf Ressourcen und auf das 
weltweite Klima. Zugleich leben heute noch 1 Milliar-
de Menschen mit weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag. 
(...) Unsere Entwicklungspolitik zieht aus solchen glo-
balen Veränderungen Konsequenzen.“67

Die Frage ist, welche Konsequenzen sie zieht und 
ob diese angemessene Antworten auf die globalen 
Herausforderungen liefern� Spiegelt die postulier-
te Neuausrichtung der Entwicklungspolitik sich 
in der reformierten Organisationsstruktur und 

66 Vgl. Niebel (2011).

67 BMZ (2011a), S. 12.

den Programmprioritäten der EZ sowie im Enga-
gement der Bundesregierung in den internatio-
nalen Diskussions- und Reformprozessen wider? 
Welche Trends zeichnen sich in der öffentlichen 
Entwicklungsfinanzierung der Bundesregierung 
ab? Und ist die gegenwärtige Ausrichtung der Ent-
wicklungspolitik faktisch ohne Alternative – do-
miniert der parteiübergreifende „entwicklungs-
politische Konsens“? Oder hat die Opposition be-
reits die Blaupausen für ihre Neuausrichtung der 
Entwicklungspolitik nach dem Jahr 2013 in den 
Schubladen?

3.1. Konzeptionelle Neuausrichtung 

Die Führung des BMZ hat in den vergangen zwei 
Jahren mit Nachdruck die konzeptionelle Neuaus-
richtung der deutschen Entwicklungspolitik und 
den institutionellen Umbau des Ministeriums und 
seiner Vorfeldorganisationen betrieben� 2010 und 
2011 reihte sich die Veröffentlichung neuer Sek-
torkonzepte und entwicklungspolitischer Positi-
onspapiere praktisch im Monatstakt aneinander�68 
Die Phase der Neuordnung ist auch 2012 nicht ab-
geschlossen�

Die im Februar 2012 vorgestellte neue BMZ-Bil-
dungsstrategie 2010 bis 2013 schließt einen 
halbjährlichen Konsultationsprozess ab� Leitbild 
der Strategie ist das lebenslange Lernen von der 
frühkindlichen bis zur Erwachsenenbildung�69 
Die deutschen EZ-Mittel im Bildungsbereich sol-
len dazu deutlich ausgeweitet werden, allein für 
Afrika bis 2013 auf 137 Millionen Euro� Das BMZ 
möchte damit u�a� das Recht von Kindern weltweit 
auf eine gebührenfreie und hochwertige Grundbil-
dung fördern� Unklar ist angesichts der geringen 
Steigerungen des BMZ-Haushalts aber, wie die fi-
nanziellen Zusagen eingehalten werden sollen�70

68 Mehr dazu im letztjährigen Bericht über die Wirklichkeit der 
Entwicklungshilfe,Vgl. terre des hommes/Welthungerhilfe (2011), 
S. 16ff.

69 Vgl. BMZ (2012a).

70 Die in der globalen Bildungskampagne Deutschland zusammen-
geschlossenen NRO fordern, dass die geplanten Mittelerhöhun-
gen keinesfalls zulasten anderer wichtiger Sektoren wie Gesund-
heit oder ländliche Entwicklung gehen dürfen.Vgl. www.bil-
dungskampagne.org/pressemitteilung-bildungsstrategie-des-
BMZ.
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Kapitel 3 | Die Neuausrichtung deutscher Entwicklungspolitik: Anspruch und Wirklichkeit

Im Januar 2012 veröffentlichte das BMZ ein Zehn-
Punkte-Programm zu ländlicher Entwicklung 
und Ernährungssicherung�71 Der Plan bekräftigt 
die Absicht, die EU-Agrarexportsubventionen voll-
ständig abzubauen, und spricht sich dafür aus, 
spekulatives Land Grabbing einzudämmen, Land-
degradierung weltweit zu bekämpfen sowie Maß-
nahmen zur Abfederung der negativen Folgen von 
Preisschocks zu unterstützen� Konkrete Aussa-
gen zu Zeitzielen und den für die Umsetzung der 
Initiativen nötigen finanziellen Mitteln werden 
allerdings nicht gemacht� Mit der Stärkung der 
Potentiale kleinbäuerlicher Landwirtschaft zielt 
das BMZ in die richtige Richtung, eine Einbindung 
der Zivilgesellschaft wird allerdings zu wenig be-
rücksichtigt�72 Bereits im Oktober 2011 hatte Bun-
desentwicklungsminister Niebel eine BMZ Task 
Force „Ländliche Entwicklung und Ernährungssi-
cherung“ ins Leben gerufen, um Nothilfemaßnah-
men in diesem Bereich besser mit Programmen 
zur längerfristigen Entwicklung zu verzahnen�

Zusammenarbeit mit „Globalen Entwicklungs-
partnern“: Angesichts der weltwirtschaftlichen 
Machtverschiebungen und einer zunehmenden 
Ausdifferenzierung der Schwellen- und Entwick-
lungsländer hat das BMZ im Juni 2011 in einem ei-
genen Konzept den Begriff der „Globalen Entwick-
lungspartner“ (GEP) eingeführt� Dabei handelt es 
sich um aufstrebende Partnerländer, mit denen 
neue Kooperationsformen jenseits der klassischen 
EZ entwickelt werden sollen�73 Zur Kerngruppe der 
GEP zählt das BMZ-Konzept Brasilien, Indien, In-
donesien, Mexiko und Südafrika� Als strategische 
Handlungsfelder für die Zusammenarbeit nennt 
das Konzept Klima und Umwelt, Wirtschafts-
entwicklung sowie die Gestaltung der globalen 
Entwicklungsagenda� Das Instrumentarium der 
Zusammenarbeit umfasst neben konventionellen 
Kreditvergaben Maßnahmen zum Kapazitätsauf-
bau, Weiterbildung und Training, Beratungs- und 
Dialogmaßnahmen sowie Netzwerkbildung und 
Dreieckskooperationen�74

Mit China und der Türkei wird eine strategische 
Partnerschaft innerhalb trilateraler und regio-
naler Kooperationen außerhalb der klassischen 
Entwicklungszusammenarbeit angestrebt� Da-
neben sollen China und andere Schwellenländer 

71 Vgl. BMZ (2012b).

72 Vgl. Richtung stimmt, aber mehr Konkretion nötig. Pressemittei-
lung der Welthungerhilfe vom 27. Januar 2012 (www.welthunger-
hilfe.de/bmz-laendliche-entwicklung.html).

73 Vgl. BMZ (2011e).

74 Ebd., S. 20. Dreieckskooperationen sind gemeinsam geplante, 
finanzierte und implementierte Kooperationsprojekte zwischen 
einem OECD-Geber, einem GEP und einem Partnerland.

verstärkt in den OECD-DAC-Dialog über die Wirk-
samkeit und bessere Abstimmung von Entwick-
lungszusammenarbeit („enhanced engagement“) 
eingebunden werden�75 

Ein noch umfassenderes Konzept für die Zusam-
menarbeit mit den besonders einflussreichen 
Ländern des Südens legte die Bundesregierung 
im Februar 2012 vor�76 Sie prägt darin den Begriff 
der „neuen Gestaltungsmächte“, zu denen sie vor 
allem Brasilien, China und Indien zählt� Das res-
sortübergreifende Konzept sieht eine kohärentere 
Politik gegenüber diesen Ländern vor, insbeson-
dere bei der Bearbeitung globaler Herausforde-
rungen und einer intensiveren internationalen 
Zusammenarbeit� Es lehnt sich damit eng an die 
vom BMZ verwandte Klassifizierung der „Globa-
len Entwicklungspartner“ an� Der Dialog mit den 
„Gestaltungsmächten“ umfasst die Aktionsfelder 
1� Frieden und Sicherheit, 2� Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit, 3� Wirtschaft und Finanzen, 
4� Ressourcen, Ernährung und Energie, 5� Arbeit, 
Soziales und Gesundheit sowie 6� Entwicklung 
und Nachhaltigkeit� Der Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft wird neben der multilateralen 
Kooperation und der Förderung von Bildung und 
Forschung hohe Bedeutung eingeräumt� 

Schwerpunkt Menschenrechte: Mit der Vorstel-
lung des Konzepts Menschenrechte in der deut-
schen Entwicklungspolitik hat das BMZ im Mai 
2011 die Menschenrechte zum verbindlichen Leit-
bild der deutschen EZ gemacht� Das BMZ kündigte 
darin an, alle Vorhaben der deutschen EZ künf-
tig einem „Menschenrechts-TÜV“ zu unterziehen� 
Laut Planung soll der Menschenrechts-TÜV eine 
Risikoprüfung aller EZ-Projekte auf Basis men-
schenrechtlicher Kriterien in 
den Schwerpunkt-Strategiepa-
pieren (SSP) und Länderkonzep-
ten im Sinne einer „intelligenten 
Konditionierung“ umfassen� Das 
Instrument befindet sich noch 
in der internen Diskussion, in 
der Praxis muss sich seine Tauglichkeit erst noch 
beweisen� Die Herausforderung bei der Umset-
zung der im Konzept benannten Prinzipien be-
steht zunächst darin, den Menschenrechtsansatz 
auf Basis eines klaren Kriterien- und Indikato-
renkatalogs in allen Sektorpolitiken des BMZ ver-
bindlich umzusetzen und die für das Erfolgsmo-
nitoring notwendigen Aufwertung der internen 

75 Vgl. OECD (2011f). Das Programm zielt auf die verstärkte und 
direkte Einbeziehung von Brasilien, China, Indien, Indonesien 
und Südafrika in die reguläre Arbeit der OECD.

76 Vgl. Bundesregierung (2012a).
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Menschenrechtskompetenzen im Ministerium 
durchzusetzen� Aus Sicht der Zivilgesellschaft 
sollte der Menschenrechts-TÜV zudem eine res-
sortübergreifende Risikoprüfung umfassen, um 
die Menschenrechtskohärenz des auswärtigen 
Handelns der Bundesregierung insgesamt zu ge-
währleisten� Dies entspräche auch dem im neuen 
entwicklungspolitischen Konzept des BMZ postu-
lierten Vorrang der Werte vor den Interessen�

Die zahlreichen neuen Sektorkonzepte und Posi-
tionspapiere sind für die zukünftige deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit hoch relevant; einige 

wurden in ihrer Entstehung von 
der Zivilgesellschaft konstruk-
tiv begleitet, andere dagegen 
ohne breite Beteiligung formu-
liert� Zudem bleiben die meisten 
Konzepte grundlegende Antwor-
ten auf die zugrundeliegenden 

globalen Veränderungen schuldig� Insbesondere 
das entwicklungspolitische Grundsatzkonzept 
„Chancen schaffen – Zukunft entwickeln“77 gibt 
nach Ansicht von VENRO, dem Verband Entwick-
lungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisa-
tionen, „wenig überzeugende Antworten [���], wie 
Entwicklung zukünftig aussehen sollte.“78 Mehr Auf-
schluss ist möglicherweise von dem sektorüber-
greifenden Konzept zur Armutsbekämpfung so-
wie von der Positionierung des BMZ zur Zukunft 
der MDGs nach dem Zieljahr 2015 zu erwarten� 
Ursprünglich bereits für 2011 erwartet, dauern die 
Entscheidungsprozesse dazu innerhalb des Minis-
teriums noch an� Die Ergebnisse wird das BMZ 
auch in die Debatten über die Post-2015-Entwick-
lungsagenda auf UN-Ebene (s�o�) einbringen� 

Unerledigte Aufgaben von Busan: Wie im Men-
schenrechtsbereich handelt es sich auch bei der 
aktuellen Politik des BMZ zur Verbesserung der 
Wirksamkeit der EZ nicht um eine konzeptionelle 
Neuausrichtung, sondern um eine kontinuierliche 
Fortsetzung der Politik der Vorgängerregierung� 
Die Ergebnisse des Busan-Forums bewertet das 
BMZ positiv:

„Busan hat deutlich gemacht: Entwicklung ist nicht 
allein eine Frage der klassischen staatlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit. Entwicklung geht alle 
an. Die Welt der Entwicklungszusammenarbeit 
ist heute mit einer gewachsenen Zahl staatlicher, 
zivil gesellschaftlicher und privatwirtschaftlicher  
Akteure unübersichtlicher, aber auch chancenreicher 

77 Vgl. BMZ (2011a).

78 Vgl. VENRO (2011d).

geworden. Busan legt das Fundament, diese Kräfte 
zu bündeln und in eine gemeinsame Richtung zu 
lenken. Die Gültigkeit der Wirksamkeitsprinzipien 
der Wirksamkeitsagenda von Paris und Accra wur-
den bestätigt, bekräftigt und zum Teil auch vertieft. 
Das gilt insbesondere für die Bereiche, für die sich 
die Bundesregierung mit Nachdruck eingesetzt hat: 
eine bessere Arbeitsteilung unter den Gebern, grö-
ßere Wirksamkeit und Effizienz und eine stärkere 
Einbeziehung der Privatwirtschaft�“79

Verschwiegen werden dabei die gravierenden Defi-
zite bei der Umsetzung der in der Paris-Erklärung 
bisher enthaltenen Ziele�80 Zwar hält das BMZ wei-
ter an den Prinzipien und Wirksamkeitskriterien 
fest, setzt sie selbst aber nicht ausreichend um� So 
wurde der Eigenverantwortung der Partnerländer 
im Entwicklungsprozess bislang eine zu geringe 
Bedeutung beigemessen� Der Anteil der bilateralen 
ODA, die an die Lieferung bestimmter Güter und 
Dienstleistungen gebunden ist („Lieferbindung“), 
lag 2009 bei 27 Prozent, und damit wesentlich 
über dem Durchschnitt aller westlichen Geber�81 
Auch in der Verpflichtung zur Umsetzung von 
Transparenz in der Entwicklungsfinanzierung 
liegt Deutschland zurück� Das BMZ lehnt die Be-
richterstattung nach dem Standard der Internatio-
nal Aid Transparency Initiative (IATI) bisher mit 
Verweis auf Kapazitätsengpässe und die Kosten 
ab�82 In den Diskussionen über die Umsetzung der 
Beschlüsse von Busan und die Ausgestaltung der 
dort vereinbarten Globalen Partnerschaft spielt 
das BMZ eine aktive Rolle, insbesondere als Mit-
glied der Post-Busan Interim Group�

3.2. Kooperation mit privaten Akteuren

Verstärkte Kooperation mit der deutschen Pri-
vatwirtschaft: Ein Leitmotiv der neuen BMZ-
Politik ist die verstärkte Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft�83 Im Vordergrund steht dabei 
der gegenseitige Nutzen (win-win)� Das verstärk-
te Engagement der deutschen Wirtschaft in der 
Entwicklungszusammenarbeit soll, „z.B. über 
den Ausbau von Entwicklungspartnerschaften mit 
deutschen Unternehmen, die weitergehende Mobi-
lisierung privaten Kapitals oder über die Selbstver-
pflichtung der Wirtschaft zu verantwortungsvoller 

79 BMZ-Pressemitteilung vom 1.12.2011 (www.bmz.de/de/presse/
aktuelleMeldungen/2011/dezember/20111201_pm_220_busan/
index.html).

80 Vgl. dazu terre des hommes/Welthungerhilfe (2011), S. 23ff.

81 Vgl.Ebd., S. 27.

82 Vgl. VENRO (2011e).

83 Vgl. dazu ausführlicher das Schwerpunktthema in terre des 
hommes/ Welthungerhilfe (2010).
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Unternehmensführung erfolgen�“84 Zugrunde liegt 
ein traditionelles Entwicklungsverständnis, das 
auf die wohlfahrtsstiftenden Wirkungen eines 
uneingeschränkten Wachstums setzt und die Rol-
le privater Wirtschaftsakteure im Prozess nach-
haltiger Entwicklung nicht kritisch hinterfragt� 
„Wirtschaft und Gesellschaft zu versöhnen, das ist 
möglich“, stellt das BMZ fest�85 Die BMZ-Strategie 
baut auf dem harmonischen Zusammenspiel von 
staatlichem und unternehmerischem Handeln auf 
und blendet die real existierenden Interessen- und 
Zielkonflikte weitgehend aus� 

Insgesamt sind die Positionen des BMZ in diesem 
Bereich allerdings nicht kohärent� Während es 
sich im Rahmen der G20-Arbeitgruppe für Ent-
wicklung durchaus bemüht, Umwelt- und Sozial-
standards für Privatinvestitionen sowie ihre Be-
schäftigungswirkung zu thematisieren (s�o�), un-
ternimmt es zu wenig dagegen, dass die deutsche 
bzw� europäische Außenwirtschaftspolitik zum 
Beispiel durch Zolleskalation (Importzölle in die 
EU steigen mit dem Verarbeitungsgrad der Güter) 
den Aufbau von Wertschöpfungsketten in den 
Ländern des Südens, und damit deren wirtschaft-
liche Entwicklung, behindert� 

Ambivalentes Verhältnis zur Zivilgesellschaft: 
Auch der Zusammenarbeit mit der Zivilgesell-
schaft misst das BMZ in seinen öffentlichen Ver-
lautbarungen eine starke Bedeutung bei� In seinem 
entwicklungspolitischen Konzept, das allerdings 
ohne breite Konsultation mit der Zivilgesellschaft 
entstand, heißt es dazu:

„Veränderungen kommen aus der Mitte der Gesell-
schaft. Engagierte in Zivilgesellschaft und Unter-
nehmen können viel bewirken� [���] Darum ist für 
uns die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlich, 
wirtschaftlich und politisch Engagierten von grund-
legender Bedeutung. Entwicklung gewinnt durch die 
Erfahrungen und Handlungsmöglichkeiten von Kir-
chen, politischen Stiftungen und Nichtregierungs-
organisationen, von Migranten oder Thinktanks�“86

Nichtregierungsorganisationen werden als wichti-
ge Partner nicht nur bei der Armutsbekämpfung, 
sondern auch bei der zivilen Konfliktbearbeitung 
und der Krisenprävention betrachtet� Diesem An-
spruch trägt die Entwicklung einer eigenen BMZ-
Strategie für die Zusammenarbeit mit der Zivil-
gesellschaft Rechnung, die 2012 veröffentlicht 
werden soll�

84 Vgl. Bundesregierung (2012a).

85 Vgl. BMZ (2011a), S. 10.

86 Ebd., S. 18.

Politisch gestaltet sich die Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft aber schwierig� Dies wurde 
u�a� bei der finanziellen Unterstützung des BMZ 
für NRO-Aktivitäten in Afghanistan deutlich� Erst-
mals in der Geschichte der Zusammenarbeit von 
NRO und BMZ wurde dort die Mittelvergabe kon-
ditioniert� Vor dem Hintergrund konkreter Erfah-
rungen in humanitären Krisen fordern Hilfsorga-
nisationen eine klare Trennung zwischen militä-
rischen Kernaufgaben, der humanitären Hilfe und 
dem zivilen Wiederaufbau� Da das Afghanistan-
Konzept der Bundesregierung und das Konzept 
der „Vernetzten Sicherheit“ vorrangig der Durch-
setzung sicherheitspolitischer Ziele diene, könne 
es nach Ansicht von VENRO nicht handlungslei-
tend für NRO sein, deren Arbeit sich an humanitä-
ren und entwicklungspolitischen Zielen orientiere� 
Die vom BMZ an die „NRO-Fazilität Afghanistan“ 
geknüpften Bedingungen stünden somit „im Wi-
derspruch zu grundlegenden und unverzichtbaren 
Arbeitsprinzipien der deutschen NRO.“87

Konflikte zwischen BMZ und Zivilgesellschaft 
gab es auch im Zusammenhang mit der im Januar 
2012 offiziell eröffneten Servicestelle für zivil-
gesellschaftliches und kommunales Engagement 
in der Entwicklungspolitik, „Engagement Global“� 
Die neue Servicestelle wird För-
dermittel in Höhe von rund 145 
Millionen Euro umsetzen�88 Die 
Zivilgesellschaft begrüßte die 
Zusammenlegung der staatli-
chen Beratungsleistungen un-
ter einem Dach, kritisierte aber 
die mangelhaften zivilgesellschaftlichen Mitwir-
kungsrechte und den Trend zur „Verstaatlichung“ 
der Programme zur Förderung der Zivilgesell-
schaft�89 In den vorangegangenen Verhandlungen 
blieb das Verhältnis zwischen BMZ und Zivilge-
sellschaft aufgrund der mangelhaften Kooperati-
on auf Augenhöhe gespannt� Insbesondere bei der 
Auswahl der Geschäftsleitung hatte der verpasste 
Konsultationsprozess zu einem Vertrauensver-
lust bei entwicklungspolitischen Organisationen 
geführt�90

87 Vgl. VENRO-Stellungnahme zur Ausschreibung des BMZ zur NRO-
Fazilität Afghanistan im Rahmen des Titels „Förderung privater 
deutscher Träger“, Bonn, 30. Juni 2010.

88 Vgl. Staatssekretär Beerfeltz zur Eröffnung von Engagement 
Global, 26. Januar 2012 (www.bmz.de/de/presse/aktuelleMel-
dungen/2012/januar/20120126_pm_18_engagement_global/).

89 Vgl. Servicestelle: Mission Impossible. Stellungnahme von Ulrich 
Post (venro.org/index.php?id=1022). 

90 Vgl. VENRO-Pressemitteilung vom 17. Januar 2012 (www.venro.
org/presse.html?&press_id=1132).

Bedeutung  
der Zivilgesellschaft  

als Partner der 
deutschen EZ wächst



22

Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Finanziell ist die Förderung der Entwicklungszu-
sammenarbeit zivilgesellschaftlicher Gruppen 
von 2004 bis 2012 in absoluten Zahlen von 441,7 
Millionen Euro auf 725,1 Millionen Euro deutlich 
angestiegen� Auch die Mittel für die entwicklungs-
politische Informations- und Bildungsarbeit ver-
zeichnen im selben Zeitraum einen deutlichen 
Aufwuchs von 9,3 Millionen Euro auf 17,6 Millio-
nen Euro� Allerdings ist der Anteil der zivilgesell-
schaftlichen Förderung am Gesamthaushalt mit 
11,4 Prozent 2012 im Vergleichszeitraum relativ 
konstant geblieben� Mit rund einem Drittel der 
Mittel werden allein die politischen Stiftungen 
gefördert, der Anteil der entwicklungspolitischen 
Bildungsarbeit liegt 2012 bei nur 2,4 Prozent (2011: 
1,8 Prozent)�91

3.3. Fortgesetzte Strukturreformen

In Reaktion auf die andauernde Kritik an der Zer-
splitterung der deutschen EZ-Landschaft hatte das 
Bundeskabinett 2010 mit der Zusammenlegung 
von GTZ, DED und InWEnt eine weitreichende 

91 Vgl. terre des hommes/Welthungerhife (2011), S. 55. Neben Maß-
nahmen zur entwicklungspolitischen Bildungsarbeit, dem zivilen 
Friedensdienst, der Förderung der Sozialstruktur, der Zusam-
menarbeit mit politischen Stiftungen, den Vorhaben privater 
Träger und der Kirchen sowie dem entwicklungspolitischen Frei-
willigendienst umfassen diese Mittel auch die Entwicklungspart-
nerschaften mit der Wirtschaft.

Strukturreform in der deutschen technischen Zu-
sammenarbeit beschlossen� Die neue Gesellschaft 
für internationale Zusammenarbeit (GIZ) nahm 
zum 1� Januar 2011 ihre Arbeit auf, der Prozess 
der Umstrukturierung ist aber auch mehr als ein 
Jahr später noch nicht abgeschlossen� Die Bundes-
regierung wertet die Zusammenlegung als Beitrag 
zur Verbesserung der Wirksamkeit der deutschen 
TZ� Zudem sollen durch die Zusammenlegung der 
drei Organisationen Effizienzgewinne entstehen� 
Das BMZ spricht von einer Gesamteinsparung von 
700 Personalstellen�92 Ob sie tatsächlich realisiert 
werden und zu entsprechenden Einsparungen 
führen, ist allerdings derzeit noch ungewiss�

Entgegen der internationalen Zielvorgabe der 
Pariser Erklärung zur Verringerung der Anzahl 
von EZ-Projekten verlautete, dass die „anerkannte 
Vielfalt der Instrumente der bilateralen TZ erhalten“ 
bleibt�93 Auch die von der OECD wiederholt kriti-
sierte Trennung in FZ und TZ besteht weiter, die 
Partnerländer müssen weiterhin mit dem „Drei-
gestirn“ aus BMZ, GIZ und KfW verhandeln� Eine 
weitergehende Zusammenlegung der TZ mit der 
FZ wird „zurzeit nicht angestrebt.“94 Begründet 

92 Vgl. BMZ-Pressemeldung vom 16.02.2012 („Projektgruppe Vor-
feldreform schließt Arbeit ab”).

93 Vgl. Bundesregierung (2011c).

94 Ebd.
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wurde die Fusion auch mit dem Hinweis darauf, 
dass das BMZ so die politische Gestaltungsfähig-
keit stärken könne� Allerdings standen institu-
tionelle Fragen bisher im Vordergrund, über die 
inhaltlichen Ziele der Reform wurde bislang wenig 
verlautbart�95

Außen- und Entwicklungspolitik „aus einem 
Guss“. Mit der Übernahme der Leitungen von BMZ 
und Auswärtigem Amt durch denselben Koaliti-
onspartner erschienen die Voraussetzungen güns-
tig, eine kohärente Außen- und Entwicklungspo-
litik aus einem Guss aufzubauen� Auch Bundes-
kanzlerin Merkel betont die Notwendigkeit einer 
stärkeren Verschränkung der deutschen Außen- 
und Entwicklungspolitik: 

„Es ist zudem wichtig (...), dass werteorientierte Au-
ßenpolitik und werteorientierte Entwicklungspolitik 
eng zusammengehen. (...) Es hat in der Vergangen-
heit zum Teil eine Zersplitterung auch der finan-
ziellen Mittel gegeben. Dass diese jetzt wieder in 
einem Steuerungskreis zusammengeführt wird (sic) 
und man versucht, Doppelarbeit zu vermeiden und 
gemeinsam Erfahrungen auszutauschen – ob es das 
Umweltministerium ist, ob es das Landwirtschafts-
ministerium ist oder es andere Ministerien wie das 
Auswärtige Amt sind – das ist ganz, ganz wichtig. 
Denn wir haben alle ein gemeinsames Ziel, und die-
ses Ziel muss auch gemeinsam umgesetzt werden�“96

Beide Ressorts haben vereinbart, die Zusam-
menarbeit zu verstärken, und durch eine enge-
re Koordinierung die Effizienz zu steigern und 
Synergien zu schaffen� So werden Länderstrate-
gie-Ressortkreise die Erarbeitung und Aktuali-
sierung der Länderstrategien zu den neuen „Ge-
staltungsmächten“ koordinieren� Die deutschen 
Außenvertretungen werden durch zusätzliche 
BMZ-Delegierte personell aufgestockt� Sichtba-
res Zeichen der Annährung zwischen BMZ und 
Auswärtigem Amt sind auch die gemeinsamen 
Reisen von Außenminister Westerwelle und Ent-
wicklungsminister Niebel: Sie besuchten zusam-
men u�a� Israel und die Palästinensischen Gebiete, 
Libyen, Jordanien, Ägypten, Tansania, Südafrika 
und Dschibuti� 

95 Ebd.

96 Vgl. Rede von Bundeskanzlerin Merkel anlässlich des Besuchs der 
GIZ in Eschborn, 3. März 2011 (www.bundeskanzlerin.de/Con-
tent/DE/Rede/2011/03/2011-03-03-bkin-giz.html).

Neuorganisation der humanitären Hilfe

Mehrfach hatte der DAC in der Vergangenheit die 
Zersplitterung der Zuständigkeiten für die huma-
nitäre Hilfe im Auswärtigen Amt und BMZ gerügt 
und ein ressortübergreifendes Politikkonzept 
gefordert� Kurz vor Abschluss der Haushaltsver-
handlungen für 2012 im Bundestag verkündeten 
BMZ und Auswärtiges Amt in einer gemeinsamen 
Stellungnahme die Zusammenlegung der bisher 
im BMZ verantworteten „entwicklungsorientierten 
Not- und Übergangshilfe“ (ENÜH) mit der im Aus-
wärtigen Amt beheimateten Humanitären Hilfe�97 
Einer Vereinbarung zwischen BMZ und Auswär-
tigen Amt zufolge wird der ENÜH-Etat im BMZ-
Haushalt aufgelöst und 95 Millionen Euro in den 
Haushalt des Auswärtigen Amtes übertragen�98 
Die Restmittel in Höhe von 34 Millionen Euro sol-
len für entwicklungsorientierte und strukturbil-
dende Nahrungsmittelhilfen und Katastrophen-
prävention eingesetzt werden� Mit der Verlagerung 
der Not- und Übergangshilfe verbunden sind die 
Auflösung des im BMZ bisher dafür zuständigen 
Referats und die Übertragung von sechs Stellen an 
das Auswärtige Amt�99 

Die Reaktionen auf die Ressortvereinbarung sind 
gemischt� Während Kritiker von einem „Kuhhandel 
ohne Sinn und Verstand“100 sprechen, haben man-
che entwicklungspolitische Organisationen die 
Entscheidung zur geplanten Zu-
sammenführung der bisher in 
der Zuständigkeit der im BMZ 
liegenden ENÜH-Programme 
mit den vom Auswärtigen Amt 
verwalteten Programmen zur 
Katastrophenvorsorge begrüßt� 
So könnten durch die Schließung des Nothilfe-
Kreises die Maßnahmen zur Vorsorge, Nothilfe 
und Rehabilitation besser verzahnt und unter eine 
einheitliche Federführung gestellt werden� Gleich-
zeitig wird aber ein ressortübergreifendes Konzept 
angemahnt�101 Die Bundesregierung beabsichtigt, 
ein solches strategisches Konzept für die humani-

97 Pressemitteilung von AA und BMZ vom 11.11.2011 – Die Humani-
täre Hilfe umfasst die Soforthilfe v.a. nach Naturkatastrophen 
sowie Nothilfe in komplexen humanitären Krisen einschließlich 
der Nahrungsmittelnothilfe. (www.bmz.de/de/presse/aktuelle-
Meldungen/2011/november/20111111_aa_bmz/index.html).

98 Die Mittelumsetzung soll sich im Haushaltsentwurf 2013 und in 
der mittelfristigen Finanzplanung 2014-2016 niederschlagen. 
2012 werden die Mittel aus haushaltsrechtlichen Gründen vom 
BMZ verwaltet, aber bereits dem AA zur Verfügung gestellt.

99 Vgl. Auswärtiges Amt/BMZ (2011b).

100 Pressemitteilung von MdB Thilo Hoppe vom 11.11.2011 (www.
thilo-hoppe.de/cms/default/dok/396/396418.deal_zwischen_
westerwelle_und_niebel_ein.html).

101 Vgl. VENRO (2012).
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täre Hilfe in Kürze zu erarbeiten�102 Im Bundestag 
stieß das Vorgehen von BMZ und AA auf fraktions-
übergreifende Kritik, weil es an den zuständigen 
Parlamentsgremien vorbei erfolgte, und die Veröf-
fentlichung der Ergebnisse einer von AA und BMZ 
beauftragten Evaluation der deutschen humanitä-
ren Hilfe nicht abgewartet wurde�103 Darin empfeh-
len die Gutachter:

„Das AA sollte sich stärker auf sein Kernmandat, 
die kurzfristige Soforthilfe, beschränken. Nothilfe 
sollte in einen frühzeitigen und mutigen Einsatz von 
ENÜH eingebettet werden.“104

BMZ und AA sind dieser Empfehlung nicht ge-
folgt� Stattdessen bedeutet die Verlagerung von 
Aufgabenbereichen in das Auswärtige Amt eine 
Schwächung des BMZ� Zugleich wird die Organi-
sation des Übergangs von der humanitären Hilfe 
zur längerfristigen Entwicklungszusammenarbeit 
dadurch nicht einfacher� Die Maßnahmen der Ka-
tastrophenvorsorge werden zudem auch weiterhin 
von beiden Ministerien verantwortet� Aus Gründen 

der Erhöhung von Wirksamkeit und 
entwicklungspolitischer Kohärenz 
wäre aber die enge Verzahnung der 
humanitären Not- und Übergangs-
hilfen mit der mittel- und langfristig 
orientierten Entwicklungszusam-
menarbeit wichtig, um zum Beispiel 

humanitären Katastrophen wie am Horn von Afri-
ka künftig besser vorbeugen zu können�105 Gleich-
zeitig müsste die Verknüpfung mit weiter reichen-
den strukturbildenden Maßnahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit (zum Beispiel im Übergang 
von Nahrungsmittelhilfen zu Maßnahmen zur 
Ernährungssicherung) mit Blick auf eine kohären-
tere und lückenlose Abstimmung zwischen beiden 
Ministerien sichergestellt werden� 

102 Vgl. Auswärtiges Amt/BMZ (2011a).

103 Ebd.

104 Ebd., S. 10.

105 VENRO fordert angesichts der komplexen Ursachen von Katast-
rophenvulnerabilitäten die Zusammenführung der ENÜH-Mittel 
mit dem Etat für „humanitäre Soforthilfe“ zu einem Katastro-
phenvorsorge-Instrument,Vgl. VENRO (2012), S. 5. 

3.4.  Konsequenzen der Neuausrichtung  
für die Programmprioritäten der EZ

Spiegelt sich die proklamierte Neuausrichtung der 
deutschen Entwicklungspolitik in den Programm-
prioritäten der EZ wider? 

Sektorale Aufteilung der EZ-Mittel kaum verän-
dert. Die sektorale Aufteilung der deutschen EZ 
hat sich nach dem Regierungswechsel nur wenig 
verändert� Den größten Zuwachs im Vergleich zum 
Vorjahr verzeichnete in den Planungszahlen der 
bilateralen EZ für 2012 der Bereich Demokratie, 
Zivilgesellschaft und öffentliche Verwaltung� Er 
wuchs von einem Anteil von 11,3 Prozent (2011) 
auf 16,7 Prozent (2012)� Die größten Reduzierun-
gen erfolgten im Energiebereich� Hier fiel der An-
teil der Mittel von 11,7 Prozent im Jahr 2011 auf 
8,8 Prozent in 2012� Der für die Bekämpfung von 
Armut so wichtige Bildungssektor erhält dagegen 
nur magere 4,9 Prozent der Fördermittel, Tendenz 
stagnierend� Ähnliches gilt für den Gesundheits-
bereich, der seit 2006 kontinuierlich von 9,8 Pro-
zent im Jahr 2006 auf 5,9 Prozent im Ansatz für 
das Jahr 2012 verkleinert wurde� Und auch die 
geplanten Mittelzusagen für Ernährungssiche-
rung und Landwirtschaft fallen von 3,6 Prozent 
im Vorjahr auf 2,9 Prozent 2012 und erreichen 
damit etwa wieder das Niveau von 2010�106

Zahl der Partnerländer weiter reduziert. Das BMZ 
hat die Anzahl der Partnerländer wie angekün-
digt gegenüber 2011 von 57 auf 50 reduziert�107 
Die Zahl der Länder, in denen die deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit Projekte unterstützt, 
ist allerdings wesentlich höher� Die GIZ listet über 
130 Partnerländer weltweit,108 der DAC Peer Review 
von 2010 nennt sogar 140 Länder�109 

Die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit mit 
den ärmsten Ländern macht 2012 laut Planung 
36,9 Prozent der regional aufteilbaren ODA-Zusa-
gen aus� Afrika bleibt mit 47,4 Prozent der geplan-
ten Zusagen ein Schwerpunkt in der regionalen 
Förderung, gefolgt vom Nahen Osten (mit Afgha-
nistan und Pakistan) mit 19,1 Prozent� Ein deutli-
cher Rückgang ist in der regionalen Förderung in 

106 Vgl. die Tabelle mit den genauen Quellenangaben in terre des 
hommes/Welthungerhilfe (2011), S. 52.

107 Die bilaterale Zusammenarbeit wurde mit Angola, Bosnien und 
Herzegowina, Nicaragua, Nigeria, Nordsudan, Madagaskar, Mon-
tenegro, Senegal und Syrien eingestellt, z.T. wird die Kooperati-
on aber im Rahmen thematischer oder regionaler Programme 
weitergeführt (www.bmz.de/de/was_wir_machen/laender_regio-
nen/auswahlkriterien/index.html).

108 Vgl. www.giz.de/de/ueber_die_giz/1689.html.

109 OECD (2010b), Kapitel 2.
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Asien110 zu erkennen: Während der Anteil an der 
regional aufteilbaren Entwicklungszusammenar-
beit 2010 mit 26,9 Prozent noch auf einem den 
Vorjahren vergleichbarem Niveau lag, sieht der 
Haushaltsplan 2012 eine Reduzierung des Anteils 
auf 15,3 Prozent vor�111 Grund dafür ist u�a� die 
Einstellung der klassischen EZ mit China� Mögli-
cherweise werden sich die EZ-Mittel, die nach Asi-
en fließen, aber schon bald wieder erhöhen, denn 
mit der Lockerung der EU-Sanktionen gegenüber 
Myanmar plant das BMZ sein entwicklungspoliti-
sches Engagement in diesem Land „Zug um Zug 
mit den Fortschritten“ auszubauen�112 In Myanmar 
wird sich exemplarisch zeigen, ob die angestrebte 
Arbeitsteilung der Geber, wie sie der Europäische 
Rat auf deutsche Initiative 2007 in einem Verhal-
tenskodex vereinbart hat,113 ernstgenommen wird, 
oder ob ein Wettkampf der Geber um die lukra-
tivsten Projekte einsetzt�

Afghanistan steht 2012 wie auch in den beiden 
Vorjahren mit EZ-Zusagen in Höhe von 240 Millio-
nen an erster Stelle der Liste der Hauptempfänger-
länder deutscher Entwicklungszusammenarbeit� 
Die Liste der Hauptempfänger deutscher EZ-Mittel 
spiegelt den regionalen Förderschwerpunkt deut-
lich wider� Unter den zehn Hauptempfängerlän-
dern der Jahre 2010 bis 2012 befinden sich mit 
Ghana, Kenia, der demokratischen Republik Kon-
go, Südafrika und Tansania fünf afrikanische 
Staaten�114 Zudem sollen 2012 mit 271,5 Millionen 
Euro Programme der afrikanischen Regionalorga-
nisationen in den Bereichen Frieden und Sicher-
heit, Good Governance, Wassermanagement, er-
neuerbare Energien und nachhaltige Wirtschafts-
entwicklung unterstützt werden� 

3.5.   Neue Trends in der Entwicklungs-
finanzierung

Bundeskanzlerin Merkel und Bundesentwick-
lungsminister Niebel haben in den letzten Jahren 
immer wieder die Entschlossenheit der Bundes-
regierung bekräftigt, das 0,7-Prozentziel bis 2015 
zu erreichen� Angesichts einer Quote von 0,39 
Prozent im Jahr 2010 wird das Erreichen der Ziel-
vorgabe bis 2015 jedoch von Jahr zu Jahr schwe-

110 China wird seit Juli 2010 nicht mehr als Partnerland geführt. Die 
Programme der bilateralen TZ werden überwiegend bis 2014 
abgeschlossen sein, die der FZ können in Einzelfällen länger 
laufen.

111 Vgl. terre des hommes/Welthungerhilfe (2011), S. 53.

112 Vgl. BMZ-Pressemeldung vom 15.02.2012 („Niebel: Reformdivi-
dende für Myanmar“).

113 Vgl. Rat der Europäischen Union (2007).

114 Vgl. terre des hommes/Welthungerhilfe (2011), S. 57.

rer� Im Bundeshaushalt 2012 ist der BMZ-Etat ge-
genüber dem Vorjahr lediglich um 164 Millionen 
Euro auf 6�383 Millionen Euro gestiegen�115 Um die 
ODA-Lücke zu schließen, wäre mehr als das Zehn-
fache nötig gewesen�116 Für die kommenden Jahre 
wäre außerdem eine grundsätzli-
che Korrektur der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes erfor-
derlich� Denn nach den bisherigen 
Plänen soll der BMZ-Etat 2013 auf nur noch 5�737,2 
Millionen Euro fallen und damit um 580,66 Milli-
onen Euro (minus 9,2 Prozent) unter dem Budget 
für 2012 liegen�117 Selbst im Jahr 2015 soll der Etat 
mit 5�850,6 Millionen Euro noch unter dem Haus-
halt 2010 liegen� Die Mobilisierung innovativer Fi-
nanzinstrumente, darunter Sondermittel aus dem 
„Energie- und Klimafonds“, die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer, deren Erlöse zum Teil 
zur Klima- und Entwicklungsfinanzierung ver-
wendet werden könnten, sowie die Hebelung von 
ODA-Mitteln durch Kredit-Mischfinanzierungen 
könnte in den kommenden Jahren dennoch zu ei-
ner erheblichen Erhöhung der ODA-Quote führen�

Abkehr auf Raten vom 0,7-Prozentziel. Derzeit 
mehren sich allerdings die Anzeichen, dass Mi-
nister Niebel das international vereinbarte ODA-
Ziel für die Zeit nach 2015 neu verhandeln möchte� 
Zwar stehe Deutschland verbal zu seinen interna-
tionalen Verpflichtungen, die ODA-Kriterien soll-
ten aber nach 2015 neu bestimmt werden� Konkret 
schlägt Niebel vor, die ODA-Leistungen nicht mehr 
im Verhältnis zum Bruttonationaleinkommen zu 
bestimmen, sondern an der Höhe des Bundeshaus-
halts zu messen� Auch der Abbau von Zöllen und 
schädlichen Subventionen sollte dem Minister zu-
folge künftig in die ODA-Berechnung einfließen�118 
International abgestimmt ist diese Absicht inner-
halb der OECD-Gebergemeinschaft bisher nicht�

Private Mittel für leere Kassen. Um das Loch in 
der öffentlichen Entwicklungsfinanzierung zu-
mindest teilweise zu füllen, setzt das BMZ ver-
stärkt auf die Mobilisierung privater Mittel� Ein 

115 Vgl. BMF (2011), Einzelplan 23. Diese Summe enthält 50 Millionen 
Euro Erstattungen an den IWF aus Mehrerlösen aus Goldverkäu-
fen durch die Deutsche Bundesbank, die der IWF zur Kreditver-
gabe an Entwicklungsländer verwendet.

116 Die deutsche ODA müsste um mindestens 2 Milliarden Euro pro 
Jahr steigen, um das 0,7-Prozentziel bis 2015 noch zu 
erreichen;Vgl. dazu Grafik 2 in terre des hommes/Welthungerhil-
fe (2010).

117 Dass es zu dieser Kürzung tatsächlich kommt, wird von Beob-
achtern allerdings bezweifelt. Aber ähnlich wie 2011 kann das 
BMZ auf diese Weise bereits einen leichten Anstieg oder gar ein 
Nullwachstum des Etats als großen Erfolg darstellen.

118 Bundesminister Niebel im Interview mit der Frankfurter Rund-
schau, 27.12.2011 (www.liberale.de/Niebel-Jede-Hilfe-ist-
willkommen/9176c14677i1p7/index.html).

ODA-Finanzie-
rungslücke bis 2015
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Beispiel dafür ist die Zusammenarbeit mit der Bill 
und Melinda Gates-Stiftung� 

Eine im April 2011 geschlossene Kooperations-
vereinbarung zwischen BMZ und Gates-Stiftung 
umfasst die Bereiche Gesundheit und soziale Si-
cherung, Sanitär- und Wasserversorgung, Land-
wirtschaft und ländliche Entwicklung, Stadtent-
wicklung sowie Mikrofinanzierung�119 Vereinbart 
ist, dass die Gates-Stiftung sich an gemeinsamen 
Vorhaben mit dem BMZ beteiligt�120 Die erste ge-
meinsame Initiative ist die Unterstützung der Glo-
bal Alliance for Vaccines and Immunisation (GAVI), 
um bis 2013 die Kinderlähmung auf der Welt aus-
zurotten� Die privaten Mittel der Gates-Stiftung 
werden dabei zur Hebelung der deutschen ODA 
eingesetzt� Dafür beteiligte sich Deutschland laut 
Staatssekretär Beerfeltz bisher jährlich mit einem 
Betrag von vier Millionen Euro� Er fügt hinzu:

„Wie bei einer Wette haben wir die Beträge nun auf 
20 Millionen Euro erhöht, und Bill Gates hat noch 
einmal die gleiche Summe daraufgelegt, sodass sich 

119 Genaueres dazu in der Antwort der Bundesregierung auf die 
kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Stand der Partner-
schaft zwischen BMZ und Gates-Stiftung,Vgl. Bundesregierung 
(2011e).

120 Ebd. Bereits vereinbart ist die Beteiligung der BMGF in Höhe von 
10 Millionen US-Dollar an einem KfW-GIZ Projekt zur Entwicklung 
des Wasser- und Sanitärsektors und mit 3,7 Millionen Euro an 
einem Projekt zur Stadtentwicklung in Ägypten.

unsere ursprüngliche Vier-Millionen-Euro-Leistung 
verzehnfacht hat“�121 

Zudem ist seit dem Regierungswechsel ein Trend 
zur verstärkten Nutzung von Marktmitteln (Kre-
diten zu Marktkonditionen) in der Entwicklungs-
finanzierung zu verzeichnen� Dies geschieht in 
Form von zinsverbilligten Darlehen sowie der 
Misch- und Verbundfinanzierung� Durch die 
Kopplung von ODA-Mitteln an Darlehen der KfW 
Entwicklungsbank kann die ODA-Quote um ein 
Vielfaches steigen, ohne dass sich die anrechenba-
ren EZ-Mittel im Bundeshaushalt erhöhen�122 Wäh-
rend sich ODA-anrechenbare, zinssubventionierte 
Kredite 2008 noch auf 332 Millionen Euro belie-
fen, stieg ihr Umfang seitdem massiv an und belief 
sich 2010 auf 1,155 Milliarden Euro (vgl� Abbil-
dung 4)� Der Anstieg zwischen 2009 und 2010 um 
627,6 Millionen Euro erklärt über die Hälfte der 
ODA-Erhöhung dieses Jahres� Gefördert werden 
durch diese Instrumente vor allem Infrastruktur-
projekte, u�a� in den Bereichen Energieversorgung, 
Verkehr, Telekommunikation und Wasserversor-
gung� Die Mittel fließen weit überwiegend in die 
wirtschaftlich stärkeren Länder des Südens, arme 

121 Vgl. beerfeltz.de/2011/07/28/interview-zur-kooperation-mit-der-
gates-stiftung/. 

122 Die Marktmitteldarlehen sind laut DAC-Kriterien voll ODA-anre-
chenbar, solange ein Zuschusselement von mindestens 25 Pro-
zent enthalten ist.
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ODA-anrechenbare Marktmittel (Kredite zu Marktkonditionen)

Quellen: Bundeshaushaltspläne 2009-2011 und  
www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/Mittelherkunft_der_bi-_und_multilateralen_ODA_2009-2010.pdf. 
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und hochverschuldete Länder bleiben davon aus-
genommen�

Auch die 2008 ins Leben gerufene Initiative Klima- 
und Umweltschutz (IKLU) arbeitet mit der Hebe-
lung öffentlicher ODA-Mittel durch zinssubven-
tionierte Marktmitteldarlehen der KfW� Für das 
Jahr 2012 ist sie mit 250 Millionen Euro aus dem 
BMZ-Haushalt ausgestattet� Das Gesamtvolumen 
der ODA-anrechenbaren Marktmittel wird voraus-
sichtlich rund 1,5 Milliarden Euro betragen� Die 
Koppelung der öffentlichen EZ-Gelder mit Markt-
mitteln birgt allerdings die Gefahr eines Strohfeu-
ereffekts: Sie steigert die ODA-Quote zwar kurz-
fristig, die Tilgungen der Marktmitteldarlehen 
gehen in den kommenden Jahren aber als negative 
ODA in die Berechnungen ein und reduzieren die 
ODA-Quote entsprechend�

Der Mobilisierung privater Mittel für Entwicklung 
sollte auch der vom BMZ geplante „Entwicklungs-
schatzbrief“ dienen� Zinslose Anleihen mit Infla-
tionsausgleich sollten es privaten Investoren er-
möglichen, ihr Geld sicher anzulegen und durch 
den Verzicht auf ihre Rendite nachhaltig Entwick-
lungszusammenarbeit zu unterstützen�123 Durch 
die Mischfinanzierung mit Zuschüssen des BMZs 
hätten auch die Mittel des Schatzbriefs als ODA 
angerechnet werden können� Mit Hinweis auf das 
historisch tiefe Zinsniveau auf den Kapitalmärk-
ten musste Bundesminister Niebel die Idee Ende 
2011 zu den Akten legen�124

Ein ähnliches Modell der Mischfinanzierung wur-
de auch auf EU-Ebene eingeführt� Dort werden 
Zuschüsse aus EU-Außenhilfen und bilaterale 
Darlehen im sogenannte „Blending“ kombiniert� 
Obwohl auch bisher schon Geberpraxis, erhält das 
Blending durch speziell auf EU-Ebene eingerichte-
te Blending-Fazilitäten mit Schwerpunkt auf der 
Energie- und Transportinfrastrukturförderung 
eine neue Dimension�125 Durch die neuen Instru-
mente sollen kostspielige Infrastrukturprojekte 
leichter finanzierbar und zudem eine bessere Ko-
ordinierung und Sichtbarkeit der EZ erreicht wer-
den�126 NRO befürchten allerdings, dass die Ent-
wicklungsfinanzierung mit höherem Kreditanteil 

123 Vgl. Mit Schätzchen helfen, Der Tagesspiegel vom 8. März 2011 
(www.tagesspiegel.de/wirtschaft/entwicklungshilfe-mit-schaetz-
chen-helfen/3924822.html).

124 Vgl. Schatzbrief für Entwicklung – Niebel beerdigt seine Liebling-
sidee, die tageszeitung vom 29.12.2011 (www.taz.de/!84592/).

125 Bisher sind fünf regional ausgerichtete Fazilitäten geschaffen: 
Neighbourhood Investment Facility (NIF), Western Balkans Invest-
ment Framework (WBIF), EU-Africa Infrastructure Trust Fund (ITF), 
Latin America Investment Facility (LAIF) und Investment Facility 
for Central Asia (IFCA).

126 Vgl. Ferrer und Behrens (2011).

die Schuldensituation der betreffenden Entwick-
lungsländer verschlechtern könnte�127

Kontroverse um die FTS. Streit gibt es in der 
Regierung um ein anderes innovatives Finanzie-
rungsinstrument: Im Bemühen um die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer (FTS) in Europa 
hat sich Bundeskanzlerin Merkel 
dafür ausgesprochen, diese not-
falls auch ohne die britische Re-
gierung durchzusetzen� Falls sich 
in der EU kein Konsens für eine 
solche Steuer auf Finanztransaktionen und den 
Handel mit bestimmten Finanzmarktprodukten 
erreichen sollte, könne diese auch innerhalb der 
Länder der Eurozone eingeführt werden�128 Dem 
Vorschlag der EU-Kommission zufolge könnten 
jährliche Einnahmen in Höhe von 57 Milliarden 
Euro erzielt werden� Jüngst hatte Frankreich in 
einem Gesetzentwurf angekündigt, die FTS zum 
1� August 2012 unilateral einzuführen�129 Die FDP-
Minister im Bundeskabinett beharren jedoch bis-
lang darauf, eine FTS nur mit Zustimmung aller 
EU-Mitglieder einzuführen und blockieren damit 
eine Einigung� 

3.6.  Alternativen jenseits des  
„entwicklungspolitischen Konsens“?

Im März 2011 hatte sich im deutschen Bundestag 
eine überparteiliche Allianz von Abgeordneten ge-
bildet, die in einem fraktionsübergreifenden ent-
wicklungspolitischen Konsens die Einhaltung des 
0,7-Prozentzieles forderten�130 Die Abgeordneten 
setzen sich in dem Aufruf dafür ein, die Mittel 
für Entwicklungszusammenarbeit und humani-
täre Hilfe im Bundeshaushalt in den kommenden 
vier Jahren im Schnitt um 1,2 Milliarden Euro pro 
Jahr zu steigern� Der Aufruf wird inzwischen von 
einer breiten Mehrheit von Abgeordneten getragen 
(372 von 620 Abgeordneten, Stand: 1� März 2012)� 
Er führte in den Beschlüssen zum Haushaltsgesetz 
2012 jedoch nicht zum gewünschten Ergebnis� Die 
Abgeordneten der Regierungskoalition, die den 
Konsens unterzeichnet hatten, stimmten im End-
effekt gegen ihn�

127 Vgl. Eurodad (2011).

128 Vgl. FDP sperrt sich gegen Merkels Vorstoß, Frankfurter Allge-
meine vom 10. Januar 2012 (www.faz.net/aktuell/wirtschaft/
europas-schuldenkrise/finanztransaktionssteuer-fdp-sperrt-sich-
gegen-merkels-vorstoss-11598500.html).

129 Vgl. WEED (2012).

130 Vgl. www.entwicklungspolitischer-konsens.de.

Streit um die Finanz-
transaktionssteuer 
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

Die Oppositionsparteien bekräftigen weiterhin 
ihre politische Absicht, die für die Einhaltung der 
internationalen ODA-Verpflichtungen nötigen Mit-
telsteigerungen im Falle eines Regierungswechsels 
auch umzusetzen� Wie sieht es aber darüber hin-
aus mit ihren entwicklungspolitischen Antworten 
auf die veränderten globalen Rahmenbedingun-
gen für den Fall einer Regierungsbeteiligung aus?

Bündnis 90/Die Grünen setzen in ihren Stellung-
nahmen primär auf das Konzept des Green New 
Deal:

„Der Green New Deal ist die Grüne Antwort auf die 
Krise der Finanzmärkte, die ökologische Krise sowie 
die Armuts- und Verteilungskrise�“131 

Die Idee des Green New Deal zielt in erster Linie 
als umfassendes Konjunkturprogramm auf Inves-
titionen in Energieeffizienz sowie ein ressourcen- 
und klimaschonendes Wirtschaften� Eine grund-
sätzliche Kritik an den herrschenden Wachstums-
modellen und den strukturellen Armutsursachen 
steht dabei nicht im Zentrum� Innerhalb der Zi-
vilgesellschaft und im Umfeld einzelner politi-
scher Stiftungen wird die Debatte über ein neu-
es Verständnis von globaler Interdependenz und 
neuen Wohlstandsmodellen aber intensiv geführt� 
Diskutiert wird u�a� über die Wege zu einem kon-
sistenten und kohärenten Regierungshandeln in 
globaler Verantwortung, das die Politik aller Res-
sorts in den Kontext globaler Problemlösungen 
stellt� Die politischen Initiativen der Regierung 

sollten sich systematisch aus 
gemeinsamen und übergeord-
neten Zielen der Menschen-
rechte einschließlich der Siche-
rung der Rechte und Interessen 
zukünftiger Generationen, der 

globalen Gerechtigkeit, der Armutsbekämpfung, 
des Klimaschutzes, der Ernährungssicherheit und 
der Finanzmarktstabilität im Sinne eines ganz-
heitlichen Regierungshandelns ableiten („whole 
of government approach“)�132 Vorgeschlagen wird 
zu diesem Zweck u�a� der Umbau des BMZ zu ei-
nem Ministerium für globale Zukunftsaufgaben, 
welches die Verantwortlichkeiten für die EZ, die 
Umwelt-, Klima- und Energiepolitik sowie von 
Forschung, Wissenschaft und Innovation zusam-
menführt und so zum Hüter der (entwicklungs-)
politischen Kohärenz wird�

131 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen (2011).

132 Vgl. Unmüßig (2010).

Oppositionsnahe Debatten über zukünftige 
Wachstums- und Wohlstandsmodelle werden u�a� 
im sogenannten Fortschrittsforum diskutiert, 
das auf eine Initiative der Friedrich-Ebert-, der 
Hans-Böckler- und der Otto-Brenner-Stiftung zu-
rückgeht� Die Diskussionen fokussieren auf die 
Bedingungen und Potentiale für eine nachhaltige 
Ökonomie, die Stärkung des Staates angesichts 
veränderter Anforderungen an globale Koope-
ration und Konsenspolitik, die Rückgewinnung 
staatlicher Gestaltungsmacht, sowie die Reform 
des Global Governance-Systems im Sinne einer 
„nationalen nachhaltigen Fortschrittspolitik“�133 
Entwicklungspolitische Aspekte werden dabei 
allenfalls am Rande angesprochen� Im den SPD-
Parteitagsbeschluss 2011 zum Thema Entwick-
lungszusammenarbeit finden sich dagegen unter 
dem Leitmotiv „globaler Strukturpolitik“ bereits 
bekannte Überlegungen zur Ausrichtung der EZ 
entlang der globalen Zukunftsaufgaben�134 Eine 
umfassende integrierte Neukonzeption der Ent-
wicklungspolitik, die den fundamentalen Wandel 
der globalen Rahmenbedingungen reflektiert, die 
internationalen Debatten über die Zukunft der 
MDGs und die Post-2015-Entwicklungsagenda auf-
greift und sie in Konzepte für die deutsche Politik 
übersetzt steht noch aus� Sie ist überfällig�

133 Vgl. dazu „Denkt die globale Dimension mit“, Eintrag von Inge 
Kaul im Blog des Fortschrittsforums (www.fortschrittsforum.de/
debattieren/wirtschaft-wachstum/artikel/article/denkt-die-glo-
bale-dimension-mit.html).

134 Vgl. SPD (2011).

Green New Deal  
als Antwort auf die 
multiple Krise
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Die Veränderungen der geopolitischen Kräftever-
hältnisse und die unbewältigten sozialen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Krisen lassen die 
Entwicklungspolitik nicht unberührt� Wenn es ihr 
nicht gelingt, Antworten auf die neuen globalen 
Herausforderungen zu finden, läuft sie Gefahr, 
mehr und mehr an Bedeutung zu verlieren� Der 
Einfluss der Entwicklungspolitik auf die Entwick-
lung der Länder des Südens war schon immer 
beschränkt� Die zunehmenden weltwirtschaftli-
chen Verflechtungen, die Instabilitäten der glo-
balen Finanzmärkte und die Auswirkungen des 
globalen Klimawandels machen dies immer offen-
sichtlicher� Sie zeigen, dass die Politik der Wirt-
schafts-, Finanz-, Agrar- und Umweltministerien, 
einschließlich der Energiepolitik, die Entwicklung 
der Länder des Südens insgesamt weit mehr be-
einflusst, als es die Entwicklungspolitik vermag� 

Der Stellenwert der klassischen (westlichen) Ent-
wicklungspolitik wird durch die zunehmende Zahl 
neuer Akteure der Entwicklungszusammenarbeit 
(„neue Geber“) zusätzlich relativiert� Die unzurei-
chende Steigerung (in manchen europäischen Län-
dern sogar massive Senkung) der ODA verstärkt 
den Bedeutungsverlust� Schließlich reduziert die 
selbstauferlegte Begrenzung der Zahl von Partner-
ländern den Aktionsradius der Entwicklungspoli-
tik� Indem die deutsche Entwicklungspolitik die 
Zahl der Partnerländer auf 50 der insgesamt rund 
130 Länder des Südens reduziert, überlässt sie die 
Federführung für die Zusammenarbeit mit den 
übrigen Ländern dem Wirtschaft-, Finanz- oder 
Außenministerium� Sie läuft dadurch Gefahr, in 
eben der entwicklungspolitischen Nische zu lan-
den, aus der der gegenwärtige Bundesentwick-
lungsminister sie eigentlich „befreien“ wollte�

Dabei ist der Bedarf an einer gestärkten und zu-
kunftsgerechten Politik gegenüber den Ländern 
des Südens groß� Sie sollte innerhalb der Bundes-
regierung der Wächter und Garant für politische 
Kohärenz im Interesse der Entwicklung sein� Sie 
wäre verantwortlich dafür, dass Deutschland sei-
ne Staatenpflichten zur Verwirklichung der inter-
national vereinbarten Rechte erfüllt, vom Recht 
auf Entwicklung über die politischen und bürger-

lichen, die wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Menschenrechte, bis zu den universellen 
Frauen- und Kinderrechten� Schließlich könnte 
eine zukunftsfähige Entwicklungspolitik dazu 
beitragen, dass die postulierte „Große Transfor-
mation“ hin zu einer ressourcenschonenden und 
klimaverträglichen Wirtschafts- und Lebensweise 
nicht auf Kosten sondern zum Nutzen der armen 
Länder des Südens erfolgt� 

Das Bundesentwicklungsministerium teilt die 
generelle Einschätzung, dass sich die „Entwick-
lungslandschaft“ grundsätzlich verändert habe 
und deswegen die Entwicklungspolitik nicht blei-
ben könne, was sie war� Mit der Einrichtung eines 
„Innovationsbeirats“ und den diversen Konsulta-
tionsprozessen im Zusammenhang mit seinen 
50-Jahrfeiern und der Veröffentlichung des neuen 
entwicklungspolitischen Konzepts hat es Offen-
heit gegenüber Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
demonstriert, die grundsätzlich zu begrüßen ist� 
Die in den vergangenen zwölf Monaten veröffent-
lichten Sektorkonzepte und Positionspapiere, bei-
spielsweise zu den Themen Menschenrechte, länd-
liche Entwicklung und Bildung, enthalten zahlrei-
che Aspekte, die von terre des hommes und der 
Welthungerhilfe positiv beurteilt werden�

Es fehlt aber weiterhin ein konsistentes Gesamt-
konzept der Bundesregierung, das dem Anspruch 
von Entwicklungspolitik als „globaler Struktur-
politik“ gerecht wird� Die Reorientierung auf die 
bilaterale EZ, die Ausgliederung wesentlicher Teile 
der Not- und Übergangshilfe in das Auswärtige 
Amt und die Überbetonung der Entwicklungs-
kooperation mit deutschen Unternehmen sind Si-
gnale in die falsche Richtung� Die Bestrebungen, 
EZ verstärkt „auf Pump“ über die Koppelung mit 
rückzahlbaren Krediten zu Marktkonditionen zu 
finanzieren, erhöhen die Verschuldung der ent-
sprechenden Mittelempfänger und bergen die Ge-
fahr einer Verlagerung der EZ hin zu (rück-)zah-
lungsfähigen Kooperationspartnern auf Kosten 
der Ärmsten�

Die (deutsche) Entwicklungspolitik steht vor ei-
nem grundsätzlichen Dilemma: Auf der einen 
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Seite ist das Spektrum der zu bearbeitenden Pro-
bleme von den wachsenden sozialen Disparitäten 
über den Klimawandel bis zu den Auswirkungen 
der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise im-
mens; auf der anderen Seite sind der Aktionsra-
dius und das Mandat der Entwicklungspolitik eng 
begrenzt� Mit anderen Worten: Handlungsbedarf 
und Handlungskapazität des BMZ sind immer we-
niger deckungsgleich� 

Die gegenwärtigen internationalen Diskussions- 
und Verhandlungsprozesse im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Beschlüsse von Busan, der 
Rio+20-Konferenz für nachhaltige Entwicklung 
und der Zukunft der MDGs nach dem Jahr 2015 
bieten auch für die deutsche Entwicklungspolitik 
die Chance (und die Notwendigkeit) einer konzep-
tionellen und institutionellen Neuausrichtung� 
Denn die Entscheidungen über eine neue weltwei-
te Entwicklungspartnerschaft, globale Nachhaltig-
keitsziele und die Post-2015-Entwicklungsagenda 
können nicht isoliert auf der internationalen Ebe-
ne gefällt werden, sie müssen sich auch in den 
Strukturen und Strategien der deutschen Entwick-
lungspolitik widerspiegeln� Die Welthungerhilfe 
und terre des hommes halten in diesem Zusam-
menhang folgende Schritte zur Neuausrichtung 
der deutschen Politik im Sinne einer weltweit zu-
kunftsgerechten Entwicklung für erforderlich� Sie 
beziehen sich auf die Grundsätze und Prinzipien, 
die Ziele und Indikatoren, die Institutionen sowie 
die Qualität und Quantität der Entwicklungszu-
sammenarbeit�

1.  Rechtebasierten Ansatz der  
Entwicklungspolitik bekräftigen

Die Bundesregierung hat in internationalen Ab-
kommen und Deklarationen eine Reihe von Prin-
zipien anerkannt, die die normative Grundlage 
ihrer internationalen Zusammenarbeit bilden 
sollten� Sie hat es aber bisher versäumt, ihr politi-
sches Handeln konsequent nach diesen Prinzipien 
auszurichten� Allzu oft wird der Stellenwert der 
Entwicklungspolitik nach Opportunitätsgesichts-
punkten beurteilt und kurzfristigen ökonomi-
schen Eigeninteressen untergeordnet� Das Recht 
auf Entwicklung, die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte und die Prinzipi-
en internationaler Zusammenarbeit, wie sie schon 
in der Rio-Erklärung 1992 festgelegt wurden, sind 
aber keine politische Verfügungsmasse, sondern 
müssen ausnahmslos respektiert und konsequent 
umgesetzt werden�

2.  Kohärentes Entwicklungskonzept der 
gesamten Bundesregierung verabschie-
den und institutionell verankern

Der Grundsatz der „Politikkohärenz im Interesse 
der Entwicklung“ läuft Gefahr, zum Allgemein-
platz zu verkommen, wenn er nicht inhaltlich ge-
füllt wird� Welthungerhilfe und terre des hommes 
unterstützen daher weiterhin die Forderung des 
DAC Peer Review 2010 nach einer Grundsatzer-
klärung der Bundesregierung für entwicklungs-
politische Kohärenz und einer Kohärenzagenda 
mit klaren Prioritäten, in der ressortübergreifende 
strategische Ziele und Umsetzungsschritte festge-
legt werden� 

Das Konzept des BMZ zu Menschenrechten in der 
deutschen Entwicklungspolitik ist grundsätzlich 
ein richtiger Schritt in diese Richtung, indem es 
die Menschenrechte zum verbindlichen Leitprin-
zip der Politik erklärt� Das Konzept sollte aller-

Die Bundesregierung sollte die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechte und die damit verbundenen Staaten-
pflichten als Grundlage ihrer gesamten Politik 
bestätigen. Sie sollte darüber hinaus auch die 
„Rio-Prinzipien“ zum eindeutigen Maßstab ih-
rer politischen Entscheidungen machen. Dazu 
zählen 1.) Das Prinzip der gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten, das 
den Staaten entsprechend ihres Beitrages zur 
globalen Umweltbelastung und ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit Finanzie-
rungsverpflichtungen auferlegt; 2.) das Verur-
sacherprinzip, das diejenigen, die ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Schaden 
verursachen, verpflichtet, die entstandenen 
Kosten zu tragen; 3.) das Vorsorgeprinzip, das 
Regierungen u.a. verpflichtet, Maßnahmen ge-
gen Technologien zu ergreifen, die schwer-
wiegende Schäden für Mensch und Umwelt 
verursachen können. Die Bundesregierung 
sollte bei der Rio+20-Konferenz allen Versu-
chen einer Relativierung dieser Prinzipien ent-
gegenwirken.

Der Bundestag sollte eine dem „Europäischen 
Konsens“ vergleichbare Entschließung zur Ent-
wicklungspolitik verabschieden, die die Men-
schenrechte und die Prinzipien internationaler 
Zusammenarbeit als Grundwerte deutscher 
Politik bestätigt.

>>>
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dings konkretisiert werden, um zu gewährleisten, 
dass im Falle von Zielkonflikten mit anderen Po-
litikfeldern, wie der Handels-, Agrar-, Wirtschafts- 
oder Sicherheitspolitik, die Menschenrechte Vor-
rang haben�

Die Verpflichtung zu einer menschenrechtsbasier-
ten, kohärenten Politik im Interesse nachhaltiger 
Entwicklung muss sich auch in den deutschen 
Positionen gegenüber den neuen Entwicklungs-
strategien von OECD und EU sowie in den Struk-
turen von Bundesregierung und Bundestag wider-
spiegeln� Bislang hat das BMZ nicht das Mandat, 
um ressortübergreifend für Kohärenz zu sorgen� 
Ähnliches gilt spiegelbildlich für den Ausschuss 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (AWZ) des Bundestages� Auch der Rat für 
nachhaltige Entwicklung und der vom Bundestag 
bereits 2004 eingesetzte Parlamentarische Beirat 
für nachhaltige Entwicklung können bislang keine 
Kontroll- und Steuerungsfunktion übernehmen� 
Ihre Mandate sind hauptsächlich auf die Beglei-
tung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung und die Abgabe von Empfehlun-
gen beschränkt�

3.  Suche nach alternativen Fortschritts-
indikatoren und globalen Entwicklungs-
zielen aktiv unterstützen

Angesichts der ökologischen Grenzen unseres Pla-
neten sind Entwicklungskonzepte, die das weite-
re Wachstum des Ressourcenverbrauchs und der 
CO2-Emissionen zur Folge haben, nicht zukunfts-
fähig� Auch zur Bekämpfung von Armut und Hun-
ger reichen Messinstrumente nicht aus, die sich 
auf das Wachstum der Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen konzentrieren, aber die infor-
melle Wirtschaft sowie Gender- und Verteilungs-
aspekte ausblenden� Aus dieser Erkenntnis heraus 
findet die Kritik am Indikator des BNE-Wachstums 
als dominierendem Maß für Wohlstand und Fort-
schritt immer breitere Unterstützung� 

Auf allen Ebenen haben Suchprozesse eingesetzt, 
die sich mit alternativen Wohlstandsmaßen so-
wie ressourcenschonenden und klimaverträgli-
chen Entwicklungsmodellen befassen� In diesem 
Zusammenhang ist die Arbeit der Enquête-Kom-

Die Bundesregierung sollte umgehend 
eine Strategie zur Verwirklichung des Prinzips 
der Politikkohärenz im Interesse nachhaltiger 
Entwicklung verabschieden, die für alle Res-
sorts verbindlich ist. Durch sie sollten alle Po-
litikbereiche am Leitbild der ökologisch trag-
fähigen und sozial gerechten Entwicklung 
ausgerichtet und kontinuierlich auf ihre Men-
schenrechts- und Entwicklungswirkungen ge-
prüft werden. Der vom BMZ vorgesehene 
„Menschenrechts-TÜV“ ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Er sollte allerdings nicht auf die 
Entwicklungspolitik beschränkt bleiben, son-
dern in allen Politikbereichen angewendet 
werden. Insofern sollte man ihn zur „Chefin-
Sache“ erklären. Konkrete Kriterien und Ver-
fahren für einen solchen Menschenrechts-TÜV 
sollten unter enger Einbeziehung von Organi-
sationen der Zivilgesellschaft entwickelt wer-
den. Die damit verbundene Idee eines Be-
schwerdemechanismus ist positiv zu beurtei-
len und sollte zügig umgesetzt werden.

Zur Umsetzung und Überwachung einer res-
sortübergreifenden Kohärenzagenda sollte 
das Mandat des BMZ entsprechend erweitert 
und der bestehende „Ressortkreis Internatio-

>>>

nale Zusammenarbeit“ unter Leitung des BMZ 
aufgewertet und weiterentwickelt werden. 

Das Ziel der Außen- und Entwicklungspolitik 
„aus einem Guss“ ist generell zu begrüßen, 
darf aber nicht zu einer Schwächung des BMZ 
führen. Bei der sinnvollen Zusammenlegung 
von humanitärer Hilfe und entwicklungsorien-
tierter Not- und Übergangshilfe muss daher 
die engere Verzahnung mit der mittel- und 
langfristigen Entwicklungszusammenarbeit 
gewährleistet werden.

Das Kohärenzgebot gilt nicht nur für die Exe-
kutive. Im Deutschen Bundestag sollten daher 
nach den kommenden Wahlen die notwendi-
gen Schritte geprüft werden, um den AWZ zu 
einem „Kohärenzausschuss“ aufzuwerten und 
sein Mandat entsprechend zu erweitern.

Auf EU-Ebene sollte die Bundesregierung den 
Vorschlag des Europäischen Parlaments für ei-
nen „ständigen Berichterstatter für Politikko-
härenz im Interesse der Entwicklung“ unter-
stützen. Zugleich sollte sie darauf hinwirken, 
dass sich die Verpflichtung zu einer menschen-
rechtsbasierten, kohärenten Nachhaltigkeits-
politik auch in der neuen Entwicklungsstrate-
gie der EU widerspiegelt.

>>>
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mission des Deutschen Bundestages zum Thema 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ zu unter-
stützen, die bis zum Ende der Legislaturperiode 
2013 u�a� einen ganzheitlichen Wohlstands- und 
Fortschrittsindikator entwickeln soll� Dabei müs-
sen auch entwicklungspolitische, genderspezifi-
sche und menschenrechtliche Aspekte umfassend 
berücksichtigt werden�

Die Neuausrichtung der Entwicklungspolitik er-
fordert aber auch neue Entwicklungsziele, die die 
globalen Veränderungen und Herausforderungen 
besser widerspiegeln, als es die bisherigen MDGs 
mit ihrem begrenzten Fokus tun� Vor diesem Hin-
tergrund verdienen Vorschläge zur Vereinbarung 
globaler Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Deve-
lopment Goals) grundsätzlich Unterstützung� Sie 
haben durchaus das Potential, die Schwächen der 
bisherigen MDGs zu überwinden� Welthungerhil-
fe und terre des hommes sehen darin auch eine 
Chance, die bislang meist getrennt verlaufenden 
Diskurse über nachhaltige Entwicklung und ihre 
Indikatoren auf der einen Seite sowie Armutsbe-
kämpfung und MDGs auf der anderen Seite zu-
sammenzuführen�

4.  Demokratische Global Governance  
für Nachhaltigkeit stärken

Bislang gibt es auf globaler Ebene kein universel-
les Gremium, in dem die ökologischen, sozialen 
und ökonomischen Herausforderungen der Welt 
gemeinsam erörtert werden� Die UN-Kommission 
für nachhaltige Entwicklung (CSD) hätte nach der 
Rio-Konferenz 1992 eine solche Funktion über-
nehmen können, erhielt aber von den Regierungen 
weder das Mandat noch das politische Instrumen-
tarium dafür� Angesichts ihrer Unzulänglichkei-
ten und der fortbestehenden Governance-Lücke 
an der Schnittstelle globaler Wirtschafts-, Sozi-
al- und Umweltpolitik unterstützen Welthunger-
hilfe und terre des hommes Vorschläge, die CSD 
zu einem Rat für Nachhaltige Entwicklung nach 
dem Vorbild des UN-Menschenrechtsrates aufzu-
werten� Da er auf der universellen Mitgliedschaft 
der Vereinten Nationen basierte und weitgehende 
Beteiligungsrechte für zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen gewährleistete, hätte er eine wesentlich 
höhere Legitimation als etwa die G20 mit ihrer 
Arbeitsgruppe für Entwicklung�

Zukünftige Generationen haben in der gegenwär-
tigen Politik nur eine schwache Lobby� Langfristi-
ges Ziel muss es sein, dass die Interessen und Be-
dürfnisse zukünftiger Generationen in Form von 
rechtlich verbürgten Ansprüchen anerkannt wer-
den� Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wäre 
die Einrichtung von Ombudsstellen zum Schutz 

Die Bundesregierung sollte sich beim 
Rio+20-Gipfel aktiv dafür einsetzen, dass auf 
UN-Ebene ein Konsultationsprozess in Gang 
gesetzt wird, der bis zum Jahr 2015 zu aussa-
gekräftigen Maßen und Indizes für Wohlstand, 
Wohlergehen (Well-being) und gesellschaftli-
chem Fortschritt führt. Dabei sollten die viel-
fältigen Initiativen und Erfahrungen auf Län-
derebene (Glücksindex in Bhutan, Buen Vivir-
Ansätze in Bolivien und Ecuador usw.) 
berücksichtigt werden. Der Prozess sollte zeit-
lich und inhaltlich an die Debatte über die Zu-
kunft der MDGs und neue globale Nachhaltig-
keitsziele gekoppelt werden. 

Die Bundesregierung sollte sich beim Rio+20-
Gipfel und in den internationalen Diskussio-
nen über die Post-2015 Entwicklungsagenda 
auch dafür einsetzen, innerhalb der Vereinten 
Nationen bis zum Jahr 2015 ein neues Set glo-
baler Entwicklungsziele zu vereinbaren. Die-
ser Prozess sollte unter breiter Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen gesche-
hen und bis zum „MDG-Gipfel“ 2013 zur 
grundsätzlichen Einigung über die künftigen 
Ziele führen. Diese Ziele sollten für alle Länder 
der Erde Gültigkeit besitzen und zugleich in 
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ihren Unterzielen und Indikatoren überschau-
bar sein und genügend Flexibilität ermögli-
chen, um die ökonomische, ökologische und 
soziale Situation der einzelnen Länder berück-
sichtigen zu können. Von zentraler Bedeutung 
ist dabei, dass diese Ziele nicht hinter die be-
stehenden Menschenrechtsverpflichtungen 
und die auf den Weltkonferenzen der 1990er 
Jahre vereinbarten Entwicklungsziele zurück-
fallen sondern auf Ihnen aufbauen.

Die Enquête-Kommission des Deutschen Bun-
destages zum Thema „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“ sollte in ihrer Arbeit diese in-
ternationalen Diskussionen sowie entwick-
lungspolitische und menschenrechtliche As-
pekte und die Standpunkte zivilgesellschaftli-
cher Organisationen aus dem Süden umfas send 
berücksichtigen.

>>>

>>>
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der Rechte zukünftiger Generationen� Sie hätten 
die Aufgabe, über relevante Themen und Proble-
me im Zusammenhang mit den Rechten zukünf-
tiger Generationen zu informieren, Beschwerden 
entgegenzunehmen, strittige Fälle stellvertretend 
für die zukünftigen Generationen vor Gericht zu 
bringen und politische Entscheidungen daraufhin 
zu überprüfen, ob sie schwere und unwiderrufli-
che Schäden für zukünftige Generationen verur-
sachen�

5.  Qualität der EZ erhöhen: Busan-Partner-
schaft wirkungsvoll ausgestalten

Das 4� Hochrangige Forum über die Wirksamkeit 
der Entwicklungszusammenarbeit von Busan hat 
Fortschritte bei der Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft und der „neuen Geber“, allen voran China, 
Indien und Brasilien, gebracht� Dafür mussten 
allerdings unterschiedliche Prämissen für die 
„Nord-Süd“- gegenüber der „Süd-Süd“-Zusammen-
arbeit in Kauf genommen werden� Ob Busan einen 
Wendepunkt in der internationalen Entwicklungs-
zusammenarbeit markiert, wird von seinem Folge-
prozess abhängen� Von zentraler Bedeutung wird 
sein, ob sich die Regierungen bis Juni 2012 auf ein 
Set von konkreten Zielen, Indikatoren und Zeit-
plänen zu ihrer Umsetzung verständigen können, 
wie es bei der Pariser Erklärung der Fall war� In 
diesem Zusammenhang wird es vor allem auf die 
Ausgestaltung der neuen Globalen Partnerschaft 
für wirksame Entwicklungszusammenarbeit (Glo-
bal Partnership for Effective Development Coope-
ration) ankommen� Sie muss breite Beteiligungs-
rechte für zivilgesellschaftliche Organisationen 
gewährleisten und die politische Dominanz der 
klassischen Geberländer überwinden�

Die Bundesregierung sollte sich aktiv da-
für einsetzen, dass beim Rio+20-Gipfel be-
schlossen wird, die CSD in ihrer jetzigen Form 
aufzulösen und durch einen Rat für Nachhalti-
ge Entwicklung (Sustainable Development 
Council) zu ersetzen, der als Nebenorgan di-
rekt der UN-Generalversammlung unterstellt 
ist. Als Präzedenzfall für diese Reform kann 
der UN-Menschenrechtsrat dienen, der im Jahr 
2006 aus der Menschenrechtskommission des 
ECOSOC hervorgegangen ist. Die Bundesre-
gierung sollte darauf hinwirken, dass der neue 
Rat ein umfassendes Mandat und ausreichen-
de Finanzmittel erhält, um den Erfordernissen 
politischer Kohärenz, Koordination und Steu-
erung im Sinne einer zukunftsgerechten Ent-
wicklung zu genügen. Zugleich muss die enge 
Anbindung der neuen Globalen Partnerschaft 
für wirksame Entwicklungszusammenarbeit 
an den Rat gewährleistet sein, um Doppelar-
beit und Parallelstrukturen zu vermeiden.

Um die Durchsetzung der Rechte zukünftiger 
Generationen in der politischen Praxis zu ga-
rantieren, sollte die Bundesregierung sich da-
für einsetzen, dass Ombudsstellen, gleichsam 
als Anwälte zukünftiger Generationen, auf in-
ternationaler, nationaler und kommunaler 
Ebene geschaffen werden. Sie sollte beim 
Rio+20-Gipfel die Forderung unterstützen, für 
die globale Ebene eine solche Ombudsstelle 
unter dem Dach der Vereinten Nationen ein-
zurichten. Zugleich sollte sie sich verpflich-
ten, entsprechende Schritte innerhalb eines 
klar definierten Zeitrahmens für die Bundes-
ebene einzuleiten. Darüber hinaus sollte sie 
auf die Schaffung solcher Stellen auf EU-Ebe-
ne sowie auf kommunaler Ebene in Deutsch-
land hinwirken.
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Die Bundesregierung sollte sich dafür ein-
setzen, dass bis Juni 2012 die Busan-Partner-
schaft durch eine Vereinbarung über messba-
re Ziele, Indikatoren und Zeitpläne ergänzt 
wird. Sie sollte Ziele zur demokratischen Ei-
genverantwortung und einem förderlichen 
Umfeld für Entwicklung sowie zur Stärkung 
der programmorientierten Gemeinschaftsfi-
nanzierung, der Beseitigung von Lieferbindun-
gen und der Erhöhung der Planungssicherheit 
der Partnerländer durch Mehrjahreszusagen 
enthalten. 

Bei der Ausgestaltung der Globalen Partner-
schaft für wirksame Entwicklungszusammen-
arbeit sollte die Bundesregierung auf umfas-
sende Beteiligungsrechte für zivilgesellschaft-
liche Organisationen und die enge Anbindung 
des neuen Mechanismus an die Vereinten Na-
tionen hinwirken. Nur so kann die neue Glo-
bale Partnerschaft dem Anspruch gerecht 
werden, ein Forum für alle Entwicklungsak-
teure zu bilden, das nicht von den Interessen 
der westlichen Geber dominiert wird.

>>>
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6.  Quantität der EZ steigern: ODA-Verpflich-
tungen endlich ernst nehmen

Welthungerhilfe und terre des hommes fordern 
die Bundesregierung seit Jahren auf, ihre Ver-
pflichtungen aus dem ODA-Stufenplan zu erfül-
len� Dazu wären ODA-Steigerungen um mindes-
tens zwei Milliarden Euro pro Jahr erforderlich� 
Die Bundesregierung bekennt sich zwar verbal zur 
Erfüllung ihrer ODA-Verpflichtungen, weigert sich 
aber beharrlich, dazu einen Zeitplan vorzulegen� 
Im Gegenteil: Ihr Bekenntnis zur Verwirklichung 
des 0,7-Prozentziels steht in krassem Widerspruch 
zu ihrer mittelfristigen Finanzplanung� Statt den 
BMZ-Etat zu erhöhen, plant die Bundesregierung 
derzeit die Kürzung des Etats bis 2015 um 368,6 
Millionen Euro gegenüber dem Jahr 2011� Die 
wachsende ODA-Lücke durch die Koppelung der 
BMZ-Mittel mit Krediten zu Marktkonditionen zu 
schließen, kann kein Ersatz für die notwendige 
Aufstockung des Entwicklungsetats sein� Vor die-
sem Hintergrund begrüßten terre des hommes 
und Welthungerhilfe die fraktionsübergreifende 
Initiative aus dem Bundestag für einen „Entwick-
lungspolitischen Konsens“� Dass dieser Konsens 
der Mehrheit der Abgeordneten bisher nicht zu 
einer entsprechenden Bundestagsentscheidung 
geführt hat, gefährdet allerdings die Glaubwür-
digkeit dieser Initiative� Die erforderlichen Mittel 
können u�a� durch die Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer aufgebracht werden, die im 
Sinne des breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis-
ses „Steuer gegen Armut“ auch der Finanzierung 
entwicklungspolitischer Zwecke dienen muss�

Um die Prinzipien der Busan-Partnerschaft in 
die deutsche EZ zu übertragen, sollte die Bun-
desregierung umgehend einen eigenen Um-
setzungsplan verabschieden. Auch die Koope-
ration mit der Privatwirtschaft sollte diesen 
Prinzipien, insbesondere der Partnerorientie-
rung und Transparenz, unterliegen. 

>>> Welthungerhilfe und terre des hommes 
rufen die Bundesregierung dazu auf, im Ent-
wurf für den Bundeshaushalt 2013 als Min-
destanforderung die im „Entwicklungspoliti-
schen Konsens“ von der Mehrheit der Abge-
ordneten unterstützte Erhöhung der Mittel für 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitä-
re Hilfe um mindestens 1,2 Milliarden Euro in 
die Tat umzusetzen.

Zusätzlich sollte die Bundesregierung den An-
teil der Erlöse aus dem Emissionshandel, der 
für den Klimaschutz und Anpassungsmaß-
nahmen in Entwicklungsländern verwendet 
wird, auf mindestens 50 Prozent steigern.

Schließlich sollte die Bundesregierung die Ein-
führung einer Finanztransaktionssteuer, in 
einem ersten Schritt für die Länder der Euro-
Zone, aktiv vorantreiben und sicherstellen, 
dass mindestens 50 Prozent der Erlöse für 
Entwicklungs- und Klimaschutzzwecke ver-
wendet werden können.

In den internationalen Diskussionen über Zie-
le für die öffentliche Entwicklungsfinanzie-
rung nach dem Jahr 2015 sollte die Bundesre-
gierung die Verpflichtungen, die sich aus den 
Menschenrechtspakten und den universell 
gültigen Grundsätzen der Rio-Erklärung von 
1992 ableiten lassen, als normative Grundla-
ge anerkennen und sich für einen fairen Las-
ten- und Finanzausgleich zwischen allen Län-
dern der Erde einsetzen.

>>>
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In diesem Jahr veröffentlichen Welthungerhilfe und terre des hommes Deutschland den 

20. Bericht  „Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik“. Dieser jährliche Bericht erscheint 

seit 1993 und versteht sich als kritische Analyse der Entwicklungspolitik der Bundesregie-

rung.

In diesem Jahr erscheint der Bericht erstmals in zwei Teilen. Da die Publikation sich als 

Schattenbericht zum  Bericht des Entwicklungshilfeausschusses (DAC) der OECD versteht, 

wurde die mit dem ersten Berichtsteil vorgelegte Analyse der qualitativen Aspekte deut-

scher öffentlicher Leistungen in zeitlicher Nähe zur Bekanntgabe der DAC-Zahlen im April 

2012 veröffentlicht. Die Veröffentlichung der Analyse der quantitativen Aspekte erfolgt 

nun im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Bundeshaushalts am 22. November 

2012 in einem zweiten Berichtsteil.

Während der erste Berichtsteil  die neuen entwicklungspolitischen Konzepte der Bundes-

regierung analysierte, leitet dieser Berichtsteil aus der Analyse des Bundeshaushaltes und 

der mittelfristigen Finanzplanung  Schlussfolgerungen und entwicklungspolitische Hand-

lungsempfehlungen an die Bundesregierung ab. Ein besonderes Augenmerk wird auf die 

diversen Formen der Mischfinanzierung, der Kombination von Krediten und Zuschüssen, 

ihrer Anrechenbarkeit auf die öffentlichen Entwicklungsleistungen / ODA und die mögli-

chen negativen Folgen für arme Länder gelegt.

Bonn / Osnabrück, im Oktober 2012

Dr. Wolfgang Jamann

Generalsekretär

Vorstandsvorsitzender der Welthungerhilfe

Danuta Sacher 

Vorstandsvorsitzende

terre des hommes Deutschland e.V.
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012 Highlights – auf einen Blick

Die zunehmende Mischung von Haushaltsmitteln 
des BMZ mit Geldern privater Kapitalgeber eröff-
net aber keineswegs nur die vom BMZ betonten 
Chancen� Sie ist vielmehr mit einer Reihe gravie-
render Risiken und Nebenwirkungen verbunden�

  –   Schwerpunktverlagerung aus „unrentablen“ 
Sektoren: Mischfinanzierung ist in erster Li-
nie für Investitionsvorhaben im Infrastruk-
turbereich gedacht, die auf die Dauer profi-
tabel sind� Bei stagnierendem BMZ-Etat und 
gleichzeitiger Aufstockung der Haushalts-
mittel für die Mischfinanzierung kann dies 
zu einem Abzug von Mitteln aus „unrentab-
len“ Sektoren führen� 

  –   Reduzierung der Mittel für die armen Län-
der: Mischfinanzierung ist laut BMZ ein In-
strument für Schwellen- und Transforma-
tionsländer sowie „fortgeschrittenere Ent-
wicklungsländer“� Zu befürchten ist daher, 
dass angesichts der Möglichkeit zur ODA-
Quotensteigerung in den kommenden Jah-
ren die Mittel auf Länder konzentriert wer-
den, die für Mischfinanzierungsvorhaben 
geeignet sind, und der Finanzierungsspiel-
raum zur Unterstützung der ärmsten Länder 
schrumpft� 

l	 Realer Rückgang der weltweiten ODA. Die öf-
fentliche Entwicklungshilfe der 23 Geberländer, 
die im Entwicklungshilfeausschuss der OECD zu-
sammengeschlossen sind, lag 2011 bei 133,5 Milli-
arden US-Dollar� Sie war damit zwar rund 5 Milli-
arden US-Dollar höher als im Vorjahr (128,5 Milli-
arden US-Dollar), preis- und wechselkursbereinigt 
sank sie jedoch – erstmals seit 15 Jahren - um 2,7 
Prozent� Die deutsche ODA erhöhte sich um rund 
650 Millionen Euro von 9,80 auf 10,45 Milliarden 
Euro (2011)� Von diesem Anstieg erklären sich al-
lerdings nur 51 Millionen Euro durch den Anstieg 
des BMZ-Etats zwischen 2010 und 2011� Die rest-
lichen rund 600 Millionen sind überwiegend auf 
die verstärkte Nutzung von Krediten zu Marktkon-
ditionen zurückzuführen� Durch die geschickte 
Koppelung mit BMZ-Mitteln können diese zu hun-
dert Prozent auf die ODA angerechnet werden� Sie 
reduzieren die ODA allerdings wieder, sobald die 
Kredite zurückgezahlt werden�

l	 Der BMZ-Etat 2013: Stagnation auf ganzer Li-
nie. Im Jahr 2013 soll Der Haushalt des Bundesent-
wicklungsministeriums 6,420 Milliarden Euro be-
tragen� Das sind lediglich 37 Millionen Euro mehr 
als 2012� Mit 0,6 Prozent verzeichnet das BMZ den 
niedrigsten Anstieg seines Etats seit 2005� Inflati-
onsbereinigt sinken damit 2013 die EZ-Mittel� In 
den vier Haushaltsjahren, die die schwarz-gelbe 
Bundesregierung zu verantworten hat (2010-2013), 
ist das Budget des BMZ insgesamt nur um 7,4 Pro-
zent gestiegen� In den vier Jahren davor betrug der 
Zuwachs 38,8 Prozent� Nach dem mittelfristigen 
Finanzplan des Bundes soll der BMZ-Etat 2014 so-
gar um rund 400 Millionen Euro sinken und auf 
diesem Niveau bis 2016 eingefroren werden� 

l	 Die Tücken des Emissionshandels. Der Handel 
mit CO2-Emissionsberechtigungen birgt grund-
sätzlich ein enormes Einnahmepotential� Für die 
dritte Handelsperiode 2013-2020 rechnet die Bun-
desregierung mit jährlichen Einnahmen in mehr-
stelliger Milliardenhöhe� Ein zentrales Problem 
besteht allerdings in den massiven Preisschwan-
kungen an den Märkten für Emissionszertifikate� 
Der Preis für ein Zertifikat (entspricht einer Tonne 
CO2) ist vom bisherigen Allzeithoch von knapp 30 
Euro 2008 im ersten Halbjahr 2012 auf 7,30 Euro 

abgestürzt, vor allem bedingt durch das Überan-
gebot von Zertifikaten auf dem Markt� Als Folge 
musste die Bundesregierung sowohl die erwarte-
ten Einnahmen als auch die geplanten Ausgaben 
deutlich nach unten korrigieren� Dies betrifft auch 
den Anteil, der für den internationalen Klima- 
und Umweltschutz verwendet wird� Zudem soll 
entgegen den Forderungen zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, mindestens 50 Prozent der Ver-
steigerungserlöse für Klimaschutz- und Anpas-
sungsmaßnahmen in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zu verwenden, dieser Anteil bei unter 
20 Prozent liegen und nach 2014 sogar sinken� 
Dieser Trend steht im Gegensatz zur Verpflich-
tung Deutschlands, einen fairen und bis 2020 kon-
tinuierlich steigenden Beitrag zur internationalen 
Klimafinanzierung zu leisten�

l	 Boom der Mischfinanzierung gefährdet Ar-
mutsorientierung. Seit dem Regierungswechsel 
2009 nutzt das BMZ in wachsendem Umfang un-
terschiedliche Formen der Mischfinanzierung� 
Darunter ist vor allem die Koppelung von Haus-
haltsmitteln des BMZ und Krediten zu Marktkon-
ditionen der KfW Entwicklungsbank zu verstehen� 
Besonders beliebt ist das Instrument der Zinssub-
ventionierten Darlehen: Bei diesem Instrument 
erhält die Regierung des jeweiligen Kooperations-
landes einen Kredit aus KfW-Marktmitteln, dessen 
Zinssatz durch BMZ-Zuschüsse soweit unter das 
Marktniveau gesenkt wird, dass der gesamt Kre-
dit als ODA anrechenbar ist� Insgesamt hat das 
BMZ für 2013 Zuschüsse für Zinssubventionen 
in Höhe von 380 Millionen Euro eingeplant� Dies 
kann zu einem Gesamtzusagevolumen von etwa 
2,4 Milliarden Euro führen, das vollständig ODA-
anrechenbar ist� 

Auf einen Blick
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  –   Erhöhung von Auslandsverschuldung und 
Exportabhängigkeit: Jedes Darlehen auslän-
discher Gläubiger erhöht die Auslandsver-
schuldung und damit den Zwang, Devisen 
zu erwirtschaften� Selbst profitable Investiti-
onsvorhaben, etwa zum Aufbau eines öffent-
lichen Nahverkehrssystems, erwirtschaften 
aber nicht automatisch ausländische Devi-
sen� Dies ist nur möglich, wenn verstärkt für 
den Export produziert wird� Dies erhöht die 
Exportabhängigkeit und kann den Aufbau 
einheimischer Märkte konterkarieren� 

  –   Schwächung inländischer Kapitalmärkte: 
Die Zinssubventionierung von Darlehen 
bringt der KfW auf den internationalen 
Kapitalmärkten einen Wettbewerbsvorteil 
gegenüber Finanzinstituten, die über diese 
Privilegien nicht verfügen� Für inländische 
Kreditinstitute bestehen damit ungleiche 
Wettbewerbsbedingungen� Dies kann die 
Entwicklung eines funktionsfähigen inlän-
dischen Kapitalmarkts behindern� 

  –   Strohfeuereffekt für die ODA: Durch die He-
belwirkung der Mischfinanzierung können 
die ODA-anrechenbaren Mittel kurzfristig 
massiv gesteigert werden� Sobald die Kredi-
te getilgt werden, werden die rückgezahlten 
Beträge jedoch wieder von der ODA abgezo-
gen� Langfristig brechen die ODA-Zahlen und 
die ODA-Quote wieder ein, sofern die Rück-
zahlungen nicht permanent durch Neukre-
dite kompensiert werden� Aus diesem Grund 
ist denkbar, dass Deutschland bis 2015 das 
0,7-Prozentziel „auf Pump“ erreicht, aber die 
Finanzblase platzt, sobald die Tilgungsperi-
oden einsetzen�
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012 Kapitel 1 | Anspruch und Wirklichkeit deutscher Entwicklungspolitik: Zahlen und Fakten

Fortgesetzte Suche nach neuen Konzepten

Der erste Teil des diesjährigen Berichts zur „Wirk-
lichkeit der Entwicklungspolitik“ befasste sich mit 
den veränderten Rahmenbedingungen der Ent-
wicklungszusammenarbeit� Er machte dabei auf 
eine Reihe ökonomischer, sozialer und ökologi-
scher „Megatrends“ aufmerksam, die die weltweite 
Bekämpfung von Armut und Hunger nachhaltig 
beeinflussen� Dazu zählen unter anderem:

  –   Tiefgreifende Verschiebungen in den ökono-
mischen und politischen Kräfteverhältnissen 
der Staaten

  –   Die zunehmende (ökonomische) Ausdifferen-
zierung der Länder des Südens

  –   Wachsende soziale Disparitäten innerhalb 
vieler Länder

  –   Verschärfte ökologische Risiken

Die Suche nach politischen Antworten auf diese 
Herausforderungen hat sich in den vergangenen 
Monaten in verschiedenen internationalen Foren 
fortgesetzt:

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen über 
nachhaltige Entwicklung („Rio+20“) verabschiede-
ten die Regierungen ein umfangreiches Ergebnis-
dokument, das seinem ambitionierten Titel „Die 
Zukunft, die wir wollen“ allerdings nicht gerecht 
wird�1 Auf 60 Seiten bekräftigen sie darin die 

Nachhaltigkeitsprinzipien des 
ersten Erdgipfels von Rio 1992, 
setzen sich mit dem kontro-
versen Konzept der Green Eco-
nomy auseinander, formulie-
ren halbherzige Reformen der 
UN-Institutionen im Bereich 
nachhaltiger Entwicklung 

und skizzieren den Prozess hin zu universellen 
Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals, SDGs)� Insgesamt liefern die 
Beschlüsse nach Einschätzung der meisten zivil-

1 Vgl. UN Dok. A/RES/66/288 vom 11. September 2012.

zukünftige Strategie zur Finanzierung nachhalti-
ger Entwicklung (Sustainable Development Finan-
cing Strategy) formulieren soll� Bis 2014 soll sie 
einen Bericht vorlegen, in dem sie den künftigen 
Finanzbedarf abschätzt, die gegenwärtigen Finan-
zierungsinstrumente bewertet und potentielle 
neue Initiativen prüft� Dies bietet die Gelegenheit, 
das System der öffentlichen Entwicklungsfinan-
zierung in einem Gremium auf den Prüfstand zu 
stellen, das nicht von den klassischen Geberlän-
dern dominiert wird�

Auch die deutsche Entwicklungspolitik befasst 
sich verstärkt mit der Zukunft der öffentlichen 
Entwicklungsfinanzierung (ODA)� Verbal steht 
die Bundesregierung zwar weiterhin zu den ODA-
Verpflichtungen, die sie im Rahmen der EU ein-
gegangen ist� Bundesentwicklungsminister Niebel 
beteuerte noch im September 2012:

„Ich bin der Bundeskanzlerin dankbar, dass sie öf-
fentlich erklärt hat, an dem Ziel festzuhalten, bis 
2015 einen Anteil von 0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für die Entwicklungszusammenar-
beit zu erreichen.“ 4

Angesichts der bisherigen Zahlen (s� den folgen-
den Abschnitt) und ihrer mittelfristigen Finanz-
planung wird die jetzige Bundesregierung dieses 
Ziel aber meilenweit verfehlen – es sei denn sie 
koppelt die Mittel des BMZ-Etats in weitaus größe-
rem Umfang als bisher mit privaten Marktmitteln 
(s� unten)� Angesichts dieser Situation richtet das 
BMZ sein Augenmerk mehr und mehr auf Alter-
nativen zum traditionellen ODA-Konzept� Bundes-
entwicklungsminister Niebel fordert:

„Zugleich müssen wir für die Zeit nach 2015 über 
neue Ziel- und Anreizsysteme nachdenken, auch 
über Nachfolgeziele für die dann auslaufenden Mil-
lenniumsentwicklungsziele. Das gegenwärtige ODA-
Erfassungssystem setzt vor allem auf Quantität und 
benachteiligt eine Reihe wertvoller entwicklungspo-
litischer Instrumente. Wir müssen mehr auf Qualität, 
auf die Entwicklungsrelevanz einer Leistung ab-
stellen.“ 5

Zu diesem Zweck gab das BMZ gemeinsam mit dem 
holländischen Außenministerium bereits im Sep-
tember 2011 zwei Studien in Auftrag, die sich mit 
der Erweiterung der Bemessungsgrundlage für 
die ODA und der Machbarkeit eines Index der Ent-

4 BMZ-Pressemeldung vom 19.9.2012 (www.bmz.de/de/presse/
aktuelleMeldungen/2012/september/20120918_pm_218_canfin/
index.html).

5 Ebd.

wicklungsfreundlichkeit bzw� der entwicklungs-
politischen Kohärenz befassen sollten�6 Die vom 
European Centre for Development Policy Manage-
ment (ECDPM) durchgeführten Studien dämpfen 
allerdings in beiden Bereichen Hoffnungen auf 
rasche Fortschritte� So heißt es darin:

„(…) a coherence index can only be successfully rea-
lised if there is sufficient political will and a genuine 
interest among countries to be compared. The fin-
dings further indicate that while many countries are 
anticipated to be receptive to the idea to compare 
the development impacts of non-aid policies, with 
some considering it inevitable in the long-run, pre-
sently there seems to be insufficient political support 
for an internationally recognised and institutiona-
lised approach.” 7

Mit Blick auf künftige Maße der Entwicklungsfi-
nanzierung stellen die Autoren zwar fest, dass 
das gegenwärtige Input-basierte System der ODA-
Erfassung nicht mehr zeitgemäß ist� Zugleich 
schränken sie aber ein:

„(…) a debate on changing the ODA definition du-
ring the next few years appears not to be politically 
desirable. (…) A lack of commonality in the interests 
of development partners as far as modernising re-
porting on development is concerned, complicates 
changes given the current consensus-based gover-
nance system.” 8

Es bleibt abzuwarten, welche Schlussfolgerungen 
das BMZ aus den Studien zieht� In jedem Fall ent-
bindet die weiterhin notwendige Beschäftigung 
mit Alternativen zur ODA als dem klassischen Maß 
der Hilfe und mit neuen Maßen für entwicklungs-
politische Kohärenz die Bundesregierung nicht 
von ihren bestehenden ODA-Verpflichtungen�

Realer Rückgang der ODA

Die wirtschaftliche Rezession in einigen europä-
ischen Ländern hat gravierende Folgen für die 
öffentliche Entwicklungsfinanzierung� Nach den 
im April 2012 veröffentlichten Zahlen der OECD 
ist die griechische Entwicklungshilfe 2011 um 
39,3 Prozent gesunken, die ODA Spaniens um 32,7 
Prozent� Insgesamt betrug die öffentliche Ent-
wicklungshilfe der 23 Geberländer, die im Ent-

6 Welthungerhilfe und terre des hommes hatten in ihrem letztjäh-
rigen Bericht die Bundesregierung aufgefordert, die Entwicklung 
eines Kohärenz-Index zu fördern, vgl. terre des hommes/Welt-
hungerhilfe (2011), S. 43.

 7 King et al. (2012a), S. 48.

8 Vanheukelom et al. (2012), S. 43.

gesellschaftlichen Organisationen jedoch eine 
völlig unzureichende Antwort auf die globalen 
Krisen� Sie setzen aber immerhin eine Reihe von 
Prozessen in Gang, in denen der Diskurs über 
neue Wohlstandsmodelle, Entwicklungskonzepte 
und Finanzierungsalternativen auf globaler Ebene 
fortgesetzt und intensiviert werden kann� 

So richtete die UN-Generalversammlung infolge 
der Rio+20-Konferenz eine Arbeitsgruppe aus 30 
Regierungsvertreter/innen ein, die bis zur 68� Ta-
gung der Generalversammlung, die im September 
2013 beginnt, einen Vorschlag für ein Set globaler 
Nachhaltigkeitsziele vorlegen soll� 

Bereits Ende Juli 2012 berief der UN-Generalse-
kretär Ban Ki-moon ein hochrangiges Panel, das 
bis Mitte 2013 einen Bericht zur Post-2015-Ent-
wicklungsagenda ausarbeiten soll� Das Panel wird 
geleitet von den Präsidenten Indonesiens, Susilo 
Bambang Yudhoyono, und Liberias, Ellen John-
son Sirleaf, sowie dem britischen Premier David 
Cameron� Als deutscher Vertreter gehört ihm der 
ehemalige Bundespräsident Horst Köhler an�

Einen Schritt weiter ist inzwischen die Globale 
Partnerschaft für Wirksame Entwicklungszusam-
menarbeit (Global Partnership for Effective Devel-
opment Cooperation)�2 Sie entstand im Juni 2012 
als Ergebnis des 4� Hochrangigen Forums über 
die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenar-
beit (29�11� bis 1�12�2011, Busan) und soll sich um 
die Umsetzung seiner Beschlüsse kümmern�3 Ob 
die Globale Partnerschaft zum zentralen Forum 
der entwicklungspolitischen Auseinandersetzung 
wird, in dem auch Länder wie China und Brasilien 
aktiv mitarbeiten, ist weiterhin ungewiss� 

Grundsätzlich präferieren die in der G-77 zusam-
menarbeitenden Länder des Südens weiterhin eher 
die Vereinten Nationen als Ort der Auseinander-
setzung über Entwicklungspolitik und –finanzie-
rung� Auf ihre Initiative geht auch der Beschluss 
der Rio+20-Konferenz zurück, eine 30-köpfige Ex-
pertengruppe einzusetzen, die Optionen für eine 

2 Vgl. dazu terre des hommes/Welthungerhilfe (2012), S. 14ff.

3 Vgl. www.aideffectiveness.org/busanhlf4/about/global-partner-
ship.html.
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wicklungshilfeausschuss der OECD (Development 
Assistance Committee, DAC) zusammengeschlos-
sen sind, 2011 133,5 Milliarden US-Dollar� Sie war 
damit zwar rund 5 Milliarden US-Dollar höher als 
im Vorjahr (128,5 Milliarden US-Dollar), preis- und 
wechselkursbereinigt sank sie jedoch – erstmals 
seit 15 Jahren - um 2,7 Prozent�9 Die Mittel für 
die ärmsten Länder (Least Developed Countries, 
LDCs) gingen sogar real um 8,9 Prozent zurück� 
Auch die ODA-Quote, d�h� der Anteil der ODA am 
Bruttonationaleinkommen (BNE), lag mit 0,31 Pro-
zent um 0,01 Prozentpunkte unter dem Wert des 
Vorjahres (0,32 Prozent)� Damit hat sich die Geber-
gemeinschaft vom für das Jahr 2015 anvisierten 
0,7-Prozentziel weiter entfernt� Dieses Ziel haben 
2011 wie schon in den Vorjahren nur fünf Länder 
erfüllt: Schweden, Norwegen, Luxemburg, Däne-
mark und die Niederlande (s� Grafik 1)�

Bemerkenswert ist der fortgesetzte Anstieg der 
Entwicklungsfinanzierung Südkoreas, das mit 1,3 
Milliarden US-Dollar nun mehr Mittel zur Verfü-
gung stellt als beispielsweise Österreich (vgl� Ta-

9 Vgl. hierzu und zum Folgenden OECD-Pressemitteilung vom 4. 
April 2012.

des BMZ-Etats zwischen 2010 und 2011 (vgl� Ta-
belle 1 im Anhang)� Die restlichen rund 600 Mil-
lionen sind vermutlich überwiegend auf die ver-
stärkte Nutzung von Marktmitteln (Krediten zu 
Marktkonditionen) zurückzuführen� Durch die 
geschickte Koppelung mit BMZ-Mitteln können 
diese zu hundert Prozent auf die ODA angerechnet 
werden (mehr dazu unten)�

Der BMZ-Etat 2013: Stagnation auf ganzer 
Linie

Der Stellenwert der Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) in der Politik der Bundesregierung spiegelt sich 
am deutlichsten im Etat des BMZ wider� Wie viel ist 
der Bundesregierung die Bekämpfung von Armut 
und Hunger, die Förderung der Menschenrechte 
und die wirtschaftliche Entwicklung der Länder 
des Südens wert? Im Jahr 2013 sollen es nach dem 
Haushaltsplan der Bundesregierung 6,420 Milliar-
den Euro sein� Das sind lediglich 37 Millionen Euro 
mehr als 2012 (vgl� Tabelle 1 im Anhang)�10

Mit 0,6 Prozent verzeichnet das BMZ den niedrigs-
ten Anstieg seines Etats seit 2005 (vgl� Grafik 2)� In-
flationsbereinigt sinken damit 2013 die EZ-Mittel� 
Sie würden sogar nominal sinken, wenn nicht Er-
stattungen an den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) aus den Mehrerlösen aus Goldverkäufen seit 
2011 im BMZ-Etat verbucht würden� Für 2013 sind 

10 Durch die Übertragung der gesamten Zuständigkeit für die hu-
manitäre Hilfe einschließlich der Nahrungsmittelnothilfe auf das 
Auswärtige Amt (AA) werden im Haushalt 2013 Mittel in Höhe 
von 80 Millionen Euro (netto) vom BMZ auf das AA übertragen. 
Auf der anderen Seite werden die Beiträge an UNICEF (6,5 Millio-
nen Euro) ab 2013 nicht mehr im Etat des AA, sondern des BMZ 
verbucht.

dafür 127,08 Millionen Euro eingeplant�11 In den vier 
Haushaltsjahren, die die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung zu verantworten hat (2010-2013), ist das 
Budget des BMZ um insgesamt 7,4 Prozent gestie-
gen� In den vier Jahren davor betrug der Zuwachs 
unter der Ägide der großen Koalition 38,8 Prozent� 
Der Anteil des BMZ-Etats am Bundeshaushalt hat 
sich seitdem leicht erhöht� Den Tiefstand hatte er 
2003 zu Zeiten der rot-grünen Koalition unter Bun-
deskanzler Schröder und Finanzminister Eichel mit 
1,46 Prozent erreicht� Im Jahr 2013 soll der Anteil bei 
2,12 Prozent liegen (vgl� Tabelle 1 im Anhang)�

Der überwiegende Teil des ohnehin mageren Zuwach-
ses im BMZ-Etat entfällt 2013 auf den Verwaltungs-
haushalt und die Versorgungsausgaben (insgesamt 
+ 24 Millionen Euro)� Der Programmhaushalt erhält 
demgegenüber lediglich 13 Millionen Euro mehr� Der 
Verwaltungshaushalt des BMZ wächst damit inner-
halb von nur zwei Jahren um 67 Prozent (von 57 Mil-
lionen Euro 2011 auf 95 Millionen Euro 2013)� Grund 
ist vor allem die Aufstockung des BMZ-Personals um 
170 Planstellen (vgl� Tabelle 1 im Anhang)� 

Das zusätzliche Personal des BMZ wird allerdings 
nach den Plänen der Bundesregierung in den kom-
menden Jahren weniger Mittel zu verwalten haben� 
Nach dem aktualisierten Finanzplan des Bundes für 
die Jahre bis 2016 soll der BMZ-Etat 2014 um rund 
400 Millionen Euro sinken und auf diesem Niveau 
eingefroren werden (vgl� Tabelle 1)� Er soll damit 
noch im Jahr 2016 unter dem Budget von 2011 liegen� 

11 Im Entwurf zum Bundeshaushalt 2013 heißt es dazu erläuternd: 
„Entsprechend des Beschlusses auf dem G20-Gipfel vom 2. April 
2009 sollen vom Internationalen Währungsfonds (IWF) die wegen 
des gestiegenen Goldpreises erzielbaren zusätzlichen Erträge aus 
Goldverkäufen für Kreditfazilitäten von Entwicklungsländern 
verwendet werden. Die zusätzlichen Erträge, die auf die Bundes-
republik Deutschland entfallen, erhöhen den von der Deutschen 
Bundesbank an den Bundeshaushalt abzuführenden Gewinn. Die-
ser Betrag wird an den IWF zur Verwendung für Kreditfazilitäten 
von Entwicklungsländern zurück überwiesen.“ (BMF (2012), Einzel-
plan 23, Titel 687 07).

belle 2 im Anhang)� Auch die Türkei verzeichnete 
einen erheblichen Anstieg ihrer ODA um 38,2 Pro-
zent auf ebenfalls 1,3 Milliarden US-Dollar� Da sie 
nicht Mitglied des DAC ist, wird dieser Betrag al-
lerdings nicht in der ODA-Statistik berücksichtigt 
– ebenso wenig wie die öffentliche Entwicklungs-
finanzierung von Ländern wie China, Brasilien, 
Indien oder Saudi Arabien� 

Die deutsche ODA war entgegen dem allgemeinen 
Trend zwischen 2010 und 2011 um 11,9 Prozent 
von 12,99 Milliarden US-Dollar auf 14,53 Milliar-
den US-Dollar gestiegen� Der preis- und wechsel-
kursbereinigte Anstieg betrug laut OECD aller-
dings nur 5,9 Prozent� In absoluten Zahlen war 
Deutschland 2011 der zweitgrößte Geber; gemes-
sen an seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
lag Deutschland mit einer ODA-Quote von 0,40 
aber nur im Mittelfeld und damit weiterhin hinter 
Ländern wie Frankreich und Großbritannien�

In Euro erhöhte sich die deutsche ODA um rund 
650 Millionen Euro von 9,80 auf 10,45 Milliarden 
Euro (2011)� Von diesem Anstieg erklären sich al-
lerdings nur 51 Millionen Euro durch den Anstieg 

Zuwachsraten des BMZ-Etats (2003-2013)
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Quelle: Eigene Berechnungen (nach Tabelle 1 im Anhang).
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Derartige Pläne haben negative Signalwirkung, kom-
men aber nicht überraschend� Denn auch in diesem 
und im vergangenen Jahr hatte die Bundesregierung 
im Zuge ihrer Sparmaßnahmen drastische Kürzun-
gen im BMZ-Etat vorgesehen� Sie wurden im Zuge der 
regierungsinternen Haushaltsverhandlungen ver-
hindert und auf das Folgejahr verschoben� Werden 
die nun geplanten Kürzungen 2014 wiederum nicht 
realisiert (was zu hoffen ist), kann die Bundesregie-
rung selbst ein Null-Wachstum des BMZ-Etats als Zu-
wachs „gegenüber dem bisher geltenden Finanzplan“ 
verkaufen und der Entwicklungsminister einen ent-
sprechenden Verhandlungserfolg gegenüber dem 
Finanzminister für sich reklamieren�

Wohin fließen die deutschen EZ-Mittel? 
Sektorale und regionale Trends 

In der regionalen und sektoralen Verteilung der 
deutschen EZ-Mittel sind 2013 keine signifikanten 
Veränderungen zu erwarten� Hauptempfängerland 
wird wie in den Vorjahren Afghanistan sein, das 
240 Millionen Euro erhalten soll (vgl� Tabelle 9 im 
Anhang)� Zusätzlich sind im Etat des Auswärtigen 
Amtes 180,7 Millionen Euro für Leistungen im Rah-
men des Stabilitätspaktes Afghanistan vorgesehen� 

Die Länder Afrikas sollen nach der Rahmenpla-
nung des BMZ 2013 knapp 50 Prozent der bilate-
ralen Finanzzusagen erhalten (vgl� Tabelle 4 im 
Anhang)� Der Anteil bleibt im Vergleich zu 2012 
unverändert� Die höchsten Zusagen sind in dieser 
Region für die Demokratische Republik Kongo (67 
Millionen Euro) und für Kenia (178,5 Millionen Euro 
für einen Dreijahreszeitraum) eingeplant� 

Im Jahr 2012 waren 37 Prozent des regional auf-
teilbaren Zusagerahmens für die ärmsten Länder 
(LDCs) vorgesehen (vgl� Tabelle 5)�

Das BMZ hat in diesem Jahr zwar die Zahl seiner 
offiziellen Partnerländer auf 50 reduziert (vgl� Ta-
belle 8 im Anhang), aber auch mit Ländern, die 
nicht auf der Liste stehen, werden weiterhin zum 
Teil umfassende Kooperationsprojekte durchge-
führt� Das gilt zum Beispiel für Tunesien, das 2013 
45 Millionen Euro für Vorhaben zu Förderung der 
Solarenergie und Energieeffizienz, des Industrie-
zonenmanagements, des Wasserressourcenmana-
gements sowie der Landwirtschaft erhalten soll� 

Auch an der sektoralen Aufteilung der bilateralen 
BMZ-Mittel wird sich 2013 relativ wenig ändern� Das 
BMZ spricht zwar von einer „sichtbaren Konzentra-
tion“ der deutschen EZ auf Handlungsbereiche, „in 
denen die deutsche FZ und TZ im Geberkreis klare 
komparative Vorteile hat“,12 die tatsächlichen Zahlen 
spiegeln aber eine solche Konzentration nicht wider� 
Wie in den Vorjahren soll ein Großteil der Mittelzu-
sagen auf die Schwerpunkte Umweltpolitik/Schutz 
und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen 
(16,1 Prozent), nachhaltige Wirtschaftsentwick-
lung (13,5 Prozent) sowie Trinkwasser, Wasserma-
nagement, Abwasser- und Abfallentsorgung (12,9 
Prozent) entfallen� Auffällig ist lediglich, dass der 
Anteil der geplanten Mittel für den Schwerpunkt De-
mokratie, Zivilgesellschaft und öffentliche Verwal-
tung gegenüber 2012 deutlich schrumpft� 

Aktivitäten des Klima- und Umweltschutzes nehmen 
innerhalb der Arbeit des BMZ einen immer größeren 
Raum ein� Insgesamt sind für diesen Bereich 2013 
Haushaltsmittel in Höhe von mindestens 1,135 Milli-
arden Euro vorgesehen�13 Durch die Koppelung mit 
KfW-Krediten zu Marktkonditionen sowie zusätzli-
che Mittel aus dem Sondervermögen „Energie- und 
Klimafonds“ ist das Finanzvolumen zur Unterstüt-
zung umweltrelevanter Vorhaben in Entwicklungs- 
und Schwellenländern sogar noch wesentlich größer� 
Angesichts der drohenden Klimaveränderungen und 
des ungebremsten Artensterbens sind größere öf-
fentliche Investitionen in den Klimaschutz und die 
Anpassung an den Klimawandel dringend erforder-
lich� Solange die Haushaltsmittel des BMZ aber nahe-
zu stagnieren, muss der Zuwachs in diesem Bereich 
zwangsläufig Kürzungen in anderen Aufgabenfel-
dern zur Folge haben� Ihre Verpflichtung, tatsächlich 
zusätzliche Mittel für den Klimaschutz bereitzustel-
len, kann die Bundesregierung nur erfüllen, wenn sie 
den BMZ-Etat entsprechend aufstockt� 

Die Mittel dafür könnten unter anderem aus den 
Einnahmen der geplanten Finanztransaktionsteu-

12 BMZ (2012b), S. 17.

13 Vgl. BMZ (2012b), S. 4.

er kommen� Die Bundesregierung hat in ihrer mit-
telfristigen Finanzplanung ab 2014 Einnahmen 
aus dieser Steuer in Höhe von 2 Milliarden Euro 
pro Jahr vorgesehen�14 Daneben könnten bereits 
im kommenden Jahr zusätzliche Mittel aus dem 
Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ für 
internationale Aufgaben verwendet werden�

Die Tücken des Emissionshandels: Trübe 
Aussichten für die Klimafinanzierung

Der Handel mit CO2-Emissionsberechtigungen, der 
in Deutschland seit 2008 besteht, birgt grundsätz-
lich ein enormes Einnahmepotential� Dies gilt ins-
besondere für die dritte Handelsperiode 2013-2020, 
für die die Bundesregierung mit jährlichen Einnah-
men in mehrstelliger Milliardenhöhe rechnet� Die 
Einnahmen fließen in das eigens zu diesem Zweck 
eingerichtete Sondervermögen „Energie- und Klima-
fonds“ außerhalb des eigentlichen Bundeshaushalts� 
Aus ihm können auch Vorhaben des internationalen 
Klima- und Umweltschutzes finanziert werden� 

Die bisherigen Erfahrungen haben aber die Tücken 
dieses marktbasierten Instruments der Klimafinan-
zierung deutlich gemacht� Ein zentrales Problem be-
steht in den massiven Preisschwankungen an den 
Märkten für Emissionszertifikate, die eine längerfris-
tige Prognostizierbarkeit der Einnahmen erheblich 
erschweren� Der Preis für ein Zertifikat (entspricht ei-
ner Tonne CO2) hatte 2008 sein bisheriges Allzeithoch 
von knapp 30 Euro erreicht und ist danach infolge der 

14 Vgl. BMF (2012), S. 21.

globalen Wirtschafts- und Finanzkrise dramatisch 
eingebrochen� 2009 betrug der Durchschnittspreis 
13,22 Euro, 2010 14,36 Euro und 2011 13,81 Euro� Im 
ersten Halbjahr 2012 war der Durchschnittspreis auf 
7,30 Euro abgestürzt�15 Aus diesem Grund musste die 
Bundesregierung die erwarteten Einnahmen gegen-
über den Planungen 2011, die noch auf einem Preis 
von 17 Euro pro Tonne CO2 basierten, deutlich nach 
unten korrigieren (vgl� Tabelle 2)�16 
Spiegelbildlich hat sie auch die 
geplanten Ausgaben, und damit 
auch die Mittel für den internati-
onalen Klima- und Umweltschutz, 
erheblich reduziert� 

Zudem soll entgegen den For-
derungen zivilgesellschaftlicher Organisationen, 
mindestens 50 Prozent der Versteigerungserlöse 
für Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen 
in Entwicklungs- und Schwellenländern zu ver-
wenden, dieser Anteil maximal bei 18,3 Prozent 
liegen und nach 2014 sowohl in absoluten Zahlen 
als auch relativ zu den Einnahmen sogar sinken� 
Dieser Trend steht im Gegensatz zur Verpflich-
tung Deutschlands, einen fairen und bis 2020 kon-
tinuierlich steigenden Beitrag zur internationalen 
Klimafinanzierung zu leisten�17 

15 Vgl. dazu Deutsche Emissionshandelsstelle (2012), S. 14 und 46ff.

16 Die jetzigen Planungszahlen basieren allerdings noch immer auf 
Preisprognosen, die deutlich über dem gegenwärtigen Markt-
preis für CO2-Zertifikate liegen.

17 Vgl. dazu auch Oxfam Deutschland (2012).

Massiver Preissturz 
im Emissionshandel 
reduziert Mittel für 

Klimaschutz
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Quelle: BMZ (2012a)

   2011         2012         2013        2014        2015        2016

     Ist            Soll                                Entwurf

6.025,6    6.382,9   6.420,4    6.018,1   6.018,1   6.018,1

Der Finanzplan für den BMZ-Etat 2011-2016 
(in Millionen Euro)

in Mio. Euro

 2012  2013  2014  2015  2016

 Soll     Finanzplan

Einnahmen aus dem    2.180  2.400  2.500  2.600
CO2-Emissionshandel 780  (3.330)  (3.270)  (3.220)

Prognostizierter Preis    10,0  11,2  11,8  12,4
pro Tonne CO2       

Ausgaben für  55,5  394,0  439,6  335,0   335,0
internationalen Klima-     (492,5)  (628,0)  (478,0)
und Umweltschutz u.ä.

in Prozent der   7,1  18,1  18,3  13,4  12,9
Gesamtausgaben 
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Ausgaben für den internationalen Klima- und Umweltschutz 
aus dem Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ 

Quelle: BMF (2012), Anlage 20. 
In Klammern die im Vorjahr geplanten Werte, vgl. BMF (2011), Anlage 20.
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Der Boom der Mischfinanzierung – Verwirk-
lichung des 0,7-Prozentziels auf Pump?

Seit dem Regierungswechsel 2009 nutzt das BMZ 
in wachsendem Umfang unterschiedliche Formen 
der Mischfinanzierung� Darunter ist vor allem die 
Koppelung von Haushaltsmitteln des BMZ und 

Krediten zu Marktkonditionen 
der KfW Entwicklungsbank zu 
verstehen� Nach den Regeln des 
Entwicklungsausschusses der 
OECD (DAC) sind die entspre-
chend verbilligten Kredite voll-
ständig auf die ODA anrechen-
bar, sofern das Zuschusselement 

mindestens 25 Prozent beträgt� Durch Nutzung 
der Hebelwirkung kann die ODA-Quote somit 
deutlich erhöht werden, ohne dass zusätzliche 
Haushaltsmittel erforderlich sind� 

Formen der Mischfinanzierung im engeren Sin-
ne gibt es bereits seit 1963� Schon damals wur-
den gelegentlich Zuschüsse oder Kredite des BMZ 
mit niedrigem Zinssatz und langer Laufzeit mit 
KfW-Krediten mit höherem Zinssatz und kürze-
rer Laufzeit gekoppelt� Dies war hauptsächlich bei 
einigen größeren Infrastrukturprojekten der Fall� 
Heute kann man hauptsächlich drei Varianten 
der Mischung von Haushaltsmitteln und Kapital-
marktmitteln unterscheiden�

l	 	Zinssubventionierte Darlehen: Bei diesem Ins-
trument erhält die Regierung des jeweiligen Ko-
operationslandes einen Kredit aus KfW-Markt-
mitteln, dessen Zinssatz durch BMZ-Zuschüsse 
soweit unter das Marktniveau gesenkt wird, dass 
der gesamte Kredit als ODA anrechenbar ist� 
Im Jahr 2013 sollen allein 250 Millionen Euro 
(eben soviel wie schon 2012) für Zinssubven-
tionen im Rahmen der Initiative Klimaschutz 
und Umwelt (IKLU) verwendet werden� Sie fi-
nanziert vor allem Vorhaben zur Förderung 
von Erneuerbaren Energien und Energieef-
fizienz; daneben vergibt sie Kredite u�a� für 
Projekte in den Bereichen Industrieller Um-
weltschutz, Wasserversorgung sowie Abwas-
ser- und Abfallentsorgung� 80 Millionen Euro 
sollen 2013 nach Asien fließen (Indien, Indo-
nesien, Vietnam und Mongolei), 60 Millionen 
nach Südosteuropa/Kaukasus (u�a� Serbien und 
Bosnien-Herzegowina), 53 Millionen nach La-
teinamerika (u�a� Brasilien, Mexiko und Peru), 
37 Millionen nach Afrika (Marokko, Tunesien 
und Kenia) sowie 20 Millionen nach Ägypten�18 

18 Vgl. BMZ (2012b), S. 8.

Mischfinanzierung 
kann ODA um 
zwei Milliarden Euro 
steigern
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Einschließlich der Marktmittel beträgt das Ge-
samtvolumen der IKLU-Zusagen voraussichtlich 
1,6 Milliarden Euro, und damit mehr als das 
Sechsfache der eingesetzten Haushaltsmittel� 
Insgesamt hat das BMZ für 2013 Zuschüsse für 
Zinssubventionen in Höhe von 380 Millionen 
Euro eingeplant� Legt man dieselbe Hebelwir-
kung wie bei den IKLU-Mitteln zugrunde, er-
gibt sich daraus ein Gesamtzusagevolumen von 
etwa 2,4 Milliarden Euro, das vollständig ODA-
anrechenbar ist� 

l	  Integrierte Verbundfinanzierung: Das Instru-
ment der Verbundfinanzierung wird bereits 
seit 1994 und in der integrierten Form seit 
2004 eingesetzt� Dabei werden Mittel von BMZ 
und KfW zu einem Kredit „verbunden“�19 Die 
Hebelwirkung ist wesentlich geringer als bei 
der Zinssubventionierung� Dies ist der Grund, 
warum dieses Instrument kaum noch genutzt 
wird� 2013 sollen lediglich Tunesien und Brasi-
lien je einen Kredit in Höhe von insgesamt 67,5 
Millionen Euro (22,5 Millionen BMZ-Mittel, 45 
Millionen Marktmittel) erhalten�

l	 	Strukturierte FZ-Fonds: Als weiteres Instrument 
der Mischung von Haushaltsmitteln und Geldern 
privater Investoren sieht das BMZ seit neustem 
die direkte Beteiligung an Investmentfonds vor, 
die ihr Kapital in entwicklungspolitisch rele-
vanten Projekten anlegen� Grundidee ist dabei, 
dass der Bund als Investor eines Fonds prioritär 
haftet und dadurch die Risiken für private In-
vestoren, die ihr Geld in diesem Fonds anlegen, 
reduziert werden� Ein besonders bemerkenswer-
tes Beispiel ist der Africa Agriculture and Trade 
Investment Fund (AATIF) (vgl� Kasten 1)�

Nach Aussage des BMZ dienen die diversen For-
men der Mischfinanzierung, bzw� des Einsatzes 
„marktnaher entwicklungspolitischer Instrumen-
te“ dazu, den Handlungsspielraum bei der Förde-
rung von entwicklungspolitischen Investitionsvor-
haben, zum Beispiel im Bereich globaler öffentli-
cher Güter zu erweitern�20 Konditionen könnten 
bei Partnern „mit guter Leistungsfähigkeit“ flexibler 
gestaltet und das Subventionselement „bei markt-
nahen Vorhaben mit hoher Rentabilität“ verringert 
werden.21 Auf diese Weise eröffneten sich „Potenzi-

19 Bei der Verbundfinanzierung werden die BMZ-Mittel und die 
Marktmittel der KfW in einem Vertrag aber zwei Tranchen mit 
unterschiedlichem Zinssatz und unterschiedlicher Laufzeit aus-
gewiesen. Bei der integrierten Verbundfinanzierung werden die 
BMZ- und KfW-Mittel in einer Tranche mit einheitlichem Zinssatz 
und einheitlicher Laufzeit zusammengefasst.

20 Vgl. BMZ (2012b), S. 15.

21 Ebd.

Der Africa Agriculture and Trade Investment Fund (AATIF) wurde im August 2011 als Joint 
Venture von BMZ, KfW und Deutscher Bank gegründet.1 Der Fonds hat gegenwärtig ein Fi-
nanzvolumen von 85 Millionen Euro. Davon kommen 45 Millionen aus dem BMZ-Haushalt 
und je 20 Millionen von der KfW Bankengruppe und der Deutschen Bank AG. Die Deutsche 
Bank fungiert auch als Fondsmanager. Das Personal des Fonds, Mitarbeiter der Abteilung 
„Asset Management – Environmental & Social Capital“ der Deutschen Bank, wird bei Aus-
bleiben einer Rendite aus den Anteilen des BMZ bezahlt. Die Bundesregierung geht nach 
eigenen Worten davon aus, dass sich AATIF erst ab dem dritten Geschäftsjahr selbst trägt. 
Bis dahin wird das Gehalt der Fondsmanager somit aus Steuermitteln beglichen. 

Rechtlicher Sitz des Fonds ist Luxemburg. Dies hat zur Folge, dass der Fonds nach Luxem-
burger Recht grundsätzlich keine Ertragsteuer zahlen muss. Außerdem ist es dadurch 
möglich, den Fonds nach dem sogenannten Wasserfallprinzip zu strukturieren, demzufolge 
die Investoren in verschiedene Risikostufen eingeteilt werden. Im Falle von Verlusten haftet 
der Bund mit seinem eingesetzten Kapital zuerst, private Investoren haften zuletzt. Umge-
kehrt wird zuerst die Zieldividende ihrer Anteile bedient, die Anteile des Bundes kommen 
zuletzt an die Reihe. 

Generelles Ziel des Fonds ist es, Kredite, Garantien und Beteiligungen an landwirtschaftli-
chen Vorhaben in Afrika bereitzustellen, die zur Armutsminderung und Ernährungssiche-
rung beitragen. Erstes Vorhaben von AATIF war die direkte Investition in ein Farmprojekt 
in Sambia, die Chobe Agrivision Company. Sie ist in Besitz von Chayton Atlas Investments 
Ltd., eines Investmentfonds mit Sitz in Mauritius, einer Steueroase, von der es heißt: “The 
island is perfect for offshore banks and services: Low control, minimal financial regulations, 
a high educational level and great confidentiality.” 2 Dieser Fonds gehört wiederum zur 
südafrikanischen PSG Group, einer Investmentgesellschaft, die es sich unter anderem zur 
Aufgabe gemacht hat, alte landwirtschaftliche Kooperativen (coops) in Unternehmen um-
zuwandeln “with a profit motive as its primary objective.” 3

In dem Farmprojekt in Sambia werden Mais, Soja und Weizen hauptsächlich für den Export 
angebaut. Der Ernährungssicherung der heimischen Bevölkerung dient es somit kaum. 4 Das 
BMZ argumentiert, die Armutswirkung der Investition liege in der Beschäftigungswirkung 
und der Produktivitätssteigerung. 5 Einer signifikanten Beschäftigungswirkung widerspricht 
allerdings der Umwelt- und Sozialbericht der Multilateralen Investitionsgarantieagentur 
(MIGA) zu dem Farmvorhaben. Darin heißt es: 

“During operations the farm will directly employ approximately 15-20 people in keeping with 
an increasingly mechanized and computer-driven agricultural industry.” 6

1 Vgl. hierzu und zum Folgenden Bundesregierung (2012a), AATIF (2012) sowie www.aatif.lu.

2 Vgl. www.mauritius-bank.com/Mauritius-Banks.html.

3 PSG Group Ltd. (2012), S. 6.

4 Vgl. MIGA (2011), S. 1.

5 Vgl. Bundesregierung (2012a), S. 8.

6 MIGA (2012), S. 4.
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ale für eine Steigerung der ODA-Quote“ 22 – und dies 
„haushaltsschonend“�23 Gedacht sind diese Instru-
mente für Schwellen- und Transformationsländer 
sowie „fortgeschrittenere Entwicklungsländer“�24 

Die zunehmende Mischung von Haushaltsmitteln 
des BMZ mit Geldern privater Kapitalgeber eröff-
net aber keineswegs nur die vom BMZ betonten 
Chancen� Sie ist vielmehr mit einer Reihe gravie-
render Risiken und Nebenwirkungen verbunden�25

l	 	Schwerpunktverlagerung aus „unrentablen“ 
Sektoren: Mischfinanzierung ist in erster Linie 
für Investitionsvorhaben im Infrastrukturbe-
reich gedacht, die auf die Dauer profitabel sind� 
Das schließt Vorhaben außerhalb des Marktes, 
etwa im Bereich der Grundbildung oder der Ba-
sisgesundheitsversorgung, aber auch Projekte 
zur Förderung von Demokratie und Rechtstaat-
lichkeit aus� Bei stagnierendem BMZ-Etat und 
gleichzeitiger Aufstockung der Haushaltsmittel 
für die Mischfinanzierung kann dies zu einem 
Abzug von Mitteln aus „unrentablen“ Sektoren 
führen� Die Reduzierung des Anteils der Mittel, 
die das BMZ in der finanziellen Rahmenplanung 
2013 für den Bereich „Demokratie, Zivilgesell-
schaft und öffentliche Verwaltung“ vorsieht, ist 
möglicherweise bereits ein Hinweis auf diese 
sich abzeichnende Schwerpunktverlagerung�

l	 	Reduzierung der Mittel für die armen Länder: 
Mischfinanzierung ist laut BMZ ein Instrument 
für Schwellen- und Transformationsländer so-
wie „fortgeschrittenere Entwicklungsländer“� 
Dennoch sollen auch andere Länder indirekt 
profitieren, denn durch „die konsequente Nut-
zung von Marktmitteln und Partnerbeiträgen 
kann es auf der Zeitschiene gelingen, mittelfristig 
Haushaltsmittel für LDC-Länder frei zu setzen.“ 26 
Allerdings bleibt das BMZ die Antwort schuldig, 
wie dies bei stagnierendem Budget und gleich-
zeitig steigenden Mitteln für die Mischfinanzie-
rung gelingen soll� Zu befürchten ist vielmehr, 
dass angesichts der Möglichkeit zur ODA-Quo-
tensteigerung in den kommenden Jahren noch 
mehr Mittel auf Länder konzentriert werden, 
die für Mischfinanzierungsvorhaben geeignet 
sind, und der Finanzierungsspielraum zur Un-
terstützung der ärmsten Länder schrumpft� 

22 Ebd.

23 Ebd., S. 6.

24 Ebd., S. 15.

25 Vgl. dazu auch das Arbeitspapier von Morazán/Schäfer/Lanzet/
Hauschild (2012), die in ihrer Untersuchung der „Blending“- 
Instrumente auf EU-Ebene zu ähnlichen Schlussfolgerungen 
kommen.

26 BMZ (2012b), S. 6.

l	 	Erhöhung von Auslandsverschuldung und 
Exportabhängigkeit: Das BMZ weist explizit 
darauf hin, dass Kredite mit Marktmittelbei-
mischung in der Regel nur an Länder mit „gu-
tem Risiko“, d�h� unproblematischer Verschul-
dungssituation, vergeben werden� Aber auch in 
diesen Ländern erhöht jedes Darlehen auslän-
discher Finanziers die Auslandsverschuldung, 
und damit den Zwang, Devisen zu erwirtschaf-
ten, um die Tilgung des Darlehens zu gewähr-
leisten� Selbst profitable Investitionsvorhaben, 
etwa zum Aufbau eines Nahverkehrssystems, 
erwirtschaften aber nicht automatisch aus-
ländische Devisen� Dies ist nur möglich, wenn 
verstärkt für den Export produziert wird� Dies 
erhöht die Exportabhängigkeit und kann den 
Aufbau einheimischer Märkte konterkarieren� 

l	 	Schwächung inländischer Kapitalmärkte: Die 
Zinssubventionierung von Darlehen bringt der 
KfW auf den internationalen Kapitalmärkten 
einen Wettbewerbsvorteil gegenüber Finanz-
instituten, die über diese Privilegien nicht 
verfügen� Das BMZ argumentiert, dass die Be-
reitstellung zinsverbilligter Darlehen in den 
Kooperationsländern notwendig sei, weil die 
Kreditnehmer keine Möglichkeit hätten, Mittel 
auf dem inländischen Kapitalmarkt aufzuneh-
men� Allerdings bestehen für inländische Kre-
ditinstitute angesichts des Angebots subventi-
onierter Darlehen auch ungleiche Wettbewerbs-
bedingungen� Dies kann die Entwicklung eines 
funktionsfähigen inländischen Kapitalmarkts 
behindern� Dieses Problem kann reduziert wer-
den, wenn die Kreditmittel über inländische 
Finanzintermediäre vergeben werden� Dies ist 
bei KfW und DEG gelegentlich der Fall�

l	 	Strohfeuereffekt für die ODA: Durch die He-
belwirkung der Mischfinanzierung können die 
ODA-anrechenbaren Mittel kurzfristig massiv 
gesteigert werden� Sobald die Kredite getilgt 
werden, werden die rückgezahlten Beträge je-
doch als „negative ODA“ verbucht, d� h� wieder 
von der ODA abgezogen� Langfristig brechen 
die ODA-Zahlen und die ODA-Quote wieder 
ein, sofern die Rückzahlungen nicht perma-
nent durch Neukredite kompensiert werden� 
Aus diesem Grund ist durchaus denkbar, dass 
Deutschland bis 2015 das 0,7-Prozentziel „auf 
Pump“ erreicht, aber die Finanzblase platzt, so-
bald die Tilgungsperioden einsetzen�

Im ersten Teil ihres diesjährigen Berichts, der im 
April 2012 erschien, haben sich terre des hommes 
und die Welthungerhilfe mit den veränderten Rah-
menbedingungen der Entwicklungspolitik und 
der Suche nach neuen Konzepten befasst� Die da-
rin formulierte Forderung nach einer kohärenten 
Ausrichtung der deutschen Politik im Sinne einer 
zukunftsgerechten Entwicklung bleibt nach den 
enttäuschenden Ergebnissen der Rio+20-Konfe-
renz vom Juni 2012 aktueller denn je� Dass die 
Bundeskanzlerin der wichtigsten UN-Konferenz 
dieses Jahres ferngeblieben ist, hat auf internati-
onaler Ebene den Eindruck erweckt, die Bewälti-
gung der globalen Umwelt- und Entwicklungspro-
bleme hätte in der deutschen Politik nicht höchste 
Priorität� Der Folgeprozess der Rio+20-Konferenz 
und die intensiven Diskussionen über die globale 
Entwicklungsagenda nach dem Jahr 2015 eröffnen 
für die Bundesregierung die Chance, dieses Bild 
zu korrigieren� 

Die Bundesregierung sollte sich insbesondere an 
der Entwicklung ambitionierter globaler Nachhal-
tigkeitsziele aktiv beteiligen� Sie sollte sich dafür 
einsetzen, dass derartige Ziele alle Dimensionen 
der Millenniumserklärung der Vereinten Nationen, 
insbesondere Umwelt, soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung, Menschenrechte, Frieden, und 
die Stärkung internationaler Zusammenarbeit, 
widerspiegeln� In die Diskussionen sollten zivil-
gesellschaftliche Organisationen eng und konti-
nuierlich einbezogen werden� 

Die wichtigen Auseinandersetzungen über die 
künftigen Konzepte und Ziele der Entwicklungs-
politik dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Entwicklung ohne ausreichende finanziel-
le Mittel nicht möglich ist� Die Bekämpfung von 
Armut und Hunger, die Förderung von ländlicher 
Entwicklung und Ernährungssicherheit, der Aus-
bau öffentlicher Gesundheits- und Bildungssyste-
me, sowie die Unterstützung von Demokratisie-
rungsprozessen und Zivilgesellschaft erfordern 
zusätzliche öffentliche Mittel� So falsch es wäre, 
Entwicklungszusammenarbeit allein an der Quan-
tität der bereitgestellten Ressourcen zu messen 
und Politikempfehlungen auf die Verwirklichung 
des 0,7-Prozentziels zu reduzieren, so falsch wäre 

es auch, die finanzielle Dimension der Entwick-
lungszusammenarbeit völlig außer Acht zu lassen� 
Aus diesem Grund richten terre des hommes und 
Welthungerhilfe ergänzend zu den Empfehlungen 
im ersten Teils ihres diesjährigen Berichts folgen-
de Forderungen an die Adresse von Bundesregie-
rung und Bundestag:

1.  Realen Rückgang der EZ-Haushaltsmittel 
2013 verhindern

Dass nach den Haushaltsplänen der Bundesregie-
rung die Mittel des BMZ im kommenden Jahr um 
lediglich 0,6 Prozent erhöht werden sollen, und 
damit inflationsbereinigt sinken, ist angesichts 
der Verpflichtungen aus dem ODA-Stufenplan der 
EU ein entwicklungspolitischer Offenbarungseid� 
Dies gilt umso mehr angesichts der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes� Demnach plant die 
Bundesregierung, den BMZ-Etat 2014 um über 400 
Millionen Euro zu kürzen und auf diesem Niveau 
bis 2016 einzufrieren� Auch wenn die vorgesehe-
nen Kürzungen wie in den Vorjahren nicht reali-
siert werden, wäre es völlig unangemessen, dies 
bereits als Erfolg zu verkaufen�

Welthungerhilfe und terre des hommes begrüßten 
ursprünglich die fraktionsübergreifende Initiative 
aus dem Bundestag für einen „Entwicklungspoli-
tischen Konsens“� Ohne eine entsprechende Bun-
destagsentscheidung bleibt dieser Konsens, der 
von der Mehrheit der Abgeordneten unterzeichnet 
wurde, jedoch ein unglaubwürdiges Lippenbe-
kenntnis� 
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Welthungerhilfe und terre des hommes 

rufen die Bundesregierung dazu auf, in ihrer 
mittelfristigen Finanzplanung ab 2014 die im 
„Entwicklungspolitischen Konsens“ von der 
Mehrheit der Bundestagsabgeordneten unter-
stützte Erhöhung der Mittel für Entwicklungs-
zusammenarbeit und humanitäre Hilfe um 
mindestens 1,2 Milliarden Euro pro Jahr zu be-
rücksichtigen. Die zusätzlichen Mittel sollen 

>>>

>>>
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2.  Mittel für die Klimafinanzierung signifi-
kant steigern

Dass die deutschen Mittel für den internationalen 
Klimaschutz und die Anpassung an den Klima-
wandel 2013 insgesamt steigen, ist ein positives 
Signal� Es besteht jedoch die Gefahr, dass dies bei 
stagnierendem Entwicklungsetat auf Kosten ande-
rer Aufgaben geschieht� Zudem müsste der Anstieg 
wesentlich höher ausfallen, damit Deutschland 
sukzessive seinen fairen Anteil an der internatio-
nalen Klimafinanzierung leistet� Beim Klimagip-
fel in Kopenhagen 2009 hatten die Regierungen 
der Industrieländer zugesagt, ab dem Jahr 2020 
zusätzliche 100 Milliarden US-Dollar bereitzustel-
len� Entsprechend seinem Beitragssatz zum Haus-
halt der Vereinten Nationen (2012: 8,018 Prozent) 
müsste der deutsche Anteil dann bei rund acht 
Milliarden US-Dollar liegen� 

Dass die geplanten Ausgaben für den internati-
onalen Klima- und Umweltschutz aus dem Son-
dervermögen „Energie- und Klimafonds“ 2015 
wieder sinken sollen, ist vor diesem Hintergrund 
völlig unverständlich und sollte dringend korri-
giert werden� Der Preisverfall im Emissionshandel, 
dessen Einnahmen in das Sondervermögen flie-
ßen, erschwert ohnehin die längerfristige Prog-
nostizierbarkeit der Einnahmen� Er deutet auf ein 
Überangebot an CO2-Zertifikaten hin, das die Steu-
erungswirkung dieses Instruments grundsätzlich 
infrage stellt� Aus diesem Grund sind substantiel-
le Nachbesserungen im System des Emissionshan-
dels auf EU-Ebene dringend erforderlich�

3.  Erlöse aus künftiger Finanztransaktions-
steuer für Entwicklung und Klimaschutz 
nutzen

Welthungerhilfe und terre des hommes begrüßen 
ausdrücklich, dass die Bundesregierung sich im 
Rahmen der EU für die Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer einsetzt und dabei eine Füh-
rungsrolle übernommen hat� Die Entscheidung in 
der EU, eine solche Steuer zunächst für elf Länder 
des Euro-Raumes im Rahmen der „Verstärkten Zu-
sammenarbeit“ einzuführen, ist ein politischer 
Durchbruch� Im weiteren Verlauf muss aber si-
chergestellt sein, dass ein substantieller Teil der 
Einnahmen als „Steuer gegen Armut“ für entwick-
lungspolitische Zwecke zur Verfügung steht� Es ist 
als positives Signal zu werten, dass in der Finanz-
planung des Bundes ab 2014 bereits Einnahmen 
aus dieser Steuer eingeplant sind, wenn auch in 
konservativ kalkuliertem Umfang von zwei Mil-
liarden Euro�

4.  Instrumente der Mischfinanzierung 
gründlich überprüfen 

Welthungerhilfe und terre des hommes halten den 
gegenwärtigen Trend, die bestehende ODA-Lücke 
durch die Koppelung der BMZ-Mittel mit Krediten 
zu Marktkonditionen zu schließen, aus verschie-
denen Gründen für problematisch� Es besteht die 
Gefahr, dass dadurch die entwicklungspolitischen 
Schwerpunkte in Länder und Sektoren verlagert 
werden, in denen Investitionen hochrentabel 
sind� Das Argument, dass durch den Einsatz von 
Marktmitteln für die „fortgeschritteneren Ent-
wicklungsländer“ auch zusätzliche Mittel für die 
ärmsten Länder freigesetzt werden, ist unglaub-
würdig, solange der BMZ-Etat stagniert oder sogar 
schrumpfen soll� Zudem erhöht sich durch die ver-
stärkte Vergabe von Krediten zu marktnahen Kon-
ditionen die Auslandsverschuldung der entspre-
chenden Kooperationsländer und damit auch der 
Zwang, Devisen über zusätzliche Exporteinnah-
men zu erwirtschaften, um die Kredite zurückzu-
zahlen� Schließlich wird durch die Hebelwirkung 
der Mischfinanzierung und die hundertprozenti-
ge ODA-Anrechenbarkeit ein Strohfeuereffekt er-
zeugt, der die ODA-Statistiken kurzfristig schönt�

5.  Strategie der UN zur Finanzierung nach-
haltiger Entwicklung aktiv mitgestalten

Die Vereinbarung globaler Ziele für nachhaltige 
Entwicklung sollte ein wesentliches Element der 
Post-2015 Entwicklungsagenda bilden� Die Formu-
lierung von Zielen allein bleibt jedoch wirkungs-
los, wenn nicht zugleich verbindliche Regeln und 
Strategien für die Finanzierung der Ziele verein-
bart werden� Aus diesem Grund begrüßen terre 
des hommes und Welthungerhilfe den Beschluss 
der Rio+20-Konferenz, neben der Arbeitsgruppe 
der UN-Generalversammlung zur Formulierung 
globaler Nachhaltigkeitsziele auch eine Experten-
gruppe einzusetzen, die bis 2014 Optionen für 
eine zukünftige Strategie zur Finanzierung nach-
haltiger Entwicklung (Sustainable Development Fi-
nancing Strategy) formulieren soll� 

vorrangig in lange Zeit vernachlässigte Berei-
che fließen, darunter insbesondere in die Un-
terstützung von ländlicher Entwicklung und 
Ernährungssicherheit. Daneben sollte die För-
derung des BMZ für die Entwicklungszusam-
menarbeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen im In- und Ausland substantiell ausgebaut 
werden.

>>>

Die Bundesregierung sollte den Anteil der 
Erlöse aus dem Emissionshandel, der für den 
Klimaschutz und Anpassungsmaßnahmen in 
Entwicklungsländern verwendet wird, auf 

>>>

>>>

mindestens 50 Prozent steigern. Die Mittel 
sollten vorrangig den ärmsten Ländern zugu-
tekommen, die gegenüber Klimaveränderun-
gen besonders verwundbar sind. 

Angesichts des Preiseinbruchs bei CO2-Zerti-
fikaten und der Unberechenbarkeit der wei-
teren Preisentwicklung sollte die Bundesre-
gierung die regulären Haushaltsmittel für die 
internationale Klimafinanzierung signifikant 
steigern. Dies darf aber nicht auf Kosten an-
derer entwicklungspolitischer Aufgaben ge-
schehen.

Da es sich um zusätzliche Aufgaben handelt, 
sollten die Ausgaben zusätzlich zu den ODA-
Verpflichtungen aus dem EU-Stufenplan erfol-
gen und nicht auf die Verwirklichung des  
0,7-Prozentziels angerechnet werden.

>>>

Die Bundesregierung sollte nach Einfüh-
rung der Finanztransaktionssteuer, sicherstel-
len, dass mindestens 50 Prozent der Erlöse für 
Entwicklungs- und Klimaschutzzwecke ver-
wendet werden. Nach der gegenwärtigen Fi-
nanzplanung des Bundes wären dies ab 2014 
mindestens eine Milliarde Euro pro Jahr.

>>>

Die Bundesregierung sollte sämtliche Ins-
trumente der Mischfinanzierung einer grund-
sätzlichen Überprüfung unterziehen. Insbe-
sondere muss sichergestellt sein, dass es 
durch den Einsatz dieser Instrumente nicht zu 
einer Schwerpunktverlagerung aus als „unren-
tabel“ geltenden Sektoren und Ländern 
kommt. Zudem darf die Nutzung von Instru-
menten der Mischfinanzierung für die Koope-
rationsländer keine negativen Auswirkungen 
auf ihre Schuldentragfähigkeit haben. In die-
sem Zusammenhang sollten Möglichkeiten 
der Tilgung von Darlehen in einheimischer 
Währung geprüft werden. Außerdem sollten 
verstärkt Finanzintermediäre in den jeweili-
gen Ländern genutzt und der Ausbau der in-
ländischen Kapitalmärkte aktiv gefördert wer-
den.

Die Beteiligung des BMZ an Investmentfonds, 
die nach deutschem Recht nicht zulässig sind 
und deswegen in Ländern wie Luxemburg an-
gesiedelt werden, ist generell einzustellen. Das 
BMZ sollte zudem effektive Standards entwi-
ckeln, um die Kooperation mit Firmen und In-
vestmentfonds, die ihren Sitz in einer Steuer-
oase haben, grundsätzlich zu verhindern.

>>>

Die Bundesregierung sollte sich sowohl an 
der Formulierung globaler Nachhaltigkeitszie-
le im Rahmen der Arbeitsgruppe der UN-Ge-
neralversammlung als auch an der UN-Exper-
tengruppe für eine zukünftige Strategie zur 
Finanzierung nachhaltiger Entwicklung aktiv 
beteiligen. Sie sollte sich zugleich dafür ein-
setzen, dass zivilgesellschaftliche Organisati-
onen in die Arbeit beider Gruppen umfassend 
und systematisch einbezogen werden. Die UN-
Expertengruppe bietet die Chance, das Sys-
tem der öffentlichen Entwicklungsfinanzie-
rung in einem Gremium auf den Prüfstand zu 
stellen, das nicht von den klassischen Geber-
ländern dominiert wird.

>>>

6.  ODA-Definition reformieren – Entwick-
lung eines Kohärenz-Index vorantreiben

Welthungerhilfe und terre des hommes haben in 
ihren bisherigen Berichten immer wieder auf die 
Schwächen der gegenwärtigen Definition der ODA 
hingewiesen� Dies galt insbesondere für die An-
rechnung von Schuldenerlassen, den kalkulatori-
schen Studienplatzkosten von Studierenden aus 
Entwicklungsländern sowie den Leistungen für 
Flüchtlinge im ersten Jahr ihres Aufenthalts in 
Deutschland� Diese Praxis ist nach dem OECD-DAC 
ebenso regelkonform wie der jüngste Trend in der 
deutschen Entwicklungspolitik, die Hebelwirkung 
der Mischfinanzierung zu nutzen, zinsverbilligte 
Darlehen zunächst zu 100 Prozent auf die ODA 
anzurechnen und die Tilgungsraten später wieder 
von der ODA abzuziehen� All diese Formen phan-
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tasievoller Buchführung verfälschen das Bild der 
tatsächlichen entwicklungspolitischen „Hilfsbe-
reitschaft“ der Bundesregierung�

Darüber hinaus lässt sich die „Entwicklungs-
freundlichkeit“ der deutschen Politik ohnehin 
nicht allein an der ODA-Quote ablesen� Ob die 
deutsche Politik die Lebensbedingungen der Men-
schen im globalen Süden positiv oder negativ be-
einflusst, hängt entscheidend davon ab, ob sie die 
internationalen Menschenrechte achtet, schützt 
und gewährleistet, welche Handels-, Investitions- 
und Agrarpolitik sie auf EU-Ebene unterstützt, 
was sie gegen Kapitalflucht in Steueroasen und 
die Spekulation an den Rohstoffbörsen unter-
nimmt, und welchen Beitrag sie zum globalen 
Klimaschutz leistet� Grundsätzliches Ziel einer 
„entwicklungsfreundlichen“ Politik Deutschlands 
muss dabei sein, die Lebensbedingungen der Men-
schen, die in Armut leben, zu verbessern und ihre 
Beteiligung an politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Entscheidungsprozessen zu stärken�

AATIF (2012): Increasing Income – Improving Food 
Security� AATIF Annual Report 2011� Luxemburg: 
Africa Agriculture and Trade Investment Fund�

Auswärtiges Amt/BMZ (2012): Information über die 
geplante Umsetzung der AA-BMZ Vereinbarung 
11�11�2011 gemäß Maßgabebeschluss des Haushalts-
ausschusses vom 30�11�2011� Berlin�

BMF (2012): Bundeshaushaltsplan 2013� Berlin�

BMF (2011): Bundeshaushaltsplan 2012� Berlin�

BMZ (2012a): Hinweise zum Geschäftsbereich des 
Einzelplans 23 zum Haushalt 2013� Bonn/Berlin�

BMZ (2012b): Informationsvermerk für den Haushalts-
ausschuss und den Bundestagsausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Vertrau-
liche Erläuterungen 2013 für die Bilaterale Finanzielle 
und Technische Zusammenarbeit mit Kooperations-
partnern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, 
für die Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen 
sowie für die Internationale Zusammenarbeit mit 
Regionen für nachhaltige Entwicklung� Bonn/Berlin� 

BMZ (2012c): Soll-Ist-Vergleich 2011 zu Kapitel 2302 
Titel 86601, 89601 und 89603 – Bilaterale Finanzielle 
und Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
ländern sowie Finanzielle Zusammenarbeit mit 
Regionen� Bonn/Berlin�

BMZ (2012d): Vertrauliche Erläuterungen 2013 für die 
Bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 
mit Kooperationspartnern der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit, für die Finanzielle Zusammen-
arbeit mit Regionen sowie für die Internationale 
Zusammenarbeit mit Regionen für nachhaltige 
Entwicklung� Bonn/Berlin� 

BMZ (2011a): Chancen schaffen – Zukunft entwickeln� 
Bonn/Berlin�

BMZ (2011b): Informationsvermerk für den Haushalts-
ausschuss und den Bundestagsausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu den 
Vertraulichen Erläuterungen 2012 für die bilaterale 
Finanzielle und Technische Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern sowie die Finanzielle Zusam-
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BMZ (2011c): Soll-Ist-Vergleich 2010 zu Kapitel 2302 
Titel 86601, 89601 und 89603 – Bilaterale Finanzielle 
und Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
ländern sowie Finanzielle Zusammenarbeit mit 
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BMZ (2011d): Vertrauliche Erläuterungen 2012 für die 
bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern sowie die Finanzielle 
Zusammenarbeit mit Regionen� Bonn/Berlin� 

Bundesregierung (2012a): Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Niema 
Movassat, Christine Buchholz, Sevim Dagdelen, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE�  
Die Rolle der Deutschen Bank AG als Partner für 
Ernährungssicherheit� (BT Drucksache 17/10286)�

Bundesregierung (2012b): Globalisierung gestalten – 
Partnerschaften ausbauen – Verantwortung teilen� 
Konzept der Bundesregierung� Auswärtiges Amt 
(Hrsg�), Berlin�

Deutsche Emissionshandelsstelle (2012): Versteige-
rung von Emissionsberechtigungen in Deutschland: 
Auswertungen und Hintergründe aus fünf Jahren 
Verkauf und Versteigerung am Übergang zur dritten 
Handelsperiode des EU-Emissionshandels� Berlin�

Ferrer, Jorge Núñez/Behrens, Arno (2011): Innovative 
approaches to EU Blending Mechanisms for Develop-
ment Finance� CEPS Special Report (May 2011)�

High-level Forum on Aid Effectiveness (2011): Busan 
Partnership for Effective Development Co-Operation� 
Paris: OECD�

King, Michael et al. (2012a): Measuring Policy Cohe-
rence for Development� Final Report, May 2012� 
Maastricht: ECDPM�

King, Michael et al. (2012b): Measuring Policy Cohe-
rence for Development� Final Report, Volume II: 
annexes, May 2012� Maastricht: ECDPM�

Martens, Jens (2012): Rio+20� Die UN-Konferenz für 
nachhaltige Entwicklung 2012� Hintergründe – Kon-
flikte – Perspektiven� Bonn/Osnabrück: Global Policy 
Forum Europe/terre des hommes�

MIGA (2012): Environmental and Social Review Summa-
ry� Chobe Agrivision Company Ltd�� Washington, D�C�

MIGA (2011): Environmental and Social Review Summa-
ry� Chobe Agrivision Company Ltd�� Washington, D�C�

Morazán, Pedro/Schäfer, Tobias/Lanzet, Peter/
Hauschild, Tobias (2012): „Blending“� A New Face in 
Official Development Finance� Bonn/Berlin/Siegburg: 
EED/Oxfam Germany/Südwind Institut�

OECD (2011a): Better Policies for Development� Report 
on the DevGoals Exercise� Paris�

OECD (2011b): Development Co-operation Report 2011� 
50th Anniversary Edition� Paris�

OECD (2010a): DAC Mandate 2011-2015� Paris�

OECD (2010b): Deutschland - Entwicklungsausschuss 
(DAC) Peer Review 2010� Prüfbericht über die Entwick-
lungspolitiken und -programme Deutschlands� Paris�

Welthungerhilfe und terre des hommes 
begrüßen die Entscheidung des BMZ, sich ak-
tiv mit den Maßen entwicklungspolitischer 
Kohärenz und den zukünftigen Regeln für die 
ODA-Berichterstattung zu befassen. Dies darf 
allerdings nicht zu einer weiteren Verwässe-
rung der ODA-Definition führen. Die Bundes-
regierung sollte vielmehr darauf hinwirken, 
die Regeln für die ODA-Anrechenbarkeit 
grundsätzlich zu reformieren. In diesem Zu-
sammenhang sollte künftig bei allen Formen 
der Mischfinanzierung nur noch der Zuschus-
santeil, nicht aber der Anteil der Marktmittel 
ODA-anrechenbar sein. 

Daneben sollte die Bundesregierung die Ent-
wicklung eines neuen Maßes für die Entwick-
lungsfreundlichkeit eines Landes aktiv voran-
treiben. Ziel könnte weiterhin die unabhängi-
ge Erarbeitung eines entwicklungspolitischen 
Kohärenz-Index für die Politik sein. Dies sollte 
unter enger Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Organisationen geschehen.
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AA  Auswärtiges Amt

AATIF  Africa Agriculture and Trade Investment Fund

AWZ  Bundestagsausschuss für wirtschaftliche Zusammen arbeit 
und Entwicklung

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMU Bundesumweltministerium

BMZ  Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen arbeit 
und Entwicklung

BNE Bruttonationaleinkommen

CO2 Kohlendioxid

DAC Development Assistance Committee

ECDPM  European Centre for Development Policy Management

ENÜH  Entwicklungsorientierte Not- und Übergangshilfe

EU   European Union

EZ   Entwicklungszusammenarbeit

FTS Finanztransaktionssteuer

FZ   Finanzielle Zusammenarbeit

G20 Gruppe der 20

GIZ   Gesellschaft für Internationale Zusammen arbeit

IKLU Initiative für Klimaschutz und Umwelt

IWF Internationaler Währungsfonds

KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau

LDC  Least Developed Country

MDGs Millennium Development Goals

MIGA Multilaterale Investitionsgarantieagentur

NRO Nichtregierungsorganisation

ODA Official Development Assistance

OECD  Organization for Economic Co-operation and Development

SDG Sustainable Development Goal

TZ   Technische Zusammenarbeit

UN  United Nations

UN DESA  United Nations Department of Economic and Social Affairs

UNCTAD  United Nations Conference on Trade and Development

UNDP United Nations Development Programme

UNICEF United Nations Children’s Fund

USA United States of America

VENRO  Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungs-
organisationen 

WTO World Trade Organization
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Kapitel 3 | „Entscheidend ist, was hinten rauskommt“ – Die Entwicklungswirksamkeit deutscher PolitikTabellenanhang
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Grunddaten der deutschen Entwicklungszusammenarbeit

in Mio. Euro bzw. in Prozent

 1990 2000 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
             Soll Plan

Bundeshaushalt:
Einzelplan 23 4.067 3.675 3.759 3.756 3.741 3.926 4.131 4.839 5.218 5.735 5.975 6.026 6.383  6.420
(Haushalt des BMZ)

BMZ-Haushalt in %  2,01 1,50 1,57 1,46 1,47 1,51 1,58 1,65 1,85 1,96 1,95 2,03 2,04 2,12
des Bundeshaushalts

Anteil multilateraler 
Ausgaben inkl. EU  n.v. 32,3 33,5 32,5 35,9 37,8 37,1 39,6 39,4 38,6 38,6 37,8 34,8 **
im Einzelplan 23

Nur buchhalterisch: 
Einnahmen des BMZ,  595 809 791 720 709 696 863 981 694 726 656 638 660 560
v. a. aus Schuldendienst (1)

Personal im BMZ
(Planstellen gemäß  541 561,5 603,3 606,9 600,5 597,3 587,8 574,8 577,3 591,1 595,3 589,3 756,0 759,9
Bundeshaushalt) (2)

ODA-Leistungen (3) 5.222 5.458 5.650 6.005 6.064 8.112 8.313 8.978 9.693 8.674 9.804 10.452* ** **

ODA-Quote (4) 0,41 0,27 0,27 0,28 0,28 0,36 0,36 0,37 0,38 0,35 0,39  0,40*  **  
** 

Multilateraler Anteil 
an der gesamten ODA   – 46,6 37,5 40,2 49,3 26,1 32,6 35,3 35,2 41,2 38,0 38,6*  **  **
inkl. EU  

Quellen:  Wirklichkeit der Entwicklungshilfe 2011, BMZ, Ref. 414, Bundeshaushaltspläne 2011-2013 und OECD-Datenbank.
  *vorläufig
  ** Zahlen lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

(1)  Über die Einnahmen des BMZ aus Schuldendienst verfügt der Finanz-, nicht der Fachminister.

(2)  Bei den Personalzahlen handelt es sich ab 2002 um die Soll-Planstellen.

(3)   ODA-Leistungen: Official Development Assistance (ODA) ist die Summe der öffentlichen finanziellen Leistungen an Entwicklungsländer, die vom Development
 Assistance Committee (DAC) der OECD als entwicklungsrelevant anerkannt worden sind.

(4)   ODA-Quote ist das Verhältnis der ODA-Leistungen zum Bruttonationaleinkommen (BNE), das seit 1998 international an die Stelle des Bruttosozialprodukts (BSP)
getreten ist. Die Berechnungen von BNE und BSP sind fast identisch.
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Öffentliche EZ (ODA) aller DAC-Länder

* vorläufig

Quelle: OECD-Datenbank (Stand 04.09.2012). Korea gehört dem DAC seit dem 1.1.2010 an. Dadurch erhöht sich die ODA-Summe der DAC-Länder auch rückwirkend 
um die ODA Koreas.
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Netto-Auszahlungen in Mio. US-Dollar

 2005 2006 2007 2008 2009 2010    2011*

1. USA 27.935 23.532 21.787 26.437 28.831 30.353 30.745

2. Deutschland 10.082 10.435 12.291 13.981 12.079 12.985 14.533

3. Großbritannien 10.772 12.459 9.849 11.500 11.283 13.053 13.739

4. Frankreich 10.026 10.601 9.884 10.908 12.602 12.915 12.994

5. Japan 13.126 11.136 7.697 9.601 9.457 11.021 10.604

6. Niederlande 5.115 5.452 6.224 6.993 6.426 6.357 6.324

7. Schweden 3.362 3.955 4.339 4.732 4.548 4.533 5.606

8. Kanada 3.756 3.683 4.080 4.795 4.000 5.209 5.291

9. Norwegen 2.794 2.945 3.735 4.006 4.081 4.580 4.936

10. Australien 1.680 2.123 2.669 2.954 2.762 3.826 4.799

11. Spanien 3.018 3.814 5.140 6.867 6.584 5.949 4.264

12. Italien 5.091 3.641 3.971 4.861 3.297 2.996 4.241

13. Schweiz 1.772 1.646 1.685 2.038 2.310 2.300 3.086

14. Dänemark 2.109 2.236 2.562 2.803 2.810 2.871 2.981

15. Belgien 1.963 1.977 1.951 2.386 2.610 3.004 2.800

16. Finnland 902 834 981 1.166 1.290 1.333 1.409

17. Korea 752 455 696 802 816 1.174 1.321

18. Österreich 1.573 1.498 1.808 1.714 1.142 1.208 1.107

19. Irland 719 1.022 1.192 1.328 1.006 895 904

20. Portugal 377 396 471 620 513 649 669

21. Neuseeland 274 259 320 348 309 342 429

22. Luxemburg 256 291 376 415 415 403 413

23. Griechenland 384 424 501 703 607 508 331

DAC-Länder

insgesamt 107.838 104.814 104.206 121.954 119.778 128.465 133.526

darunter EU-Mitglieder 

des DAC insgesamt 55.750 59.034 61.538 70.974 67.210 70.150 72.315
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Tabellenanhang

 Sektorale Aufteilung der bilateralen deutschen EZ

Zusagen bzw. Verpflichtungsermächtigungen in Mio. Euro 
und in Prozent der aufteilbaren FZ und TZ

 2007 2008 2009 2010 2011  2012 2013
     Soll Soll Plan

Bildung 116,10 84,70 176,30 92,65 94,60 126,78 206,0
 5,8% 3,5% 6,1% 3,4% 5,5% 4,9% 7,9

Demokratie, Zivilgesellschaft 209,48 209,95 375,39 222,02 194,38 428,59 207,3
und öffentliche Verwaltung 10,5% 8,6% 12,9% 8,2% 11,3% 16,7% 8,0%

Energie 207,15 266,90 310,75 353,95 202,00 225,86 195,0
 10,4% 10,9% 10,7% 13,0% 11,7% 8,8% 7,5%

Friedensentwicklung und  51,00 95,50 84,00 29,60 18,60 36,06 23,5
Krisenprävention 2,6% 3,9% 2,9% 1,1% 1,2% 1,4% 0,9%

Gesundheit, Familienplanung,  127,33 208,40 193,87 147,87 97,74 150,79 219,1
HIV/AIDS 6,4% 8,5% 6,7% 5,4% 5,7% 5,9 8,4%

Nachhaltige  353,83 326,30 473,11 419,88 336,79 361,58 355,0
Wirtschaftsentwicklung 17,8% 13,3% 16,3% 15,4% 19,6% 14,1% 13,5%

Sicherung der Ernährung,  52,50 143,10 120,50 75,5 62,54 73,13 135,0
Landwirtschaft 2,6% 5,8% 4,1% 2,8% 3,6% 2,9%  5,2%

Transport und  8,50 2,50 13,00 16,68 23,00 5,00 36,0
Kommunikation 0,4% 0,1% 0,4% 0,6% 1,3% 0,2% 1,4%

Trinkwasser, Wasser-  
management, Abwasser/ 276,37 308,85 281,80 411,88 249,86 271,82 339,3
Abfallentsorgung 13,9% 12,6% 9,7% 15,1% 14,5% 10,6% 12,9%

Umweltpolitik, Schutz und 
nachhaltige Nutzung  267,00 349,68 339,93 471,53 126,35 347,67 422,5
natürlicher Ressourcen 13,4% 14,3% 11,7% 17,3% 7,3% 13,6% 16,1%

Regionale Konzentration 
im Rahmen integrierter Ansätze  

30,30 29,50 44,81 3,95 24,50 30,60 k.A.

ländl./städt. Entwicklung 
1,5% 1,2% 1,5% 0,1% 1,4% 1,2% -

Gestaltungsspielraum(1) 287,36 424,62 493,04 477,03 291,64 565,93 475,2

 14,5% 17,3% 17,0% 17,5% 16,9%  22,1% 18,2%

Gesamt 1.986,91 2.450,00 2.906,49 2.722,24 1.722,00 2.566,30 2.613,90

Quellen: Zahlen 2007-2011: Wirklichkeit der Entwicklungshilfe 2011. Zahlen 2012-2013: BMZ (2012): Informationsvermerk für den Haushaltsausschuss und den 
Bundestagsausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu den Vertraulichen Erläuterungen 2013 für die bilaterale Finanzielle und Technische 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sowie die Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen. Bonn/Berlin; sowie die entsprechende Ausgabe für 2012.

(1) Aus den Mitteln des sogenannten „Gestaltungsspielraums“ werden Vorhaben außerhalb der mit den jeweiligen Partnerländern vereinbarten Schwerpunkte 
finanziert, denen die deutsche Entwicklungspolitik besondere Bedeutung beimisst. Dazu zählen überwiegend Maßnahmen in den Bereichen Gesundheit und Bildung. 
Außerdem werden im Gestaltungsspielraum die Vorhaben der allgemeinen Budgethilfe sowie Studien- und Fachkräftefonds erfasst.
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Regionale Aufteilung der bilateralen deutschen EZ

Quellen: Zahlen 2004-2010: Wirklichkeit der Entwicklungshilfe 2011. Zahlen 2011: BMZ (2012): Soll-Ist-Vergleich 2011 zu Kapitel 2302 Titel 86601, 89601 und 89603 
– Bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sowie Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen. Bonn/Berlin; Zahlen 2012-2013: 
BMZ (2012): Informationsvermerk für den Haushaltsausschuss und den Bundestagsausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu den Vertrauli-
chen Erläuterungen 2013 für die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sowie die Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen. 
Bonn/Berlin; sowie die entsprechende Ausgabe für 2012.

(1) Bis 2010: Mittelmeerraum/Naher und Mittlerer Osten. 2011 und 2012 inkl. Mittel für Afghanistan und Pakistan (2013 unter Förderregion Asien verbucht).

(2) Bis 2010: Afrika südlich der Sahara.

(3) Bis 2010: Südosteuropa, Zentralasien, Südkaukasus. Die Zahl 2003 enthält 2 Millionen Euro TZ-Mittel für andere europäische Länder.

(4) Bis 2010: Ost-/Südasien und Ozeanien. 2006 ohne Berücksichtigung der Tsunami-Mittel. Mit Tsunami-Mitteln insgesamt 470,5 Millionen Euro (30,2%).2013 inkl. 
Afghanistan und Pakistan.

(5) Regional nicht aufteilbare Mittel 2013: 723,8 Millionen Euro, darunter die Titel „Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen“ (2013: 80 Millionen Euro) und „Internati-
onale Zusammenarbeit mit Regionen“ (2013: 20 Millionen Euro).

Zusagen bzw. Verpflichtungsermächtigungen in Mio. € und in Prozent 
der gesamten regional aufteilbaren FZ und TZ

Förderregion 2004 2005 2006 2007 2008  2009 2010 2011 2012 2013
         Soll Plan

Naher Osten/
 281,2 243,6 239,2 291,5 312,5 279,2, 255,5 507,3 454,0 177,5Afghanistan/   

17,9% 14,0% 16,4% 15,6% 13,5% 10,5% 10,4% 21,4% 19,1% 7,1%Pakistan(1)

Afrika(2) 446,1 485,7 468,6 643,0 951,5 1.191,8 1.039,5 960,3 1.133,0 1.184,0
   28,4% 28,0% 32,2% 34,4% 41,2% 44,8% 42,5% 40,4% 47,4% 47,4%

Lateinamerika 178,7 189,0 144,8 187,5 281,5 301,8 227,0 303,1 263,0 257,5
 11,4% 10,9% 9,9% 10,0% 12,2% 11,3% 9,3% 12,8% 11,1% 10,3%

Südosteuropa,   245,7 240,7 233,4 278,0 288,2 327,5 265,7 193,3 169,0 159,0
Südkaukasus(3) 15,7% 16,0% 16,0% 14,9% 12,5% 12,3% 10,9% 8,1% 7,1% 6,4%

Asien(4) 417,8 576,1 369,5 470,8 476,3 561,1 659,2 413,4 364,0 721,0
 26,6% 33,2% 25,4% 25,2% 20,6% 21,1% 26,9% 17,4% 15,3% 28,9%

Regional  
1.569 1.735 1.455 1.871 2.310 2.662 2.447 2.377 2.377 2.499aufteilbare

FZ- und TZ (5)
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Tabellenanhang

Bilaterale FZ und TZ an die wirtschaftlich am wenigsten entwickelten Länder (LDC)

in Mio. Euro bzw. in Prozent

  Bezugsgröße    davon   davon

 FZ+TZ (Mio. €)    an LDC (Mio. €)  an LDC (prozentual) 
 regional aufteilbar 

1996 1.913    457,2   23,9%

1997 1.642    321,1   19,6%

1998 1.535    436,1   28,4%

1999 1.335    284,8   21,3%

2000 1.316    371,6   28,7%

2001 1.510    400,3   26,5%

2002 1.432    385,1   26,9%

2003 1.500    465,2   31,0%

2004 1.468    377,6   25,7%

2005 1.605    541,8   33,8%

2006 1.403    427,05   30,4%

2007 1.871    688,3   36,8%

2008  2.310    763,7   33,1%

2009 2.746    1.051,0   38,3%

2010 2.447    915,2   37,4%

2011 2.377    1.015,5   42,7%

2012 (Soll) 2.377    876,5   36,9%

Quellen:  Zahlen 1996-2010: Wirklichkeit der Entwicklungshilfe 2011; Zahlen 2011: BMZ (2012): Soll-Ist-Vergleich 2011 zu Kapitel 2302 Titel 86601, 
89601 und 89603 – Bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sowie Finanzielle Zusammenarbeit mit 
Regionen. Bonn/Berlin; Zahlen 2012: BMZ (2011): Informationsvermerk für den Haushaltsausschuss und den Bundestagsausschuss für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu den Vertraulichen Er-läuterungen 2012 für die bilaterale Finanzielle und Technische 
Zusammenarbeit mit Entwicklungslän-dern sowie die Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen. Bonn/Berlin; sowie die entsprechende 
Ausgabe für 2011.
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Förderung der Entwicklungszusammenarbeit zivilgesellschaftlicher Gruppen 
und der Wirtschaft aus dem Einzelplan 23
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Quellen: Zahlen 2005-2011: Die Wirklichkeit der Entwicklungshilfe 2011; Zahlen 2012-2013: BMF (2012): Entwurf zum Bundeshaushaltsplan 2013, 
Einzelplan 23. Berlin.

in Tausend Euro

 2005  2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
        Soll Plan

Entwicklungspolitische 10.375 10.457 10.995 11.000 11.896 12.000 12.000 17.600 15.000
Bildung (Titel 684 71) (2,23%) (2,18%) (2,22%) (2,06%) (1,96%) (1,80%) (1,79%) (2,43%) (2,07%)

Förderung des  - - - - - - - - 5.000 
kommunalen Engage-         (0,69%)
ments (Titel 685 71) 

Ziviler Friedensdienst 14.520 14.550 17.050 19.050 30.000 30.000 29.000 29.000 29.000
(Titel 687 72) (3,12%) (3,04%) (3,45%) (3,56%) (4,95 %) (4,49%) (4,32%) (4,00%) (4,00%)

Förderung der  
29.650 30.396 31.020 33.520 39.130 41.720 44.131 42.020 42.020

 
Sozialstruktur 

(6,38%) (6,35%) (6,27%) (6,26%) (6,46%) (6,17%) (6,57%) (5,79%) (5,79%)
(Titel 687 03)

Politische Stiftungen  181.180 184.818 189.566 201.403 216.339 233.000 233.000 247.400 247.400 
(Titel 687 04) (38,98%) (38,61%) (38,32%) (37,64%) (35,73%) (34,85%) (34,69%) (34,10%) (34,10%)

Vorhaben privater 29.000 30.833 34.430 34.162 38.611 58.000 58.000 63.780 61.380 
Träger (Titel 687 76) (6,24%) (6,44%) (6,96%) (6,38%) (6,38%) (8,68%) (8,63%) (8,79%) (8,46%)

Entwicklungs-  
38.000 38.000 41.000 43.000 47.390 60.000 60.609 79.800 79.800

 
partnerschaft mit der

 (8,17%) (7,94%) (8,29%) (8,04%) (7,83%) (8,98%) (9,02%) (11,00%) (11,00%)
 

Wirtschaft (Titel 687 11)

Entwicklungspolitischer 
 – – – 11.870 27.036 29.000 30.000 30.000 30.000

Freiwilligendienst    
(2,22%) (4,46%) (4,34%) (4,47%)  (4,13%) (4,13%)

(Titel 687 74)

Vorhaben der Kirchen 162.135 169.635 170.634 181.086 192.000 205.000  205.000 216.000 216.000
(Titel 896 04) (34,88%) (35,44%) (34,49%) (33,84%) (31,71%) (30,66%) (30,52%) (29,77%) (29,77%)

Gesamt 464.860 478.689 494.695 535.091 605.520 668.720 671.740 725.600 725.600

Anteil am BMZ-Haushalt 12,2 % 11,6 % 11,0 % 10,3 % 10,4 % 11,0 % 10,8 %  11,4 % 11,3%
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Akzentsetzungen in der deutschen Entwicklungspolitik 1991-2012
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1991   Das BMZ führt fünf Kriterien für die Vergabe von EZ-Mitteln ein: Menschenrechte, 

Partizipation Rechtsstaatlichkeit, soziale und marktorientierte Wirtschaftsordnung, 

Entwicklungsorientierung der Regierung.

1992   Im Kontext der Rio-Konferenz wird Umweltschutz verstärkt Thema der EZ; Beiträge zur 

Global Environment Facility (GEF), Umwandlung von FZ-Schulden für Maßnahmen des 

Umweltschutzes.

1993  Verstärkte Hilfsmaßnahmen für Transformationsländer in Osteuropa.

1994/95   Kopenhagen-Prozess: Verhaltene Unterstützung für 20/20-Initiative; Armutsbekämpfung 

als zentrales Thema deutscher EZ bekräftigt. In Folge der 4. Weltfrauenkonferenz in 

Peking wird „Gender Mainstreaming“ in der deutschen EZ als Prinzip verankert.

1996  Zögerliche Unterstützung für OECD/DAC-Ziele zur Armutsbekämpfung für 2015.

1998    Die ODA-Quote fällt auf 0,26% und damit auf den absoluten Tiefstand seit 1964 (1982 

und 1983: 0,47%). Die neue rot-grüne Regierung will den Abwärtstrend umkehren. Sie 

will Entwicklungspolitik als „Globale Strukturpolitik“ betreiben. Das BMZ erhält Sitz und 

Stimme im Bundessicherheitsrat.

1999   BMZ setzt sich auf dem G-7-Gipfel mit Erfolg für die Entschuldung der ärmsten Länder 

ein. Frei werdende Mittel sollen der Armutsbekämpfung dienen.

BMZ verstärkt Maßnahmen zur Krisenprävention.

2000   Einschnitte im BMZ-Haushalt. BMZ wählt erstmals „Schwerpunktpartnerländer“ und 

„Partnerländer“ aus. 

2001   Aktionsprogramm 2015 zur Armutsbekämpfung wird vom BMZ vorbereitet und vom 

Kabinett verabschiedet. Armutsbekämpfung wird zur „überwölbenden Aufgabe 

deutscher Entwicklungspolitik“ erklärt. Nach dem 11. September erhält das BMZ 

die Verfügungsberechtigung über zusätzliche Mittel aus dem „Anti-Terror-Paket“ im 

Einzelplan 60. 

2002   Die „Anti-Terror-Mittel“ werden für 2003 dem Einzelplan 23 zugeschlagen und führen 

trotz des ansonsten leicht gekürzten Ansatzes zu einer optischen Erhöhung des BMZ-

Haushalts. Die Bundesregierung verpflichtet sich beim EU-Gipfel in Barcelona, die 

deutsche ODA-Quote bis 2006 auf mindestens 0,33 Prozent zu erhöhen. 

2003   Der Sondertitel zum Aktionsprogramm 2015 wird im Haushaltsentwurf für 2004 aufgelöst 

und in die „Instrumententitel“ umgesetzt.

2004   BMZ und BMU veranstalten gemeinsam die Internationale Konferenz über erneuerbare 

Energien (Renewables 2004). BMZ kündigt Sonderfonds für erneuerbare Energien und 

Energieeffizienz an.

2005   Im Rahmen des Stufenplans der EU verpflichtet sich die Bundesregierung, die deutsche 

ODA bis 2010 auf 0,51 Prozent und bis 2015 auf 0,7 Prozent des BNE zu erhöhen. In Folge 

der Tsunami-Katastrophe im indischen Ozean stellt die Bundesregierung zusätzliche 500 

Mio. Euro für die Jahre 2005-2009 bereit.

2006   Deutsche ODA (2005) erreicht aufgrund der Anrechnungen von Schuldenerlassen für Irak 

und Nigeria neuen Höchststand von 9,9 Mrd. US-Dollar. BMZ startet nach Kritik im DAC-

Prüfbericht für Deutschland Reform der staatlichen EZ-Institutionen.

2007   Im Zuge des G-8-Gipfels von Heiligendamm kündigt die Bundesregierung die Aufstockung 

der deutschen EZ-Mittel um 750 Millionen Euro an. Die Mittel sollen vor allem der 

Unterstützung Afrikas und der verstärkten Bekämpfung von HIV und AIDS dienen. 

2008   Die Zahl der Partnerländer deutscher EZ wird auf 58 reduziert. Vor der Doha-Konferenz 

über Entwicklungsfinanzierung erklärt das BMZ die Bekämpfung der Steuerflucht aus 

Entwicklungsländern zur politischen Priorität.

2009   Im Zuge der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise plädiert die 

Bundesentwicklungsministerin als Mitglied der Stiglitz-Kommission für tiefgreifende 

Reformen der globalen Wirtschafts- und Finanzinstitutionen. Mit dem Ende 

der Großen Koalition endet auch die Ära von Heidemarie Wieczorek-Zeul als 

Bundesentwicklungsministerin.

2010   Akzentverschiebung in der Entwicklungspolitik nach dem Regierungswechsel. Stärkere 

Betonung der Kooperation mit der Wirtschaft. Fusion von GTZ, InWEnt und DED zur neuen 

Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) wird vorbereitet.

2011   GIZ nimmt ihre Arbeit auf. BMZ feiert 50-jähriges Bestehen und präsentiert neues 

entwicklungspolitisches Konzept. Mehrheit der Bundestagsabgeordneten unterstützt 

„Entwicklungspolitischen Konsens“ zur Erreichung des 0,7-Prozentziels.

2012   Gründung von „Engagement Global“ als zentraler Anlaufstelle für entwicklungspolitische 

Informations- und Bildungsarbeit. Verstärkte Nutzung der Mischfinanzierung („Blending“) 

in der EZ. Horst Köhler vertritt Deutschland im Post-2015-Panel der UN.

>>>

>>>
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Tabellenanhang

Partnerländer der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
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Quelle: www.bmz.de/de/was_wir_machen/laender_regionen/auswahlkriterien/index.html#t1

Stand: Oktober 2012

Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen 
von Länderprogrammen

Region Kooperationsland

Asien  Afghanistan, Bangladesch, Indien, 
Indonesien, Kambodscha, Kirgisistan, 
Laos, Mongolei, Nepal, Pakistan, 
Tadschikistan, Usbekistan, Vietnam

Südosteuropa / Albanien, Kosovo, Serbien, Ukraine
Kaukasus  

Lateinamerika Bolivien, Brasilien, Ecuador, Guatemala,
und Karibik  Honduras, Kolumbien, Mexiko,  Peru 

Nordafrika / Ägypten, Jemen, 
Naher Osten Palästinensische Gebiete, 

Afrika  Äthiopien, Benin, Burkina Faso, Burundi, 
Ghana, Kamerun, Kenia, Demokratische 
Republik Kongo, Mali, Malawi, Marokko, 
Mauretanien, Mosambik, Namibia, Niger, 
Ruanda, Sambia, Südafrika, Südsudan, 
Tansania, Togo, Uganda

Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen 
regionaler oder thematischer Programme

Region Kooperationsland

Asien  Myanmar, Philippinen, Sri Lanka, Timor-
Leste, länderübergreifende Zusammen-
arbeit Zentralasien (inkl. Kasachstan und 
Turkmenistan)

Südosteuropa /  Bosnien und Herzegowina, 
Kaukasus   Kaukasus-Initiative (Armenien, 

Aserbaidschan, Georgien), Moldau

Lateinamerika Karibik-Programm (Dominikanische 
und Karibik Republik, Haiti, Kuba), Costa Rica,  
 El Salvador, Nicaragua, Paraguay

Nordafrika /  Jordanien, Syrien
Naher Osten

Subsahara Algerien, Programm „Fragile Staaten
Afrika  Westafrika“ (Côte d‘Ivoire, Sierra Leone, 

Liberia, Guinea), Madagaskar, Nigeria, 
Senegal, Tunesien

Die Hauptempfängerländer deutscher 
bilateraler EZ, Rahmenplanung 2013

Quellen: BMZ (2012): Vertrauliche Erläuterungen 2013 für 
die bilaterale Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern sowie die Finanzielle Zusammenar-
beit mit Regionen. Bonn/Berlin; sowie die entsprechende 
Ausgabe für 2012.

*   Zweijahreszusage (aufgelistet sind 50 Prozent der 
Zusage)

**  Dreijahreszusage (aufgelistet ist ein Drittel der Zusage)

(1)    Zusätzlich sind im Etat des Auswärtigen Amtes für 2013 
180,7 Millionen Euro für Leistungen im Rahmen des 
Stabilitätspaktes Afghanistan vorgesehen.

 

EZ-Zusagen bzw. Soll-Werte 2013

  Land Mio. €

1  Afghanistan (1) 240,0

2  Dem. Republik Kongo 67,0

3  Indien 60,5

4  Kenia** 59,5

5  Palästinensische Gebiete 55,0

6  Tansania** 48,5

7  Ägypten* 48,3

8  Uganda** 47,0

9  Pakistan* 46,75

10 Tunesien 45,0

11 Jemen* 39,5

12 Malawi* 38,5

13 Namibia* 38,5

14 Benin** 33,0

15 Vietnam* 31,6
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Woher kommt die deutsche ODA?

Herkunft der Mittel                  2008                   2009                  2010
 Millionen € % Millionen € % Millionen € %

ODA insgesamt 9.692,9 100,0 8.674,1 100,0 9.803,9 100,0

BM für wirtschaftliche  5.217,9 53,8 5.537,8 63,8 5.862,5 59,8
Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) 

Auswärtiges Amt (AA)  636,1 6,6 782,2 9,0 854,5 8,7
(u.a. humanitäre Hilfe)

BM für Umwelt, Naturschutz  82,0 0,8 160,9 1,9 155,5 1,6
und Reaktorsicherheit (BMU)

BM für Bildung und  58,8 0,6 73,3 0,8 78,9 0,8
Forschung (BMBF)

Beauftragter der  55,8 0,6 55,8 0,6 61,4 0,6
Bundesregierung f. Kultur 
und Medien

BM für Ernährung,  25,6 0,3 25,8 0,3 25,6 0,3
Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV)

BM für Gesundheit (BMG) 22,5 0,2 25,0 0,3 27,0 0,3

BM für Wirtschaft und  19,4 0,2 22,9 0,3 17,6 0,2
Technologie (BMWi)

BM der Verteidigung (BMVG) 8,2 0,1 6,5 0,1 9,0 0,1

BM für Arbeit und Soziales  6,1 0,1 16,4 0,2 17,3 0,2
(BMAS)

BM der Finanzen (BMF) 4,7 0,0* 4,7 0,1 5,2 0,1

BM des Innern (BMI) 4,6 0,0* 5,7 0,1 5,2 0,1

BM für Familie, Senioren,  2,9 0,0* 2,7 0,0* 2,7 0,0*
Frauen und Jugend (BMFSFJ)

BM der Justiz (BMJ)  2,4 0,0* 2,5 0,0* 3,0 0,0*

BM für Verkehr, Bau und  0,4 0,0* 0,3 0,0* 0,2 0,0*
Stadtentwicklung (BMVBS)

Deutscher Bundestag  0,1 0,0* 0,5 0,0* 0,5 0,0

ODA-anrechenbarer Anteil  1.201,9 12,4 1.271,3 14,7 1.335,5 13,6
aus dem EU-Haushalt

Bundesländer (v.a.  688,3 7,1 703,7 8,1 713,0 7,3
kalkulatorische 
Studienplatzkosten)

Bundesvermögen  2.280,7 23,5 103,3 1,2 163,3 1,7
(Schuldenerlasse)

Marktmittel (Kredite zu  331,9 3,4 527,3 6,1 1.154,9 11,8
Marktkonditionen)

Sonstige (u.a. DEG)  415,5 4,3 252,5 2,9 368,7 3,7

Tilgungen -1.373,0 -14,2 -907,0 -10,5 -1.057,8 -10,8

Quelle: Bundeshaushaltspläne 2010 und 2011 und www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/Mittelherkunft_der_bi-_und_multilateralen_ODA_2009-2010.pdf. 

Aktuellere Zahlen sind bis zum Redaktionsschluss nicht veröffentlicht worden.

*0,0 = 0 – 0,049
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Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012
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Die bisherigen Berichte  
und ihre Themenschwerpunkte

20. Bericht 2012 (Teil 1)  Wohin steuert die Entwicklungspolitik? Die Suche nach neuen 

Konzepten und Partnerschaften

19. Bericht 2011  Was wirkt wirklich? 

Die Debatte über die Entwicklungswirkungen deutscher Politik

18. Bericht 2010  Profitable Partnerschaft? Entwicklungszusammenarbeit 

mit der deutschen Wirtschaft

17. Bericht 2009  Kurs auf Kopenhagen� Entwicklungspolitische Anforderungen 

an die deutsche Klimafinanzierung

16. Bericht 2007/08  Stärkung der öffentlichen Finanzen als Aufgabe 

deutscher Entwicklungspolitik

15. Bericht 2006/07  Halbzeitbilanz zur Umsetzung der Millenniumsent-

wicklungsziele (MDGs)

14.  Bericht 2005/06  Budgetfinanzierung als Instrument der  Armuts bekämpfung?

13. Bericht 2004/05  Die Folgen des Tsunami für die deutsche Entwicklungs-

zusammenarbeit

12. Bericht 2003/04  Die deutsche Antiterror- und Konfliktpolitik – 

Mit Soft-Power zu stabilem Frieden?

11. Bericht 2002/03  Die Aids-Problematik als Entwicklungshemmnis – 

Lösungsansätze und Initiativen

10. Bericht 2001/02  Die Verwirklichung der Millenniumsentwicklungs ziele 

(MDGs) für Kinder

9. Bericht 2000/01  Perspektiven der Finanzierung nachhaltiger ländlicher 

Entwicklung

8. Bericht 1999/2000  Die Verschuldung der Dritten Welt – Welchen Beitrag leistet 

die HIPC-Initiative zur Bereinigung der Schuldenkrise  

und zur Armutsbekämpfung?

7. Bericht 1998/99  Hindernisse auf dem Weg zum Ziel „Bildung für alle“

6. Bericht 1997/98  Zur Praxis der deutschen Entwicklungspolitik 1998

5. Bericht 1996/97  Auswirkungen der deutschen und europäischen Subven-

tionspolitik auf die Entwicklungsländer im Agrarsektor

4. Bericht 1995/96  Deutsche Begünstigung der Korruption beenden

3.  Bericht 1994/95  Qualität und Rahmenbedingungen deutscher Entwicklungs-

zusammenarbeit

2. Bericht 1993/94  Qualität der deutschen Entwicklungshilfe, Kohärenz der 

deutschen Süd-Politik

1. Bericht 1992/93  Kritische Bestandsaufnahme der deutschen Entwicklungspolitik
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